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Südliches Afrika S.4 

Als "Wind des Friedens" priesen westliche 
Beobachter den t\ichtangriffsvertrag 
Mo~ambique-Südafrika. Samora Machel 
be-trachtet ihn als Atempause. Die Befrei· 
ungsbewegung ANe sieht in ihm keinen 
Schritt zum Frieden. Angola will sein Ab­
kommen mit Pretoria von einem Niehtan· 
griffsvertrag unterschieden wissen. 
Wir dokumentieren und zeigen lIinter­
gründe auf. 

6uatemala-Sonderteil S.11 

A. MeTtes (CDU), Staausekretär des Aus· 
wärtigen Amtes, will in Guatemala einen 
bemerkenswerten Demokratisierungspro­
leB erspäht haben. Unser Guatemala-Son­
dertei! vermag dies nicht zu bestätigen. Die 
Generalsdiktatur bleibt extrem repressiv, 
ohne den Volkswiderstand und die Gueril­
la ausschalten zu können . 
Wir beleuchten die verschiedenen Seiten 
von Krise und Befreiungskampf in Guate­
mala. 

EI Salvador 5.42 

Neues Wahlspeklakel, neue Farce. Auf die· 
se Kurzformel könnte man die erste Run­
de der salvadorianischen Präsidentschafts· 
wahlen vom 25 . März d.J. bringen. Wir 
stelten die Ei nschätzungen der salvadoria­
n ischen Befreiungsfronten .'M LN/FDR 
und einer bundesdeutschen unabhängigen 
Beobachtergruppe vor. 
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Aktueller Kommentar: Die Verminung Mittelamerikas 
Ronald Reagan ist nicht.so leicht aus der 
Ruhezu bringen. 
Bereits im November letzten Jahres 
konnte: die Verurteilung der Grenada­
Invasion dUTchdie UN-Vollversammlung 
sein "Frühstück in keinster Weise stö­
ren", Genauso wenig berührte ihn jetzt 
die Forderung dei von seiner Republika. 
nischen Partei kontrollierten Senats, kei­
ne Finanzmittel für die Venninung von 
nikaraguanischen Häfen zu benutzen: 
"Wenn sie nicht bindend ist, kann ich 
damit leben," 
Andernfalls umgeht der US-Präsident 
den Kongreß. Am 13. April d.J.ordnete 
er die sofortige Lieferung von Waffen an 
EI Salvador an, da ein entsprechender 
Beschluß des Kongresses auf sich warten 
ließ . 

"Grenadero I" 

Trou. UN-Beschlüssen. Protesten des USo 
Parlamenu und der Vtrbündeten geht 
dieser US-Präsident. umgeben von ande­
ren Vollzugsgehilfen der Rüstungsindu­
strie, seinen Weg: die schrittweise Aus­
lösung eines Krieges gegen Nikaragua 
und die Befreiungsbewegung EI Salva­
dors. 
Am US-Kongreß vorbei wird Honduras 
hinter dem Rauchvorhang von Militär­
manövern mit Stützpunkten ruf bereits 
1.750 dort stationier te ~larine5 und Ran­
gen übersät. Die militarischen übungcll. 
die ohnehin nicht der Zustimmung des 
Kongresses bedürfen . gehen unterdessen 
weiter. 
Am I. April d.J. begannen die Manöver 
"Grenadero }" an denen sich u.a. Trup­
pen der 82. Luftlandedivision beteiligen, 
die bereits an der Grenada-Invasion be­
teiligt waren. Siedienen u.a. dazu. an der 
Grenze zu EI Salvador und Nikaragua 
zwei Flugpisten anzulegen. 
An den "Ocean Venture 'S4"-Manövern 
in der Karibik beteiligen sich ab dem 20. 
April 30.000 US-Soldaten. 
Die direkte Beteiligung der USA am 
Krieg in MiueJamerika ist kein Geheim­
nis mehr. Sie wird schleichend ausgewei­
tet, um die öffentlichkeit daran zu ge­
wöhnen und um den Kongreß vor vollen· 
dete Tatsachen zu stellen. 
Regelmäßig halten US-Spionageflugzeu­
ge aus Honduras und der Panamakanal· 
zone Ausschau nach salvadorianischen 
Guerilleros. US-Piloten sind selbst an 
Bombenangriffen in EI Salvador betei­
ligt. Der Aufbau und die Steuerung der 
nikaraguanischen "Contras" durch den 
CIA ist schon lange ein offenes Geheim­
nis. 
Doch bisher leugnete die Reagan-Admi-

nistration eine direk te Beteiligung an ih­
ren Sabotageaklionen. Sie stellte die 
"Contras" als "Freiheitskämpfer" dar, 
die Waffen transporte an die Befreiungs­
front in EI Salvador verhindern und die 
Sandinistas zu Zugeständnisstn zwingen 
sollen. 

Mit dieser Argumentation erreichte Rea­
gan bisher die Bewilligung von 64 Mio 
Dollar fiir die antisandinisti!chen 
Söldner und ihr Anwachsen von ur­
sprünglich 500 auf heute 18.000 Mann. 
Ent das offizielle Eingeständnis, daß der 
CIA direkt an der Verminung nikaragua­
nischer !iafen beteiligt ist und der US­
Präsident im Februar d.]. dazu seine 
!chriftliehe Ein ..... illigung gab, löste in 
den USA Empörung aus. 
Selbst bedingungslose Untentützer Rea­
gan 'scher Mille!amerikapolitik wie die 
Senatoren Daniel P. ~foynihan und 
Barry Goldwau:r zeigten sich verargert. 
Goldwater bemängelte in einem Brief an 
den CtA-Direktor William S. Casey, daß 
er als Vorsitzender des Geheimdienstaus­
schusses über die Verminungnicht infor­
miert wurde: "Dies ist eine Handlung, 
die das internationale Recht verletzt. 
Dies ist eine Kriegshandlung," 

Die sonst um Ausgewogenheit bemühten 
Contadora-Staaten (~fexiko, Venezuela. 
Kolumbien. Panama) kritisierten die 
Ve.rminung und die neuerlichen Manöver 
in Honduras. Kanada, die Niederlande, 
Belgien, Dänemark, Spanien und sogar 
die Regierung Thatcher intervenierten 
bei der Reagan-Administration. Frank­
reich bOl sich gar an, bei der Räumung 
der Minen behilflich zu sein. 
Trotz alledem macht die Reagan-Admi­
nistration weiter wie gehabt. Kaum war 
ihre Beteiligung an der Verminung be­
kannt gemacht, eröffneten die 8.000 
"Contras" eine neue Offensive gegen 
Nikaragua. DM Veto WashingLOns im 
UN-Sicherheitsrat gegen eine Verurtei­
lung der Verminung und die Ablehnung 
aller Beschlüsse des Internationalen Ge­
richt5hofs in Den Haag, den Nikaragua 
eingeschalte t halte, machen erneut deut­
lich, daß man sich herdich wenig um das 
Völkerrecht schert. 
"Das legalistische Herangehen an inter­
nationale. Angelegenheiten", so die UN­
Botschafterin ]eane Kirkpatrick, sei un­
angebracht, um mit der "Realität der 
kommunistischen Aggression und Sub­
version" umzugehen. 

Auch heute sind die intemationalen Pro­
teste nicht mehr als ein Sturm im Wasser­
glas. So haUe Frankreich seine Hilfe bei 
der Minenräumung von der Beteiligung 
anderer westeuropäischer Staaten ab­
hängig gemacht - die natürlich ausblieb. 

Und Bonn stellt .sich als einziges europä­
isches Land voll hinter die USA. 
Wemer Marx (CDU) , Vorsitzender des 
außenpolitischen Ausschusses des Bun­
destags. kritisierte mit ähnlichen Worten 
wie]. Kirkpatrick die Schelte der west­
lichen Regierungen. Er bemängelte, daß 
sie bei der Beurteilung der Lage die In­
teressen der USA nicht berücksichtigen 
würden. Marx rechtfertigte die Ver­
minung damit. daß über nikaraguanische 
Häfen Waffen nach EI Salvador ver­
schifft würden und die Minen nicht dazu 
dienten, Schiffe zu versenken. 
Die kriegerischen Handlungen Washing­
tons finden auf dem Hintergrund einer 
rur die Interventen zusehends ungünsti­
geren Lage in der Region statt. Guate­
mala und Kostarika stehen einer offenen 
US-Aggression immer ablehnender ge­
genüber. 
Die Absetzung des Oberbefehlshabers 
der honduranischen Armee Gustavo 
Alvarez Anfang April d.]. hat neue Iloff­
nungen auf eine friedlichere Außenpoli­
tik Honduras' geweckt. Das Wahldebakel 
in EI Salvador und der Sürkezuwachs 
der Guerilla hat die Position des salvado­
rianisehen Regimes nicht gerade ge­
stärkt. 
Doch Reagan SIeht angesichts des Vor­
marsches der F~ILN und der Wahlen in 
Nikaragua unler Zeitdruck. Enlweder es 
gelingt, die .sandinist ische Regierung vor 
den Wahlen zu nurzen bzw. diese zu 
verhindern, oder Washington hat es am 
4. November 1984 mit einer gewahlten 
Regierungzu tun. 

Die Sandinistas verlassen sich jedenfalls 
nicht auf das Wohlwollen der Welt­
öffentlichkeit. Sie haben alle Staaten 
aufgefordert, •• das nikaraguanische Volk 
mit den technischen und militärischen 
MitleJn zu versorgen, die notwendig 
sind, um sich gegen den staatlichen Ter­
rorismus, der von der US- Rt;:gierung ge­
gen das Volk und die Regierung Nikara­
guas losgelassen wurde, zu verteidigen". 
Ein Einmarsch von US-Truppcn in EI 
Salvador oder Nikaragua könnte MitteI­
amerika in ein riesiges Minenfeld verwan­
deln - aus dem sie ungeschoren nicht 
mehr herauskommen. Nico ßiver 
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Südliches Afrika 

Rainer Falk 

Kein Frieden im Südlichen Afrika 
Noch ~ur Jahreswende 1983/84 unter­
nahm Südafrika mit der "Operation 
Askari" seine größte Militäraktion ~gen 
Angola seit der Invasion von 1975/76. 
Bis zu 250 km drangen Armee-Einheiten 
Pretorias auf angolanisches Gebiet vor. 
Jetzt, ein gutes Vierteljahr später, 
schwärmen westliche Beobachter vom 
.,Wind des Friedens und der Verände­
rung". der den südlichen Teil des Konti­
nents durchwehe. Das Disengagement­
abkommen mit Angola von Mille Febru­
ar und das Nkomati-Abkommc:n über 
"Nichtangriff und gute Nachbarschaft" 
mit Mo<;:ambique vom 16. März cl.]. gei­
len als Beweise rur eine "neue" südafri· 
kanische Friedenspolitik, tatkräftig uno 
terstützt und inspiriert dun:h das "kon­
struktive Engagement" der Reagan­
Administration. 

Konfliktursachen unberüh rt 

Doch die diplomalischen Arrangements 
sind von geringer Stabilität und lassen 
die eigentlichen Ursachen des Konflikts 
im Südlichen Afrika unberührt. 
Solange es keine "klar ausgehanddte 
Lösung (der Namibiafrage: d. Verf.) 
gibt," machte Sam Nujoma. Präsident 
der Südwestafrikanischen Volksorgani· 
sation (SWAPO), klar, "wird das Volk 
von Namibia seinen Widerstand foruet­
zen, bis die vollständige Freiheit rur un­
ser Land errungen ist" I. 

Und Dr. Allan Boesak, Präsident des 
Weltrates der Reformierten Kirchen und 
Mitbegriinder der Vereinigten Demokra­
tischen Front (UDF) in Südafrika, sagt: 
"Wie viele Verträge aueh unte~eichnet 
werden mögen. wir werden den Kampf 
für Freiheit, Demokratie und Gerechtig· 
keit nicht aufgeben - der letzte (und 
enucheidende) Vertragsabschluß muB 
mit uns erfolgen. "2 
Als geite es, genau dies zu unterstrei­
chen, griff eine Einheit des Umkhonto 
We Sizwe (Speer der Nation), der be· 
waffnete Arm der südafrikanischen Be· 
freiungsbewegung Afrikanischer Natio­
nalkongreß (ANC), eine knappe Woche 
vor der pompösen Vertragsunte~eich· 
nung am Nkomati·Fluß eines der grö­
ßten südafrikanischen Treibstoffdepots 
in Ermelo, nahe der Grem:e zu Swazi-
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land, an. Die Rauchsäulen über Ermelo 
demonstrieren ebenso wie verstärkte 
Kämpfe zwischen der südafrikanischen 
Armee und SWAPO-Guerilleros in Nord­
namibia, daß "die Rechnung" nicht 
ohne den Faktor "Befreiungsbewegun­
gen" gemacht werden kann. 
Gleichwohl wäre es naiv zu übersehen, 
daß sich die Bedingungen des Befreiungs­
kampfs im Südlichen Afrika durch die 
erfolgreiche Vertragspolitik Pretorias zu­
mindest vorübergehend verschlechtert 
haben. Im Nkomati-Abkommen (siehe 
Kasten) mußte sich Mo~mbique ver­
pflichten, die Durchreisemöglichkeiten 
rur ANC-Mitglieder durch sein Territo· 
fium zu unterbinden. Zwar hält r.,'lo,,"am· 
bique seine prinzipielle Position der poli­
tischen und moralischen Solidarität mit 
dem ANC aufrecht. Flüchtlinge aus 
Südafrika erhahen in MoS-ambique wei· 
terhin Asyl und der ANCdiplomatischen 
Status in Mapulo. 
Auch jene Vertragsklauseln, die eine 
Duldung südafrikafeindlicher Militärba­
sen auf mo(,:aznbiquanischem Territo­
rium untersagen, sind von geringer prak­
tischer Bedeuwng, da der ANC auch bis­
her über derartige Basen nicht verfUgt 
hat. Aber die allgemeinen Bewegungs­
möglichkeiten des ANC, "um in unser 
eigenes Land zu gelangen", werden den· 
noch eingeschränkt - "ein vorüberge. 
hendes Problem", so ANC-Präsident 
Oliver Tambo, "das überwunden werden 
kann" und das "wir auch schon in der 
Vergangenheit gehabt" haben 3 . 

"Friedliche Koexistenz" 

Schwerer wiegt da, daß die FRELlMO· 
Regierung dem Rassistenregime in Pre­
toria implizit ein Maß an Anerkennung 
seiner völkerrechtlichen Legitimitiit zu­
gestehen mußte, das ihm die schwan.­
afrikanischen Staaten bislang stets ver­
sagt haben. 
"Solche Übereinkommen, abgeschlossen 
mit einem Regime, das weder das morali­
sche noch das juristische Recht hat. uno 
ser Land zu regieren," heißt es treffend 
in einer am Tage der Vertragsunterzeich· 
nung von Nkomati herausgegebenen 
Stellungnahme dei ANC (s iehe Kasten). 
"können nur zur Verfestigung der un-

rechtmäßigen Herrschaft der weißen 
Siedlenninderheit in Südafrika beitra­
gen." 
So liegt klar auf der Hand, daß das 
Botha.Regime den Veru-agvon Nkomati 
nutzen wird, um seine internationale iso· 
lierung zu durchbrechen - auch wenn 
MO'iambique seine politische Gegner­
schaft zum Apartheidsystem weiterhin 
öffentlich und ernsthaft erklärt. 

Eine "friedliche Koexistenz" zwischen 
einem unabhängigen Land wie Mo,,"am. 
bique, das sich den Prinzipien des Anti­
rassismus. der R;m;engleichheit und der 
internationalen Solidarität verbunden 
fühlt, und dem Apartheidstaat, auf den 
wegen seiner inneren Verfassun~ und sei· 
ner systembedingten AggressiVItät nach 
außen alle Kriterien völkerrechtlicher 
Ächtung zutreffen, kann es auf Dauer 
nicht geben. Geradedeshalb aber wird es 
sich in Zukunft erst erweisen müssen, ob 
der von Maputo mit dem Nkomati· 
Abkommen beabsichtigte "Modus 
vivendi" (so Präsident Samora Machei) 
dem Land die erhoffte Atempause auch 
tatsächlich verschaffen wird. 
Immerhin gestand Südafrika im Gegen­
zug die EinsteUung seiner Unterstützung 
flir den Nationalen Mo,,"ambiquanischen 
Widerstand (RNM) zu, jene Terrororga. 
nisation, die aillnstrument südafrikani­
scher Destabilisierungspolitik inden ver­
Ifol.ngenen Jahren vorzugsweise Objekte 
des wirtschaftlichen Autbaus sabotiert 
und die Landbevölkerung massakriert 
hatte. 
Noch am selben Tag, als das Abkommen 
unte~eichnet wurde, unterband Preto­
ria die Tätigkeit des in der Provinz Trans· 
vaal stationierten Rundfunksenders der 
RNM. Die RNM ihrerseits verkündet 
großspurig, daß sie über genügend Waf­
fen verfUge. um sich noch mindestens 
zwei wellere Jahre am Leben zu erhal­
ten. 
Und es gehört keine große Sehergabe 
dazu, um vorherzusagen, daß Südafrika 
eine künftige Verstärkung der bewaffne­
ten Widerstandstätigkeit des ANC als 
Veru-agsverletzung Maputos interpretie­
ren und erneut mit seiner Trumpfkarte 
RNM drohen wird. 
Die grundsätzliche Instabilität des Nko' 
mati-Abkommens rührt nicht zuletzt aus 
dem Umstand, daß es MoS-ambique aus 



einer Zwangslage heraus geschlossen hat, 
in die es dun:h Südafrikas jahrelangen 
unerkUirten Krieg, durch eine Hochw3s­
serkatastrophe 1977/78 und die danuf­
folgende schwerSte Dürre seit 200 Jahren 
gebracht worden war. 
Seit seiner Unabhängigkeit - 50 bilan­
zierte die Regierung vor kurzem anUiß· 
lieh des Antrags auf Umschuldung seiner 
1,4 Mrd DoUar Auslandsschuld bei west­
lichen Geberländern und -institutionen 
- hat das Land unverschuldet wirt· 
schaftlicheSchäden in Höhe von 5,6 Mrd 
Dollar erlitten. 
Der größte Teil davon, nämlich .3,6 Mrd 
Dollar, ist durch den unerklärten Krieg 
Pretorias verursacht worden. Die militä­
rischen überfalle durch die südafrikani· 
sehe Annee und die Sabotageaktivität 
der RNM in den Jahren 1982/8.3 koste­
ten Mo~ambique mindestens 333 Mio 
Dollar - etwa genau so viel wie die ge­
samten Exporteinnahmen im selben 
Zeitraum gebracht haben. 
Und wer immer noch meint, wirtschaft· 
liehe Sanktionen seien eine ineffektive, 
stumpfe Waffe, dem gibt die von Süd­
afrika gegen Mo~ambiqueverfolgte Boy­
kotlstrategie ein Lehrbeispiel. das das 
Gegenteil beweist. Durch gezieltes An­
setzen an den Schwachstellen der von 
kolonialer Deformation und Verflech­
tung gekennzeichneten ökonomie 
Mopmbiques brachte Pretoria das Land 
an den Rand des wirtschaftlichen Zu­
sammenbruchs: Insgesamt über 3.4 Mrd 
Dollar kostete Mo~ambique der Rück­
gang des südafrikanischen Handdstrans­
ports über Maputo, die bewußte Verrin­
gerung der mo~ambiquanischen Wander­
arbeiter in den südafrikanischen Minen 
und die von Südafrika einseitig verfUgte 
Aufhebung der "Goldklausel"4, 

Auch die Mitte Februar 1984 zwischen 
Angola und Südafrika in Lusaka ge­
schlossene Obereinkunft ist zum Teil vor 
diesem Hintergrund zu sehen. Obwohl 
das Land immerhin Kriegsschäden von 
rund 10 Mrd Dollar zu beklagen hat, 
wiegt dieser Faktor freilich nicht ganz so 
schwer wie im Falle Mo!;ambiques. Denn 
Angolas Spielraum ist aufgrund seiner 
reichen Ausstat tung mit natürlichen Res­
sourcen (01, das in Kooperation mit dem 
US-amerikanischen Multi GulfOilgerör­
dert wird!) immer noch größer. Und das, 
obwohl Südafrikas unerklärter Krieg ge­
gen den nördlichen Nachbarn Namibias 
die höchste Eskalationsstufe erreicht 
hatte. 
In der Lusaka-Obercinkunft, in der die 
Bildung eines gemeinsamen Komiteeli 
zur überwachung des Waffenstillstands 
an der namibisch.angolanischen Grenze 
vorgesehen ist, hat Luanda den Abzug 
der südafrikanischen Annee aus dem seit 
1981 belietzten Südteil des Landes 
durchgesetzt. 
Für einen formellen NiChtangriffspakt 
oder ein Sicherheitsabkommen mit 
Südafrika hingegen sicht die MPLA­
Regierung keinen Anlaß, da die Sicher· 
heit der angolanisch-nam ibischen Gren­
ze "eine Angelegenheit der Verständi­
gung zwischen der Regierung Angolas 
und der zukünftigen unabhängigen Re­
gierung Namibias" sei 5, 
Nur im Zusammenhang mit einer umfas­
senden Regelung der Namibiafrage läßt 
sich nach angolanischer Auffassung der 
jetzt erreichte, begrenzte Fortschritt sta· 
bilisieren. Das "Disengagement" wird 
folglich so lange als .. bruchig" ange· 
sehen, so lange Südafrika nicht parallel 
dazu die UN-Sicherheitsratsresolution 
435 von 1978 (Wortlaut in: AlB 

10/1981,5.8) akzeptiert und seine logi­
stische und militärische Unterstützung 
für die in Angola operierende UNITA 
einstellt6. 
Diese Bedingungen haben der angolani. 
sehe Staatspräsident Jose Eduardo dos 
San tos und der kubanische Regierungs­
chef Fidel Castro am 19. März 1984 in 
einer gemeinsamen Erklärung in Havan­
na (siehe Kasten) erneut bekräftigt -
gleichsam auch als unverzichtbare Vor­
aussetzung flir einen Abzug der kuba ni­
sehen Unterstützungstruppen aus Ango-

". 
Spätestens an diesem Punkt stellt sich 
die Frage nach den Motiven und Zielen, 
die die Regierung Botha zu ihrer "neu­
en" Vertragspolitik veranlaßt haben. 
Zunächst einmal muß festgestellt wer­
den, daß es sich bei dem jüngsten takti­
schen Schwenk um keine neue Strategie 
handelt, vielmehr um eine Art Wieder­
anknüpfung an die "Detente".Politik 
Südafrikas von Mitte der 70er J ahre, für 
deren Verwirklichung sich Pretoria unter 
den gegenwärtigen Bedingungen mehr 
Chancen ausrechnet. 

Schon damals hatte der inzwischen abge­
löste südafrikanische Premierminister 
Vorster unter dem Eindruck der sieg­
reichen Befreiungskämpfe in den pOrtu­
giesischen Kolonien eine Ära der "Ent­
spannung" rur das Südliche Afrika ver­
kündet. Ziel dieser durch eine rege Pen­
deldiplomatie des damaligen US-Außen­
ministers Henry Kissinger unterstützten 
Politik war es. die Machtergreifung 
durch revolutionäre Befreiungsbewegun. 
gen in den Nachbarstaaten zu verhin· 
dern. 

Durch ein Netz von Verträgen mit "ge­
mäßigten" Regierungen sollte ein " cor­
don sanitaire" (Sicherheitsring; d. Red.) 
um das weiße Südafrika herum geschaf­
fen werden, der es abschirmt von der 
Ausstrahlung des unabhängigen Afrika 
und den Befreiungskampf von seinen 
Grenzen fernhält. Auch später noch hat 
Pretoria Versuche in diese Richtung uno 
ternommen. 
Bekanntlich jedoch blieb dieser Politik 
der Erfolg versagt. Außer den Pretoria 
ohnehin mit Haut und Haaren ausgelie­
ferten Bantustan ... Regierungen" fand 
sich - wie erst jetzt bekannt wurde -
lediglich Swaziland (am 17. Februar 
1982) zur Unterzeichnung eines Sicher­
heitsabkommem mit Südafrika bereit. 
Auf das Scheitern seiner "Detente" ·Poli­
tik reagierte Pretoria mit der bekannten 
Eskalation seiner Destabilisierung und 
seines unerklärten Krieges gegen die 
Länder der Region. Trotz des kaum zu 
ermessenden Schadens, den Pretoria sei­
nen Nachbarländern auf dieJer Weise zu­
fUgte, fUhrte jedoch das Setzen auf mili­
tärische Eskalation allein auch nicht zum 
Erfolg. 
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Ober den in Pretoria herrschenden Ein­

druck hinaus, daß die Frontstaaten info!­
ge der jahrelangen Zermürbungstaktik 
jetzt genügend geschwächt seien, um es 
erneut mit einem "Friedens"-Manäver 
zu versuchen, ~at zweifellos die tiefe in­
nere Krise, in der sich Südafrika befin­
det, den Dmck in diese Richtung ver­
stärkt. 
Seit einem J ahr nun klagt der innere 
Kreis um Premierminister Botha über die 
hohen Kosten des Namib ia/Angola-Krie­
ges, der mehr als 1,2 Mio Dollar am Tag 
verschlingt, ganz ;tU schweigen von den 
mnd 410 Mio DolJar, mit denen Pretoria 

jährlich das Budget seines Statthalters in 
Namibia be;tuschussen muß. 7 

Infolge der Dürre der letuen beidenJah­
re, die das Land vom Getreideexponeur 
zum -importeur machte, entstanden dem 
Botha·Regime Einnahmeausfalle und zu­
sätzliche Kosten, die den Staatshaushalt 
ebenso belasten wie d ie horrenden Mili­
tärausgaben (mehr als 2,5 Mrd Dollar 
jährlich) u nd die Kosten, die mit der 
Verwirklichung der die Apartheid stabi­
lisierenden "Verfassungsrdorm" (be­
grenzte Mitbestimmungsrechte rur Inder 
und Mischlinge bei Ausschluß der 
schwanen Mehrheit)8 verbunden sind. 
Das Regime sieht sich so heute mit einem 
Haushaltsdefizit konfrontiert, das dop­
pelt so hoch ist wie jene 2% des Bmtlo­
inlandproduklS, auf die es nach den ver­
pflichtenden Auflagen des Abkommens 

mit dem Internationalen Währungsfonds 
von 1982 begrenzt sein müßte_ 
Trotz all dieser wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten ist es dennoch kaum vorstell­
bar, daß der Taktikwechscl in Pretor~ 
ohne die fieberhafte diplomatische Akti­
vität der Reagan-Administration zu· 
stande gekommen wäre. Wenn die letz­

ten Monate etwas beweisen, so dies, daß 
die USA sehr wohl in der Lage sind, das 
Regime ;tU einem Kurswechsel zu bewe­

gen, sofern er nur im westlichen Interes· 
se liegt. 
Dies widerleg t die in der westlichen Pres­
se kolportierte These, der Westen sei an 
und für sich gu twillig um eine Konflikt­
lösung im Südlichen Afrika bemüht, wer­
de in diesem Bemühen jedoch ständig 
durch die Aktionen seiner "außer Kon­
trolle geratenen" Partner am Kap der 
Guten Iloffnung durchkreuzt. 
So wie zur Mitte der 70er Jahre die Pen­
deldiplomatie Henry Kissingers muß 
heute der Unterstaatssekretär im State 
Department, Chester Crocker, mit sei­
nem Konzept des "konstruktiven Enga. 
gementS" als der eigentliche Architekt 
der jüngsten Entwicklung angesehen 
werden. 
Bereits im letuen November machte 
Crockers Abteilungsleiter Frank Wisner 
anläßlich eines Südafrika·Besuchs un­
mißverständlich klar, daß die Zeit Hir 
zie1gerichtete Verhandlungen mit 
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Abkommen MOffambiquE 
Die Regierung der Volknepublik M~m­
bique und die Regierung yon Sildafrika, im 
folgenden die hohen ycrtragnehließendcn 
Parteien genannt. 
die Prinzipien der strengen Achtung der Sou­
"cränität und territorialen Integrität, der 
souyeränen Gleichheit, dcr poli tischen Un° 
abhängigkeit und der Unyerleubarkeit der 
Grenzen aller Staatcn anerkennend; 
dM Prinzip der Nichteinmischung in die in­
neren Angelegenheitcn anderer Staaten be­
kräftigend: 
die international anerkannten Prinzipien des 
Rechts der Völker auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit und das Prinzip der 
Gleichberechtigung aller Völker anerken­
nend; 
der Verpflichtung aller Staaten. sich in inter­
nationalen Beziehungen der Androhung 
oder Anwendung von Gewalt gegenüber der 
terrilOrialen Integrität oder politischen Un­
abhängigkeit irgendeines Staates zu enthal­
ten große Bedeutung beimelSend; 
der Verpflichtung aller Staaten, Konflikte 
mit friedlichen Mineln zu lösen und somit 
dcn internationalen Frieden sowie Sicher· 
heit und Gerechtigkeit zu wahren, große Be­
deutung beimessend; 
die Verantwortung der Staaten anerken· 
ncnd. nicht zu gestatten, daß ihrTerritorium 
zur Ausflihrung von Kriegshandlungen, 
Aggrusionen oder Gewalt gegenüber ande­
ren Staaten benut7.t wird; 
im Bewußtsein der Notwendigkeit,gutnach· 
barliehe Beziehungen auf der Grundlage der 
Prinzipien der Gleichberechtigung und zum 
gegenseitigen Nutzen zu fömern; 
in der Obcn:eugung, daß gutnachbariiche Be· 
ziehungen zwischen beiden hohen ~ertrags­
schließenden Parteien zu Frieden, Sicher­
heit, Stabilität und Fortschritt im Südlichen 
Afrika, auf dem afrikanischen Kontinent 
und inder Welt beitr .. gen; 
haben feierlich das Folgende vereinbart: 

Artikel I 
Die hohen vertragsschließenden Parteien ver­
pflichten sich, die Souyeränitit und Unab· 
hängigkeit untereinander zu resP'Cktie ren 
und sich, um diese grundsätzliche Verpflich· 
tung zu erfüllen. der Einmischung in die 

inneren Angelegenheiten des anderen zu ent­
halten_ 

Artikel 2 
(I) Die hohen ycrtrag~schließenden Par­
teien werden die Meinungsverschiedenheiten 
und Streitpunkte, die zwischen ihnen ent­
$lehen und die den gegenseitigen Frieden 
oder den Frieden und die Sicherheit in der 
Region gerahrden könnten, durch Verhand· 
lungcn, Nachforschungen, Vermittlung, 
Ausgleich, Schiedsspruch oder andere fried· 
liehe Mittel lösen und sich verpflichten, 
weder allein noch zusammen mit anderen 
Gebrauch von Gewaltanwendung gegen die 
Sou.-c:-äntität. territoriale Integrität und 
politische Unabhängigkeit des anderen zu 
machen. 
(2) Im Sinne dieses Artikels rallt unter die 
Anwendung von Gewalt unter anderem: 
A) Angriffe durch Land-, Luft- oder See­
streitkräfte, 
B) Sabotage, 
C) Ungerechtfertigte Konzentration solcher 
Streitkräfte an den oder in der Nä.he der 
internationalen Grezuen der hohen yertrags­
schließenden Parteien, 
D) Verletzung der internationalen Grenzen 
zu Land, in der Luft oder zu Wasser irgend­
einer der hohen ~ertragsschließenden Par­
teien. 
(3) Die hohen ~ertngsschließenden Par­
teien werden in keiner Weise bewaffnete 
Truppen irgendeines Staates oder einer 
GrupP'C von Staaten unterstützen, die gegen 
die territoriale Souveränität oder politische 
Unabhängigkeit der anderen \'ertragsschlie­
ßenden Partei mobilisiert worden sind. 

Artikel 3 
(I) Die hohen vertragsschließcnden Par­
teien werden nicht gestatten, daß ihrejewei­
ligen Territorien, territorialen Gewässer oder 
ihr Luftnum als Basis, Tnnsiutelle oder in 
einer anders gearteten Weise von einem ande­
ren Staat, einer anderen Regierung, ausländi­
schen Streitkräften, Organisationen oder 
Individuen benutzt werden, die Gewaltakte, 
Terror oder AggrelSion gegen die territoriale 
Integrität odcr politische Unabhängigkeit 
des anderen oder gegen die Sicherheit seiner 



- Südafrika von Nkomati 
Einwohner planen, vorbereiten oder ausfiih­
~n. 

(2) Um Aktionen oder Vorbereitung von 
Aktionen, die in Paragraph 1 dieses Artikels 
genannt wurden, vorzubeugen oder zu ver­
hindern, verpflichten sich beide hohen ver­
tragnchlkßenden Parteien insbesondere: 
(a) daß sie auf ihrem jeweiligen Territorium 
die Organisation im:gulärer Streitkräfte oder 
bewaffneter Banden, Söldner eingeschlos­
sen, verbieten oder verhindern, die beabsich­
tigen, die in Paragraph 1 dieses Artikels er­
wähnten Aktionen durchzuführen; 
(b) daß auf ihrem jeweiligen Territorium 
Basen, Ausbildunguentren, Unterschlupfe, 
Bcherbergungund TransitsidIen ruf Elemen­
te unterbunden werden, die beabsichtigen. 
Aktionen dUKhzufiihren, die in Paragraph I 
des Artikels genannt wurden; 
(c) daß auf ihrem jeweiligen Territorium 
Waffenzentren und -depou jeder Art ver· 
sehwinden, die von Elementen benulZt wer­
den, auf die in Paragraph 1 dieses Artikels 
Bezug genommen wurde; (_.) 
(g) daß in ihn:njcweiligenTerritoriennren­
ge Kontrolle über Elemente ausgeübt wer· 
den, die die in Paragraph I dieses Artikels 
genannten Aktionen ausführen oder propa· 
gieren; 
(h) daß Elemente, die die in Paragraph I 
dieses Artikeh genannten Aktionen vor­
schlagen oder planen, daran gehindert wer­
den von einer Stelle innerhalb des Territo· 
riums eines der jeweiligen Staaten zu einer 
Stelle der jeweils anderen oder auf das Terri· 
torium eines dritten. an die hohen vertrags· 
schließenden Parteien angrenzenden, Staates 
zu gelangen, gegen den die besagten Elemen· 
te solche Aktionen vonchlagen oder auszu· 
fühn:nplanen; ( ... ) 

Artikel 4 
Die hohen \'ertragsschließenden Parteien 
werden allein und gemeinsam Maßnahmen 
ergreifen, um sicherzustellen, daß die inter· 
nationale Grenze ltwischen ihren jeweiligen 
Territorien wirkungsvoll kontrolliert wird 
und daß die Grenzposten effektiv arbeiten, 
um illegale Obertritte vom Territorium der 
einen hohen vertragnchließenden Partei 
zum Territorium der anden:n w verhindern, 

US·llin,crm~"n ehe'"'' ,roch, mi, P.W. fI.oth. 

insbesondere wenn es sich um Elemente han· 
delt, auf die in Artikel g des I'orliegenden 
Abkommens Bezuggenommen wurde. 

Artikel 5 
Die hohen vertraguchlie8c:nden Parteien 
werden ,"uf ihn:n Territorien Propaganda· 
aktionen. die zu einem Aggressionskrieg ge­
gen die andere hohe vertraguchließende Par· 
tei anspornen ebenso verbieten wie Propa· 
gandaaktionen, die darauf abzielen, Terror­
akte und Bürgerkrieg auf dem Territorium 
der anderen hohen vertragsschließenden Par­
lei herbeizuführen. ( ... ) 

Artikel 9 
(i) Jede der hohen vertragsschließenden 
Parteien wird rur eine Sicherheiukommis· 
sion hochrangige RePr1lsentanten benen· 
nen. um die Verwirklichung du vorliegen· 
den Abkommens zu übenvachen und zu be­
obachten. ( ... ) 

Artikel I 1 
Dieses Abkommen wird am Tag der Unter­
zeichnung in Kraft t«:ten. Das Abkommen, 
auf du sich die hohen vertragnchließenden 
Parteien einigten, wird durch den Noten­
wechsel in Kraft gesetzt. 
Urkundlich dessen haben die Unterzeichnen· 
den im Namen ihrer jeweiligen Regierung 
dieses Abkommen vierfach unterzeichnet 
und hesiegelt, in portugiesischer und engli· 
scher Sprache, wobei beide Versionen glei­
chenna8en authentisch sind. 
Ausgeführt und unterzeichnet an der ge­
meinsamen Grenze an den Ufern des Nko­
matHlunesam Tag des 16. März 1984. 

Samora Maises Mache!, 
Präsident der Volksrepublik 
Mo~mbique 
Präsident des Ministerrates, 
flirdie Regierung der 
Volksrepublik M09-mbique. 

Pieter Willem Botha, 
Premicrmini$ter der Republik 
Siidafrika, 
fürdie Regierungder 
Republik Südafrika. 
(Quelle; Rand DailyMail, 17.5.1984) 

Mo~ambique "reif" sei. Zugleich stellten 
die USA Mor;ambique als Köder Nah­
rungsmittelhilfe in Aussicht. Anfang 
Dezember 1983 "überzeugte" Cracker 
den süd afrikanischen Außenminister 
Roelof 'Pik' Sotha in Rom, daß ein süd­
afrikanischer Rückzug aus Südangola ein 
erster Schritt auf dem Weg zu einer 
Namibialösung sein könne, während 
Wisner zeitgleich auf den kapverdischen 
Inseln mit einer angolanischen Delega­
tion verhandelte. 
Im Februar 1984 dann stand Crocker 
Pate bei der angolanisch·südafrikani. 
schen übereinkunft von Lusaka. Der 
Einstieg der USA geht so weit, daß sie 
inzwischen ein offizielles Büro in Wind­
hoek errichtet haben, das den Waffen­
stillstand mit überwachen soll. 9 

Unterdessen freilich signalisierte der in­
zwischen mit Ad-hoc-Aufgaben im Süd­
lichen Afrika beauftragte Ex-Außen­
minister Alexander Haig mit einem Be­
such beiJonas Savimbi im angolanischen 
Busch, daß der UNITA-Faktor unverän­
dert eine Karte inder Hand der Washing. 
toner Politik im Südlichen Afrika bleibt. 
Angesichts des Debakels der USA im 
Libanon und der wachsenden Widerstän­
de gegen die Washingtoner I\littelameri­
kapolitik (siehe unlängst den Protest· 
sturm gegen die Verminung der Häfen 
Nikaraguas durch den CIA1) scheint die 
emsige Aktivität Chester Crocken tat­
sächlich die letzte Hoffnung der Reagan­
Administration zu sein, vor dem Wahl­
termin Ende 1984 doch noch einen 
außenpolitischen Erfolg präsentieren zu 
können. Auch eine "Pax Americana" in 
der Region des Südlichen Afrika ist frei­
lich mit mehreren Dilemmata behaftet. 
Ronald Reagan ist im Wahlkampf 1980 
mit dem Versprechen aufgetreten, daß 
seine Politik zu einem Abzug der Kuba­
ner aus Angola ruhren werde. 
Um dies zu erreichen, hat die Reagan­
Administration ihre Zustimmung zur 
Verwirklichung der UN-Sicherheitsrau· 
resolution 435 von 1978 vom Rüchug 
der Kubaner und der Beteiligung der 
UNIT A an der Zentral regierung in Luan­
da abhängig gemacht (sog. "Linkage"). 
Die "Linkage"-Strategie hat den Nami· 
biaprozeß zwischenzeitlich jedoch in 
eine schier ausweglose SaCkgasse ge­
bracht und ~ie westliche Kontaktgruppe 
mehr oder weniger funktionslos werden 
lassen (Austritt Frankreichs Ende 
19831). Sie hat sich ferner bis zu einem 
gewissen Grad gegen die USA gekehrt, 
seitdem Angola und Kuba jetzt einen 
kubanischen Abzug von der Verwirkli­
chung der Resolution 435 abhängig 
machen und die angolanische Regierung 
in der UNITA.Frage nicht mit sich reden 
läßt. 
Hinzu kommt die Tatsache,daß die Hin­
nahme eines SWAPO-Sieges in Windhoek 
- eine zwangsläufige Konsequenz der 
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Verwirklichung der UN-R esolution 435 
- d ie süda frik anische Position in d er Re­

gion schwächen würde_ D ies aber wid er­

spr icht dem Grund kon zept des " kon­

strukt iven Engagem e~ts", d as die aktive 

Einbeziehung Südafrikas in die Region al­

und G lobals trategie d er USA einsch ließt. 
Und dies beinhaltet die a u sdrückliche 

Anerkennung d er strategischen Bedeu­
tung Südafr ikas für den Westen und die 

Intensivierung des wir tschaftlich en En­

gagemen ts (d urch verstärkten Handel 
und Kapitalexporl ). Im Vordergrund der 

Oberlegun gen der Reagan-Adm inistra­

t ion st eh t dabei, daß Süda frika als 

s tä r kst e M ili tärrnacht der Region ein 

nützliches Instrumen t zur Abwehr des 

"in terna t ionalen Kommunism us" sei. 

In diesem Sin ne hat d ie Reagan-Admini­

s tra tion in den letz ten j ahren d ie aus der 

Ära Carters (1977-81) Stam m en den Re-

str iktionen für den Handel m it Sild afrika 

zunehmend abgebaut. Selbst das in ter­
nationale Waffenembargo aus dem j ahre 

1977 ist d abei mehr und mehr durchlö­

chert worden, indem die USA den Ex­

port atomarer Technologie und militä­

r isch verwendbarer Industriegilte r nach 

SüdafrJka gestatteten . Künlich wurde 

sogar nachgewiesen, daß die USA inden 
Haushaltsjahr en 198 1-83 direkte Waf· 

fenex p orte im Wert von mehr als 28,3 
Mio Dollar offizielle autorisiert ha· 
ben 10 . 

j etzt ist die R egierung Reagan mit einer 

Gegenbewegung im Kongreß und Reprä­
sentantenhaus konfrontier t. Die im Re­

präsentantenh aus bereits verabschiede­

ten Amendments zur Exportgeseuge­

bung würden US·ß ankkredite an Süd­

afrika u ntersagen, den Import süda frika· 
niseher K riigerrands verbieten, Neuin-

vestitionen von US-Konzernen in Süd­

afrika unter Strafe stellen un d die Kon­

trollen des US-Nuklearexporu verschär­
fen. 

Auch um diesen Bestrebungen :wvorzu· 

kommen , käme der Regiemn g Reagan 

ein "Erfolg" im Südlichen Afrika gele· 

gen. 

Ob es zu einem Durchbruch in der Nami­

bia frage kommt, schein t vordem Hinter· 

grund dcr ak tuellen Beweggrunde und 

der grundsätzlichen Zielstellungen Süd· 
afrikas und der USA fraglich, aber nicht 

gänzlich ausgesch lossen. 

D ie Anwendung des UN-Plans würde 

vom Zeitpunkt eines Waffenstillstands 

zwische n Südafrika und der SWAPO (zu 

dem Pretoria gegenwärtig nicht bereit 

ist) mindestens 7 Monate beanspruchen. 
Doch das südafrikanische Kalkül scheint 

gegenwärtig eher daraufhinauszulaufen, 

Stellungnahme des ANC-Exekutivkomitees 
Keinen Kompromiß mit dem Apartheidregime! 

• 

D~ Nationalt Exekutivkomitee des Afrika­
nisehm Nat ion. lkongTe"eS (ANC) Südafri­
kas trat im Anschluß an den Vertng),lli). 
schlu ß Mo~mbiQues m il dem BOlha·Rl'ßime 
:l:U 8eratungen über d ie aktuelle Lage im 
Südlichen Afrilu 'tuilammtn. Auf dem Trd· 
fen wurde am 16.3. 1984 folgende S te llung· 
nahme verabschiedet . 

In den letzten Wochen hat das l1usistische 
und kolonialistische Südafrika eine tollküh· 
ne diplomat ische, poHti5Chc und propagan· 
d istische Gegenoffemive im Südlichen AfTl' 
ka durchgefUhI1. 
Die grundlegenden Ziele diner Offensive be· 
stehen U.a. duin: 
• den ANC im Sildlichen Afrika zu isolieren 
und die unabhingigen U nder unserer Re· 
gion zu zwingen, Pretoria bei der Scbwä· 
chung des ANC, der Vorhutbewtgung des 
Kampfes des Südlichen Afrika rur die natln' 
nale Emanzipation. zur Hand zu gehen; 
• den bewaffneten Kampf für die Freiheit 
Südafrikas zu liquidieren ; 
• neue Bruckenköpfe für du Bestreben du 
Regimes in PretoriR hinzuzugewinnen, die 
Einheit der Fronutaaten zu untergraben, die 
Konferenz für Entwicklung und Zusammen· 
arbeit im Südlichen Afrika (SADCC) 'tu zer­
stören und sie durch e ine sog. Sillatenver· 
einigung zu ersetzen, um $0 die unabhangi· 
gen U nder des Sudlichen Afri ka in Kliemd· 
ilaa ten Südafrikas zu verwandeln, und 
• das Arueh~n der Frontstaaten in der Kam· 
p3gtte des weilkn Minderheil$regimn zu 
nU t'ten, um die internationale Isolierung d~r 
Apartheid Sildafrikas zu vermindern und 
Südafrika selbst sowie seinem kolonialisti­
schen und faschisti.chen Staat Legitimität 
zu \·erleihen. 
Das Botha· Regime hai bei der Verfolgung 
diaer Ziele versucht, die unabhängigen 
Länder unserer Region auf du Niveau seiner 
Bantu~tan·Schöpfungen zu brin~n, indem 
es sie gezwun~n hai, wie 'tuvor die Ban· 
tunans Transkei. Bophutauwana, Venda 
und Ci.kei sog. Nichtangriffspakte mit Pre· 
(orill abzuschließen. 

Solche Verträge, die mit einem Regime, das 
weder ein morali~ehes noch legales Recht hllt 
unser !..tnd zu regieren, abgeschlossen wur­
den, können nur zur Verlängerung der Uno 
rcchuhernchaft der .stidafrikanischen wei· 
ßen Siedlerminderheh beitragen. Aus genau 
diesem Grunde hat diese Minderheit seitJah· 
ren versucht, das unabhängige Afrika il\ ~ol· 
che Ahkomm~n zu lIeT\,,.ickein. 
Der Afrikani5Che Nationalkongreß ist 3ich 
zutiefst der enormen politilchen, wir\.Schaft· 
lichen und Sicherheitsprobleme, denen viele 
Völker unserer Region gegenüberstehen, be­
wußt. Die Schuld für viele dieser Probleme 
muß direkt dem Regime in Pretoria ange· 
lastet werden, das versucht hat, die Unab­
hängigkeit de r Under unserer Region durch 
eine Politik der Aggreuion und lk"abiJiJie' 
rung zu beeinträchtigen. 
Wir lind überzeugt, daß dicKS Regime. dill 
sieh von Kopf bis Fuß besudelt hat mit dem 
Blut tausender Meßlchen, die ei im Südli· 
chen Afrika ermordet hat, nleht der Erbauer 
von Gerechtigkeit und Frieden in unserer 
Region sein kann. Genausowenig kann der 
Verbundete dieses Regimes, die Reagan· 
Administl1lllon der Vereinigten Sta<lten, mit 
ihrer pro·Apartheidpolitik des "konnruk­
liyen Engagements" dt:r Erbaucr von Ge· 
rechtigkeit und Frieden in dieser Region 
Jein. wo sie doch ein Engel des Krieges, der 
Reaktion und Unterdrückung in anderen Re· 
gionen der Welt. die USA leibst eingeschlos· 
sen, in. 
Ein gerechter und dauerhafter Frieden iH in 
unserer Region nicht m6glich, solange das 
Apartheidregime und ,eine Unterdnickun,,· 
S)'steffie in Südafrika und Namibia, die ci· 
gentliche Quelle von Kriegund Unsicherheit 
in dieser Region. fortbeSlehen. Das ßotha· 
Regime weiß, daß kein Frieden eingekehrt 
ii\: Vielmehr hat cl' Zuflucht zu anderen 
Mitteln genommen, um leinen Krieg rur die 
Vorherrschaft im Südlichen Afrika fortzu· 
setzen. 
Die Situation in unserel Region bestätigt 
aufs Neue die Richtigkeit der Beschlil$se des 
M3puto-Gipfels der Fromnaaten, der im 

Män. 1982 abgehahcn wurde. Dieser Gipfel 
stellte feu: "Unter Jo'ührung des ANC lehnt 
sich das Volk, durch Streiks und bewaffnete 
Aktionen, enuchicden gegen die Apartheid 
auf." Er yerpflichtete dic Frontstaaten dar· 
auf. "ihre materielle und diplomatische Uno 
tersttit~ung der Befreiungsbewegungen. der 
SWAPO (SiidwCftafrikani5Che VQlksorgani­
sation Namibias: d. Red.) und des ANC von 
Sildafrika zu versthken, so daß sie den be­
waffneten Kampf für die Erbngung der na­
tionalen Unabhängigkeit du Volkes verstär· 
ken können." 
Diese Erklli.rung wurde verabschiedet in dem 
S~wußtsein, tbß nur die Zcrstörung des 
Aparthddregimes und die Befreiung Süd· 
afrikas und Namibia. die fundamentalen 
Vurau5iletzungen rur Frieden, Stabilität und 
stetigen FOrlschrill in unserem Gebiet ,ind. 
Diese gemeimllffl getragene Position bestä· 
tigte erneut die Verpflichtung des Volkes 
von Südafrika. unter dcr Führung du ANC 
$eine Offensive filr den Sturz des Apartheid­
regimei und die Obernahme der Macht durch 
die Massen auszuweiten, unter Anwendung 
aller Mittel einschließlich bewaffneler Ak· 
tionen. Wir sind und werden dieser Ansieht 
treu bleiben. 
Du Regime in Pre toria handelt in dieKr 
Weise, weil eS sich aus der Krise, die sein 
ras,istischel' und kolonialinische, Aparl' 
heid'ystem bedroht. herauswinden will. Es 
hofft. daß es noch der "Befriedung" unserer 
Nachbarn und der Vertreibung dei ANCaus 
unserer Region. freie Hand haben wird, um 
die demokratische Massenbe ..... egung unseres 
Landes :tu unterdrikken und w di~ Bedin· 
gun~n zu schaffen IUrein Netz ~'on Maßnah· 
men zur Verfeinerung und Stärkung seines 
Apartheidsynems. 
D-.I her besteht uniere grundsitzliehe Auf· 
gabe jetzt - und sie muß Ci bleiben - darin, 
unsere politische und militärische Offensive 
im Innern Siidafrikas zu intensivieren. Dies 
iu die dringende Aufforderung, die wir an 
die Musen unseres Volkes richten, an alle 
demokratischen Gruppierungen und an alle 
Mitglieder und Einheit~n des ANC und 



weitere Zeit rur die Durchsetzung seines 
alten Konzepts einer internen "Lösung" 
rur Namibia zu gewinnen, unter Aus· 
schaltung der SWAPO und unter Umge. 
hung der UNO. 
Diesem Ziel diente der (rur die SWAPO 
und Angola unannehmbare und auch be· 
reits abgelehnte) Vorschlag, eine sog. 
Allparteienkonferenz über Namibia zu 
veranstalten, an der nicht nur Südafrika 
und die SWAPO, sondern auch die 
USA(!), Angola, die UNITA (!), Zambia 
als Vennittler und die von Pretoria ab· 
hängige, Ende 1983 gegründete Vielpar· 
teienkonferenz (aus mnf namibischen 
Quisling·Organisationen) teilnehmen 
sollten. 
Diesem Ziel dient auch die südafrikani· 
sche Forderung, die in der Resolution 
435 vorgesehene UN·Oberwachungs. 
truppe mr den Wahlprozeß durch ein 

Umkhonto we Si:twe (Speer dn Nation, be· 
waffneter Flügel des ANC;d. Red.). 
Auf unsere eigene Kraft vertrauend, werden 
wir die Pläne dei Feindes des südafrikani· 
lIChen Volkes durch Aktionen vereiteln, und 
unseren Vorrnanch zur Zentörung des 
Systems kolonialistischer Vorhernchaft der 
weiBen Minderheit in unserem Land fort· 
setzen. 
Die zentrale und dringende Frage der sild· 
afrikanischen Politik ist die Vemichtungdes 
weißen Minderheiuregimes, die Obernahme 
der Macht durch das Volk und die AUlTot· 
tung des gesamten Apartheidsystems, der 
kolonialistischen und rassistischen Vorherr· 
schaft, der fuchistischen Tyrannei, der 
Obenusbeutung der schW11l"un Mehrheit 
und der imperialistischen Aggression und 
Expansion durch diese siegreichen Manen. 
Diese Fnge war und ist angesiedelt im 
Kampf innerhalb der Grenzen unseres Lan· 
des und nirgendwo sonst. Wir sind berechtigt 
zu erwarten. daß Uni all jene überall auf der 
Weh, die lich 5Clbn zu den .. ntikolonialcn 
und antiraisistischen Kräften zählen, uns die 
Hände reichen, um uns bei der Erbngung 
dieses gerechten Zieh zu unterstützen. 
Die Völker des Südlichen Afrika wi.scn .. us 
eigener Erfahrung. daß es keine friedliche 
Koexistenz zwischen Freiheit und Un .. b· 
hängigkeit auf der einen und Kolonialismus 
auf der anderen Seite geben k.inn. Wir sind 
zuversichtlich, daß diese Massen, ihre Par· 
teien und Regierungen, die sich ,eit Jilhren 
rur die Sache der totalen Befreiung Afrikas 
eingesetzt haben, dieser Sache treu bleiben 
und uruerem Volk bis zum Siegfen zur Seite 
nehen werden. 
Wir sind ebenfalls sicher, daß das restliche 
Mrik .. und die progressive Weltgemeinschaft 
dem Botha·Regime die Anerkennung verwei· 
gern werden, die es so dringend wünscht, daS 
sie neue M .. ßrlilhmen zu seiner Isolierung 
ergreifen und ihre politische, diplomatische, 
moralische und materielle Unterstützung rur 
den ANC Iteigern werden. 
Unter Führung des ANC wird der Kampf für 
die Befreiung des Südlichen Afrika weiter· 
gehen und an Breite und Wirksamkeit hinzu· 
gewinnen, bis wir unseren Sieg errungen 
haben. Vorwärts zu einer Regierungdes Vol· 
kesl 

Alfred Nzo, ANc-Generaisekretär, rur das 
Natiorlille Exekutivkomitee 
16. März 1984 

Bonner Positionen 
zum Südlichen Afrika 

Sambias Präsident Kcnneth Kaunda appel· 
lierte kürdich an die Bundesregierung, sie 
möge sich stärker um die Unabhängigkeit der 
ehemaligen deutschen Kolonie Namibia be· 
mühen. Insbesondere erwarte er dne feder­
führende Rolle Bonns in der sog. westlichen 
Kontaktgruppe (USA, Großbritannien, 
BRD, Karlilda und - das kürzlich ausgescher· 
te - Frankreich) und neue Vonchlä.ge zur 
Umsetzung der UN·Resolution 4S~/t978, 

die eine intematiorlill kontrollierte Lösung 
der Namibiafrage vonieht. 
Doch die Hoffnungen Kaundas sind auf Sand 
gebauL Seit dem Bonner Regierungswechsel 
vom Herbst 1982 hat die Bundesregierung 
das Feld im Südlichen Afrika mehr und mehr 
der Rc .. gan·Administution überlassen. Ihre 
eigene Strategie in dieser Region ist von an· 
haltenden Meinungsverschiedenheiten zwi· 
schen den Flügelparteien der Kohl/Gen· 
seher·Koalition, FDP und CSU, bclutet. 
Kurz vor Weihnachten 198!! legte die 
Rechukoalition im Parlament ein Kompro· 
mißpapier vor, in dem die von Außenmini· 
ster Genscher geforderte Kontinuität in der 
Außenpolitik nur mühsam gewahrt blieb. 
Zwar lehnt die Bundesregierung die Apart· 
heid "entschieden" ab, weil sie "dementa· 
ren westlich-demokratischen Vorstellun· 
gen" widerspreche. 
Gleichwohl bleibt rur sie das Apartheid· 
regime ein privilegierter Partner im Rahmen 
einer Politik dei "kritischen Dialogs". An 
der rauiuischen Regier,mg vorbei könne es 
"keinen friedlichen Wandel" geben, dessen 
Tempo in erster Linie "yom Mut und der 
Weitsicht" der südafrikanischen Regierung 
abhänge. 

"Kritischer Dialog" mit Prctoria 

Dieser Positionsbestimmung, die Yon der in· 
ternationalen Gemeinschaft geforderte Wirt· 
schafnsanktionen gegen Pretoria wie selbst· 
verständlich ausschließt und einem Blanko· 
Scheck für dessen Ras5Cnpolitik gleich· 
kommt, schließen sich einige weitere Kurs· 
kOTTCkturen nach rechts an, insbesondere in 
Bezug auf die südafrikanische Besatzungs· 
politik in Namibia: 
Zum einen wurde der Kurs des "Dialogs" in 
der Namibiafrage :wgunsten der von Preloria 
favorisierten Gruppen der Vidpandenkon· 
ferenz relativiert, so daS die SWAPO jetzt 
nur noch "ein entscheidender Gesprächs· 
partner" fur Bonn ist. Zum anderen hat die 
Regierung Kohl das von den USA im Verein 
mit Südafrika geforderte Junktim zwischen 
dem Abzug der kubanischen Truppen aus 
Angola und dem Rückzug der südafrikani. 
schen Besatzungsnreitmacht aus Namibia als 
"ein unumstößliches Faktum" akzeptiert. 
Angesichts dieser Zustimmung zur "Linka· 
ge"·Strategie verkommt das Bonner Festhai· 
ten an der UN·Resolution 4!!~ zur reinen 
Pilichtübung. 
Oen rechtesten Kräften innerhalb der Bon· 
ner KOillition, vor allem Franz·Josef Strauß 
(CSU), geht es jedoch um mehr. 
Sie waUen cine ungeschminkte und offene 
Unterstützung des Apartheidregimes. "Süd· 
afrikanische Streitkräfte als fremde Truppen 
in Namibia zu bezeichnen, in .chlechter­
dings Unsinn", meint Strauß im Gleichklang 

mit den südafrikanischen Rassisten. 
"Wenn diese Sireitkriifte nicht in Namibia 
wären, dann gabe es dort Mord und Tot· 
schlag..:' Und: "Es ilt unzulässig, schiech· 
terdings vom ApanheidsY$\em zu sprechen 
und aUes zusammen in einen Topf zu wer· 
fen." Für "menschenfeindlich und unchrist· 
lich" hält der bayrische Regierungschef denn 
auch die Forderung nach gleichem Stimm· 
recht für alle in Südafrika. 
Konsequenterweise r.hrt Su-auß $Cinen ei· 
genen politischen Kurs im Südlichen Afrika. 
Er fordert offen die Wiedereröffnung eines 
bundesdeuuchen Konsulats in Windhoek. 
Straußens Parteifreund Jürgen Wamke, seit 
dem Regierungswech5C1 Mini l ter rur wirt· 
schaftliche Zusammenarbeit, bemüht sich 
dabei, einen Kurswech$C1 der ßundesregie· 
rung ~genüber den Frontllaaten durchtu· 
$Ctzen. Zu diesem Zweck nahm der Bonner 
~1inister Anfang Februar 1984 sogar an der 
Gipfelkonferenz für die Koordination der 
Entwicklungszusammenarbeit unter den 
Fronuta .. ten (SADCC) in Lusak.i teil. 
Die mitgebrachte Hilfszusa~ von 2,~ Mio 
D~I rur Infrastrukturprojekle dieser Under 
kann freilich nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß Bonn die Entwicklungshilfelci$\ungen 
für diese Region seit der "Wende" beträcht· 
lich gekürzt hat. 
Zwei J .. hre lang uichnete Bonn maßgeblich 
damr verantwortlich. daß der Ministernt der 
Europäischen Gemeinschaft die Hilfsleitlun· 
gen der EG für Angola und MQ'iambiquc 
blockiert hat. 
Unter dem neuentdeckten Slogan vom "Poli· 
tikdialog", der die Banner Entwicklungshil· 
fe künftig begleiten soll, mischt sich die Bun· 
de5I"egierung tatkräftig in die inneren Ver· 
hältnisse des FranlStaates MQ'ilmbique ein. 
Noch vor kurzem hatte sie aus Anlaß einer 
Anfrage der GRONEN im Bundest .. g bestrit· 
ten, flilfszusagen rur die Reparatur von zer· 
störten Eisenbahnlinien, Brücken und sonsti· 
gen Infrastruktureinrichtull8en gestrichen 
und Mittel für SADCC.Projekte zurückge· 
zogen zu haben. 
Jetzt hat die ßundesregierung bei Regie· 
rungsverhandlungen in Maputo .. Ilein die 
"Ertlährungsproblemalik zum Schwerpunkt 
ihrer Hilfe" gemacht. StaalSsekretär Volk· 
mar Köhler gegenüber der Presse ganl. offen: 
"Diese Änderung der Priorität wurde von der 
Bundesregierung in schwierigen Verhandlun· 
gen gegen die dortigen Von teilungen durch· 
gesetzt." 
Auch die zaghaft gewährte Nahrungsmittel· 
hilfe (im letzten Deumber 9~ Tonnen 
Trockenfisch) sehen Bonner Politiker als ge. 
eignetes Instrument an, um eine "Mäßigung" 
M~ambique' zu er~ichen. 
Keine Oberraschu", war es deshalb, als Bun· 
deskanzler Helmut Kohl der anläßlich der 
Unterzeichnung eines Nichtangriffspakts 
zwischen Südafrika und Moo;ambique am 16. 
März 1984 am Nkomati·Fluß zusammen· 
gekommenen VefS<lmmlung seine 
Glückwünsche übermitteln ließ. Nachdem 
der südafrikanische Außenminister Roelof 
"Pik" Both .. Ende November 198!! bei ci· 
nem Bonn·Besuch das Terrain vorbereitete, 
soU im Juni dJ. Südafrika Premierminister 
Pieter Willem Botha höchstpeßÖnlich auf 
Einladung des Kanzlen in die Bundeshaupt· 
stadt kommen. 
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Kontingent von US-Truppen und Solda­

ten aus ,,gemäßigten" afrikanischen 
Staaten zu er:;etzen, womit US-konrrol­

lierle Wahlen gewdhrlei5let wdren. 

t\rn 30. ~1dn d.J. schließlich drohte der 
sudafrikanische Außenminister 80ma 

ganz offen damit, sein Land konnte die 

Resolution 435 ganz fallenlanen, "wenn 
die Kubaner Angola nicht verlasu:n". 

Yon der an~o\;mi~chen Regierung for­

derte er uhimaliv eine "dringende Klar­

stellung" ihrer Position, da die gemein­

same Erkhlrung mit den Kubanern vom 

19.3.198-\ "dem Geist und Buchstaben 
des Abkommens von Lusaka wider· 

~"ri~ht und die guten Beziehungen im 
Zeiche11 der Olsenlfolgement·Kommis­

sion kompromilliert"! Bot ha erklane 

sibyllinisch, "AJll'rnativcn zur 435 
konnten gefunden werden", und iUgle 

hinw, sogar in diesem I'alle "hoffen wir, 
daß die Un>!Lhoingigkeit r-;:,lInibias inter­

nalionale Anerkennunlol crl''"IoII''. lI 

Wie wenig d;t$ sudafrikanis<:he Manövrie-

ren in der Namibiafrage aurge:ht. bewe.in 

freilich nichl nur die ganze Geschichte 

wesc:s Problems in den letzten 10 Jahren. 

Auch die von Pretoria am 1. Miirt. d.J. 
mit dem Hintergedanken, einen neuen 

Spaltpilz in die SWAPO zu tragen, ver­

nigte \'oruitige Freilassung des Milbe­

gründers der namibischen Befreiungs· 

bewegung, Herman Toivo ja Toivo, steil­

te sich als BumCl'ang heraus. 

Toivo. der inzwischen ins Politbüro der 

SWAPO berufen wurde, erklärte vor 

Journalisten in Lusaka, er glaube nicht, 

daß ein südafrikanisches Waffenstill­

standsabkommen mit Angola einen 

Fortschritt rur die SWAPO und l\'amibia 

darstelle. Und gegenuber dem Windhoek 

Observer sagte der "Vater der Unabhän­

gigkeit Namibias", als der er im Volk 

gilt: "Was mich betrifft, so in es mein 

Auftrag, 1'\amibia zu bl'freien .... aber wir 
werden nicht frei sein, solange unsere 
Brüder und Schwestern in Sudafrika un­

ter der UnterdriLckung leben. "12 

Anmukunsen, 
I) Zit. nach: Namibia News Briefin!J:. 1.on­

don, Nr. 9/MJrl: 1984 
2) Zit. nach: Sowetan, Soweto, t6.!. 1984 
!) So O. Tambo auf einer Pressekonferenz 

am 21.!.1984 in 1.ondon, dokumentiert 
in: A."'C WeekJ)' Ne,," Bric:rinS. Sonder­
au.gabe: "anion Call To AlIOpponenu 
Of Apartheid", LondOll, Man/ April 
1984. Auszuge nachste-hend. 

4) b.hle-n nach: AFRICASIA, Paris. Nr. 
4 /April 1984. Aufgrund der "Goldklau­
sel" • die noch aUI der Zeit dn ponugieli· 
sehen Kolonialliernehafl stammte:. wurde 
ein Teil der Löhne der moo;ambiquani· 
sehen Mine""rbeiter direkt an die Regie· 
rung in MapulO Zu einem 5ehr g\imtigen 
Uml3ule:hwert in Gold ausbe;,;ahlt, 

~) Angol.n Pn:IS A~ncy (A."GOP), Luan-
da, 7.!. 1984 

6) A.'IGOP, 9.5.1984 
7) VgL South. London, l\'r. 4/ApriI1984 
8) Siehe AlB 1/1984,5.44--45 
9) Vgl.dnu: Time, New Vork, 26.3. 1984 

10) Siehe: Counte:rSpy, Washington, Män­
Mai 1984, S. 52f. 

11) Zit. nach: Mrique: Asie,Nr.30/9.4.1984; 
Le Monde, beide: Paris, 22.5. 1984 

12) Zit. naCh, AFRlCASL",a.LO. 

Gemeinsame Erklärung Angolas und Kubas 
Vor mehr Ih 2 Jahren ha~n die Regierun' 
gen der Volksre:publik Anll:ol.1 und der Re­
publik Kuha m ihn:r l.eh .... eit lerbreiteten 
gemein,~m .. n Stdlungnahm .. n,lm -4. Febru, 
M 1982, mit "b)oluler KIJThe:il ihn: prinzi· 
pielle PO)illon hin~lChtlkh der Im Sudlichrn 
Afrika vorhant henden Sp.nnungs~iluation 

dugelegt. 
D,e mzwiKhe:n 'ergangc:ne Ze:it h~t die B.,. 
rechtigung .tller in d,eleT Erkl .. rung enthaI· 
tenen Punkle nur n(l<:h bUlaligl, die die 
Zu)\immUnK der Wehöff~ntlichkeit und ein· 
heUige S)'mp~lhle- nilhe:1.u alter Lander der 
Erde gefunden hat. Slhmihlidle Ausnah· 
men sind die Regierungen d~r Vereinigt.::n 
St~aten und Sud"frikal Meweien. die ~itJah· 
ren.m der verderblichen "Linkage"·Formel 
(Kopplung einer N .. mibla ·Lö~ung an den 
I'orherigen Abzug der kubani~t:he:n Trupp .. n 
"U~ Angola; d. Red.) fe:Hhatten, wekhe keine 
rechtlit:he und mor.diKhe Grundlage hat 
und I'on de:r ganzen Welt. mll AlÜnahme 
ihrer Urhebe-r, zurm.qew":ien wird. 
Du heldenhlftc. \'on !l'einen intematioruli· 
Milchen Verbunde-ten Itandh~lt unteotülZtC 
WideUland de:) ~ngol3ni.chen Volke! hat die 
impcriatiOliJchen Aggrc ... oren von der Gn­
möglichkeit uberteugt. die VolkJl'e:pubhk 
Angola zu bc-ugen und ihre:n re-\'olutiorän:n 
ProuS zu liquidiere-n, und er ;,; ..... lngii .. dazu, 
V...mandlungt'n tU ema neuen Grundlage tu 
akzeptirn:n. 
D,e Regierung der Volksrepubtik Angob h .. t 
die Regtaung Kubas de:tallliut "ber den Ver­
l3uf de:r Ge.prJche:, die mit Sud~frika und 
den Vereinigten SUiten \'On Amtrika der­
zeit im G."n~ lind, infonnieT!, m w .. lchen 
Angola grundlalzlich eine Verhandlunp­
IÖlung dn Konflikti lucht. in dem lieh das 
~ngnL"\ni~h .. Volk leit Jahren mil den sud­
afrikaniKhen Aggrcssoun konfrontiert 
~iehl. Dies wUrde die slIfortige: Anwendung 
dn Re.olution 43~178 t1e) Sicherhehlr'lles 
der UNO und die Un~bh ... ngigkeil Nlmibi:u­
<'!'Ieichlern. 
Im ZuummenhanK mit dielen Frie:dens­
b-c:mWlUngen ..,ilens AnsoLn be:hJtl die ge· 
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meinsame- Stellungnahme vom 4. Fe-bruar 
volle: Gültigkeit und stdlt eine pnntlpie:lle 
Grundlage für jegliche Vcrhandlunplölung 
dar, die die gegenwilrtigen Spannungen be­
sritigl und Frieden und volle Unabh.;in8l8" 
ke:it für die :'ialionen die"" Region Iic:hen. 
Um<'!' litrikl<'!' Beae:hlung der ge:me:mnme:n 
Slellungnahme: bekraftigen die Regierun~n 
Kubas und Angolas, daß sie >!urgrund ihn:r 
e:igenen Enucheidung und in Ausübung ihrer 
Sou'eränität den schrittwe-ise-n Rucktug de:5 
kubanischen intern:ltionalini.chen Militar· 
kontingents einleiten werden, sob."ld folgen· 
de drei Bedingunge:n erfüllt ,ind: 
I. cin",itiger RUcktug der Illdafrik:milchen 
rassistische:n Streitkrlifle vom angolanilehen 
Territorium; 
2. ilrikte Anwendung deo Sid!erheiUratl­
rlClOlution -1-35 / 78, wirkliche- Unabh"ngis­
keil Namibias und vollständiger RUcbug der 
wdafrikllIlIschen Su-eitkrifte, die diese. 
Land illegal besetzt halten; 
3. Einste-Uung jeglicher dire-kter Aggression 
oder AggJeuionsdrohung gegen die Volk .. 
republik Angola scite:m s.JdJfriku. der Vc:r· 
einigte:n Slute:n und ihrer Ve:rbundeten. 
Zuummen mIt die5c:n drei BC'dmgunccn In. 
wie die Regierung Angolu 111 der Erklaru", 
.. om 26. August 1985 von Pruident Jose 
EdUlrdO dos Sant05 ausdruckte, die Ein­
stellung jeglichc:r HIlfe- an die konlnTe,-o· 
IUlionän: Org-~ni!.ation Ul'iITA und jegliche 
andere ~"'rione\len-GruPP,cru"i seItens 
Slidafrikas, der Ve:re:migten Staaten von 
Amerika und ihrc:r Verbimdeten u",'e~icht­
bar. 
Die:>c:n Fordc:rungen zu genugen, wurde eine 
Respcktic:rung der Normen des Völkerrechts 
und der Charta der Vereinten Nationen, die­
Beachtung der nhlreic:hen Re:solutionen de:s 
UN·Sicherheituale~ und der UN-Voll~cr' 

s.ammlung. der Be:wegung der Nichlpaktge· 
bundcncn und der Organisation für Afrika· 
nische Einheit bedeul~n. 
Die Regie:rung Kubas e:r ..... eilil. Im Namen dei 
kubanischen VolkCi. dem Heldentum dei 
angolanisehen Volk.,., das leI! fall e:ine:m 

Voeneljahrbunden den Befreiungskrieg "'. 
gen die Kolonialisten, Rauisten, ihn: impe­
nahltisehen Gebieter und deren Lakaien 
ruhn und einen hohen Blutzoll bei der Er­
ringung seiner .ollen Unabhangigke:it und 
intcrnation:lhsmch<'!' mlfe füT anden: Bru· 
dc:rvölker gezahlt h~t, leine tiefe Ehn:rbie· 
tung. 
Die Regie:rung der Volksre-publik Angola be­
kundet die une-ndliehe Oankbarke:it des 
angolanischen Volkes für die intemationa· 
listische Ililfe deli kubanische:n Volkes. die es 
seinem Befre-iungskompf stit zwciJahruhn­
ten erwein und be'!'eugl der Großzügigkeit, 
dem Opfermut und t1em Hddentum deruber 
I!:IO.OOO Kubane-r, die in Angola aufmilitäri· 
schem wie ti .. iJem Gebiet gearbeitet haben. 
ihre tiefste Anerkennung. womit sie für die 
Unabhängigkeit, territoriale Integritat und 
den nationalen Wiedc:raufbau AngoLu einen 
unKhdtz;baren Beitrag gde:iste:t und damit 
elne:n historischen Beitrag für die Sache aUer 
Völkerdc:s Kontinenn erbrae:ht haben. 
Beide Rqie:rungcn drücke:n ihre Bewun­
derung für und SolicLarität mit dem helden, 
haften Kampf der Völker Namibias und 
Sudafrlkas au', den ~ie unter Fuhrung ihrer 
einz~n Ie:gitimen Reprasc:ntanten SWAPO 
und Ai""C g....,-n du liChandliehe Apartheid­
rl:Jlme führen, und be:krilftigen ihre- Ob",­
t.eugunl, daB eine solch widerwärtige Insti­
tution zum Unterg;lng l'trurteilt ist. 
Unte:ne:ichnet 111 It .... anna Olm 19. M,,~ 
1984, in '!'wei Originalen, rines in SpaniKh 
und du ande:n: In Portugiesisch. wobei heide 
Tellle die- gleiche Gultigkeit haben. 

fide l Cutro Ru'!' 
Erster Sekrelir des Zen tralkomite:el 
d~r KP Kubas und 
Prlhident dei Staan- und Mini5ten-al~i 
der Republik Kuha 

Jo,e Eduardo do, Santos 
Vonit'!'ende:r der MPLA·Partd deT Arbeit 

""d 
Prälident der Volksrepublik Angola 
(Quelle: Granma, H.".-ann;!, 25.!.1984) 



Oliver Tambo 
Wir müssen unsere 
Position verteidigen 

Am 21.3. 1984 erläuterte Oli,u Tambo, P"bi· 
dent des Afrikanischen Nationa lkongnuC's 
(ANC), auf dncr Prenc:konfc:rcm: des Gesamt· 
lI&tl!nt. von London ausfUhrlich dk POlition 
scinn Organisation zum Abkomml'n Südah;' 
b-Mo<;ambi'luc: und zu den Konsequenzen rur 
den Bdreiun('karnpf in Südafrib. 

( ... ) Zuerst einmal gibt es nichts in dem Ab­
kommen, l1IId mit Sicherheit wurde ~itcns der 
m~mbikanischcn Regierung nicht!> gesagt, 
wali die Annahme begründen könnte, der ANC 
würde: aus Mot;:ambiquc: hinausgeworfen. Im 
Gegenteil, die m~mbikanischc Regie rung 
hai danuf bestanden, daß sie: fortfahren wird, 
den vom ANC gcftihrtc:n Kampf ulbst polio 
tisch, diplomatisch und moralisch zu unter­
stützen. 
Zweitens entspricht es nicht du Wahrheit, ist 
es JChlicht fatsch, daß der Afrikanische Natio­
nalkongreß Angriffe auf Südafrika von 
Mo,.ambique aUl gestartet habe. Es gibt nicht 
einen einzigen Fall, in dem wir da5 getan ha-

"'"-
Naturlich gingen wir durch Moo;ambique, ein 
afrikanische5 Land. wie wir durch andere afri­
kaniliche Staaten gegangen sind. Wir hatten die 
Erlaubnu dazu. 
Aber wir nahmen nichts von M~mbique her 
in Angriff. Wir haben keine Angriffe von ir­
gendeinem Staat nach Südafrika hinein unter­
nommcn. Dies in südafrikanische Propaganda. 
Was werden wir angesichts dieses Nichtan­
griffspaktes machen, der M~mbique unter· 
sagt, Südafrikanern den Durchgang zurück in 
ihr eigenes Land 'tu gestatten? Nun, wirhaben 
vicJe Probleme dieser Art in der Verg:an~nheit 
~habt, und so bezieben wir uns auf sie - als 
ein zu lö..endes Problem. 
Was wir in der Tat winen, ist, daß unsere 
Aktionen in Südafrika geplant und durchge­
ruhrt wurden. Wir werden damit fortfahren. 
das zu tun. Wirweroen einen Weg finden, diese 
Aktionen zu intensivieren. 
Tatsächlich ist diese. Abkommen eine Heraus-

fordel1.lng der Opfer dei ApartheidsystemJ. 
Wenn es rur uns erforderlich wird. allein 'tu 
stehen. allein 'tu kämpfen, $0 wie sich die 
Briten einst einer Offensive der Nads gegen· 
übeNIahen. dann wird es du sein, was wir tun 
werden. Wir sind diesbezüglich absolut zu"er­
sichtlich. Unser Volk ist bereit. die HemusCor­
derung anzunehmen. 
Es war nie die Politik des Afrikanischen Natio­
nalkongrenes. die Nachbarstaaten des Süd­
lichen Afrika mit den Opfern 'tu belasten. die 
'tur Vernichtung des Apartheidsystems ;tufge­
bracht hälten werden müs>en. Sie hassen die 'es 
System, und sie haben uns aus ihrem Haß ;tuf 
diese. System unterstützt, wissend, ~ß es 
während seines Besu.ndes keine Freiheit rur 
sie, keine Unabhängigkeit, keine Souveränität. 
keinen Frieden. keine Stabilitat und keinen 
Fortschritt geben kann. Und wenn sie unter 
einem Druck stehen, der ihre Fähigkeiten be­
grenzt, den Kampf, einen ger«;h ten Kampf. 
einen Knmpf der Völker der Welt zu unteT'!itiit­
zen. dann wird der ANC nicht klagen. Wir 
veruehen. ( ... ) 

Wir operieren in Südafrika selbst 

Nichudelitoweniger haben wir Fortschritte ge­
macht. Aber [(jr die Entfaltung unsere~ Kamp­
fCi in Südafr;!.:a Vertrauen wir nicht auf die 
Aktivitäten derer außerhalb Südafriku. Die 
sind in der internationalen Solidaritätsarbeit 
engagiert, die lebenswichtig fiiruns ist. 
Wir sind in Südafrika, und ich glaube, die Zeit 
wird beweisen, daß es Südafrika nichts niitzen 
wird, Uinder zu 50lchen Abkommen, die !Oie 
ge~n den Befreiungskampf in Afrika stellen, 
'tu zwingtn. E~ wird nichts nüuen. weil die 
Menschen, die da, Apartheidsystem und 101-
cher;trt Verbrechen bekämpfen, in Südafrika 
sind; und das i$\ es, worin unsere Stärke liegt. 
Aber was den Grad betrifft, in dem wir von 
außen _ ab ANC und als Südafribner - den 
Kampf im Innem verstarken können: Wir wer-

den das Problcm lösen. Und, wie gesagt, die 
Zeit wi1'd zeigen, daß da~ Abkommen keinen 
Effekt gehabt haben wird. 50weit Cf um diesen 
Punkt geht. 
Ich bin nicht lIeneiij:t zu diskutieren, " 'lU die 
mo.,ambikanischc Regierung in einer gegebe­
nen SituUion tun oder unterlasscn wille. Sie 
mü~scn in der Sache ihre ei~cnen Entscheidun­
gen faHen. Positionen bestimmen und ~ie ver­
folgtn. soweit cs "on ihrem Gesichtspunkt her 
notwendig in. 

Ich bin nicht sicher, ob ich in ihrer Lage so weil 
gegangen ware wie sie. 
Aber man muß akzeptieren. daß die ~udafrika­
ni.lcbe Re~erunll:, da~ südafrikJnische Regime, 
beschlossen hatte, e~ als Stut 'tu liquidieren. 
und daß sie knapp davor S1anden. 
Mo~mbique. die Führung Mo~mbique5. hu­
te tuch Lage der Dinge zwischen Leben und 
Tod w "iihlen. Sie wählten da~ Leben: und 
Leben hieß. mit den Schlachtern de~ Südli,hen 
Afrika zu reden. Es hieß. die "erhaßte Hyäne 
zu umannen. und sie hatten 50 zu handeln. 
Was s.:;hließli,h uns betrifft. wir mu"en die.e 
Enucheidung akzeptieren, aber umere eigenen 
Positionen, unieren Kampf verteidigen. 
Die internationale Gemeins(hnft hat zu be­
nickiichtigen, daß Mo<;:ambique sich gezwun­
gen fUhlte, !IO zu handeln, wie es getan hat. Die 
internationale Gemeinschaft darf nicht uber· 
sehen. daß dieses kein Abkommen über das 
Apartheid$ystem m Sudafrika ;.et. 
Das SyJlem gibt es: es ist kein Gegenstand 
dieses Abkommens. 
Aus Bothu (premierminister Südafrikus; d. 
Red.) Sidll sucht du Abkommen die Apart­
heid zu "hüllen, und wir mliuen~ichentellen , 

daß die Aputheid unter wachsenden Druck 
gerät. Das Botha·Regime '''rd 'et>u,hen. die­
ses Abkommen als Trittbrett flir weitere Ab· 
kommen im Südlichen Afrik:l. und dann das 
Südliche Afrika als Treppenstufe zur inter­
nationalen Anerkennung1/.u nuuen. 
Wir müsscn dem widerstehen. Dicli ist eine 
neue Heraudordcrung der inlem~tionalell Ge­
meinschaft. diU Regime zunick in die !sohtion 
zu verweisen. E5 versucht, sich aus ihr heraus· 
zuh;tngeln. Es vctiucht 5tattdcloSen den ANC in 
die Isolation 'tu bringen; und wir rufen unsere 
Freunde auf, sie zu stoppen. 
Wir werden sie durch unsere Aktionen in Süd· 
afrika stoppen, aber wir brauchen eine viel 
großere intem:nionale Unterstützung, als wir 
bisher gth;tbt haben. Und die Frontst3.3ten 
benötigen das auch; denn wären sie angemes· 
sen politisch, materiell und militärisch unter­
stijt~t worden. hätten sie nicht das tun müssen, 
was zu tun sie hanen. 
Darum in dieses Abkommen ein eindringlicher 
Appell an alle Gegne. des ApartheidsystemS, 
jetzt du 'tu tun. was sie bisher nicht geleistet 
haben - d.h. ihre zuverlässige Unterstützung 
zu bekräftigen und ihre Regierungen:tu Taten 
gegen da$ Apartheidrcgime und zur Verteidi· 
gung der Underdu Südlichen Afrika zu bewe­
gen. (,. .) 
(Quelle: Weekly Newl Briefing. Sonderaus­
g;t.be "Cbrion c.,1J To All Opponenu Of Apart· 
heid'" wndon, Man/April 1984, S. 1-7, hier 
S.4-6) 
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Libanon 

Ivesa Lübben-Pistofidis 

Neuordnung der 
inneren Widersprüche 

"Noch mehr Kämpfe. noch mehr Blut." 
Das war die erste Reaktion des Links­
repräsentanten Walid Junblat. nachdem 
die zweite Runde der libanesischen Ver­
söhnungskonferenz Olm 20. Män cl.J. in 
Lausanne beendet worden war. 
Dabei herausgekommen war ein Kom­
muni(lue (siehe Kasten), das aus so vagen 
Absichtserklärungen bestand, daß es 
kaum als Grundlage für eine Befriedung 
des von 8 Jahren Bürgerkrieg und israeli­
scher Invasion zerstörten Landes, ge­
schweige denn fur eine wirkliche Neu­
ordnung herhalten kann. 

Israel-Abkommen aufgekündigt 

Zunächst sah es noch 50 aus, als würde 
nach der Eroberung West· und Südbei­
ruts und der Bdreiung des Schufgebirges 
durch die nationalen Kräfte in Lausanne 
mehr herauskommen als noch im No­
vember 1983 in Genf. Dort hatte man 
sich lediglich auf die Feststellung des 
"arabischen Charakters" du Libanon 
einigen können. l 

Immerhin war der Kanossagang Amin 
Gemayels Anfang März d.J. nach Damas­
kus, bei dem der libanesische Präsident 
seinem syrischen Amtskollegen Hafez 
al·Assad die Aufkündigung des libane-
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sisch-israelischen Abkommens von Khal­
de (Mai 1983) versprochen haHe, erst 
durch den militärischen Druck der mit 
Syrien verbündeten patriotischen Kräfte 
zustande gekommen. 
Das, was sich dann aber tatsächlich in 
Lausanne abspielte, war nichts anderes 
als die tragikomische Neuinszenienmg 
des libanesischen Dramas. 
In den Verhandlungen zwischen den 
neun Repräsentanten der verschiedenen 
libanesischen Klassen und Religionsge­
meinschaften brachen all die Widersprü­
che wieder auf, die die gesellschaftliche 
Realität des Libanon seit seiner Unab­
hängigkeit charakterisieren: der Macht­
kampf zwischen den verschiedenen 
FamiliencJans um die Vorherrschaft in­
nerhalb der maronit ischen Gemein­
schaft, das Gezänk zwischen maroniti­
scher Kompradoren- und sunnitischer 
Handels- und Nationalbourgeoisie um 
das größte Stück am Kuchen der politi­
schen Macht, die gemeinsame Front aller 
Fraktionen der Bourgeoisie gegenüber al­
len Forderungen, die mehr Rechte und 
mehr Einnuß rur die breite Masse des 
libanesischen Volkes mit sich bringen 
würden_ 
Dazwischen agiene ein Präsident, der, 
seiner sozialen Basis zunehmend be­
raubt, um seinen Präsidentenstuhl zu ret-

lcn, mal der einen Seite, mal der anderen 
Seite das Wort redete. 
"Wir sind entschlossen, hier und heute 
die Abschaffung des konfessiondien 
,Systems durchzusetzen", meinte Nabih 
Berri, der Führer der Amal-Bewegung bei 
der Eröffnung der Lausanner Konferenz. 
Denn für eine bloße Neuverteilung der 
Macht hätten die Leute nicht gekämpft, 
fUgte er hinzu. 2 
BerTi und Junblal forderten in einem 
gemeinsamen Papier. das sie der Konfe­
renz vorlegten, neben der Abschaffung 

der Religionsporporzes im Parlament die 
völlige Entkonfessionalisierung der Ver­
waltung und vor allem der Armee und 
des Geheimdienstes, die bisher mehr 
oder weniger nur der verlängerte Arm 
der Phalangisten waren. die Direktwahl 
des Präsidenten dUJ"(;h das Volk und die 
Wahl des Ministerpräsidenten durch das 
Pariament_ 
Um möglichen Ängsten der christlichen 
Gemeinschaften vor einer "moslemi­
schen Ubermacht" entgegenzuwirken, 
sollte als zweite Kammer ein Senat einge­
richtet werden, in dem jede Religions­
gruppe ungeachtet ihrer wirklichen 
Größe vertreten und mit einem Veto­
recht gegenüber allen Gesetzes­
vorschlägen, durch die sie "vitale Int~res­
sen" gef<ihrdet sähe, ausgestattet sein 
solL 
Noch auf der Genfer Konferenz vom 
Oktober/November 1983 hatte Junblat 
ein Papier vorgelegt. das als Gegenlei­
stung rur die Klindigung des israelisch­
libanesischen Abkommens in der Verfas­
sungsfrage weitgehende Zugeständnisse 
machte. Doch hatte sich durch die mili­
tärischen Erfolge der Linken vom Feb­
ruar 1984 das Kräfteverhältnis im Liba­
non stark zugunsten der Opposition ver­
schoben und sich gleichzeitig die phalan­
gistisch geruhrte Regierung Gemayel der-



art diskreditiert 3, daß die Linken inner­
halb und außerhalb der Nationalen Er­
rettungsfront - in Lausanne repräsen­
tiert durch Junblat und Berri - die Ab­
schaffung des Religionssystems auf die 
Tagesordnung setzen konnten. Denn der 
Konfessionalismus ist für sie die wichtig­
ste Ursache für den seit Jahren immer 
wieder aufflammenden Bürgerkrieg. 

Dieses Synem ennöglichte einer kleinen 
Minderheit von Libanesen den exklusi­
ven Zugriff auf den Staatsapparat, ohne 
den breiten Schichten des Volkes eine 

Möglichkeit derpolitischen Artikulation 
zuzugestehen. 
Zudem konnte es durch die starre Auf­
teilung der Macht unter den verschiede­
nen Fraktionen der Bourgeoisie nicht 
einmal Kräfteverschiebungen innerhalb 
der herrschenden Klasse refl,ektieren, so 
daß jeweils entstehende Dispropor­
tionen sofort zu bÜl'gerkriegsartigen Zu­
sammenstößen eskalierten . Deren Leid­
tragende waren wiederum in erster Linie 
die einfachen libanesischen Arbeiter und 
Bauern, die Leute, die nicht das Geld 
hatten ~ich ins Ausland abzusetzen und 
ihr Scherflein ins Trockene zu bringen. 
Daß die Forderung nach Beendigung des 
Religionszwistes, der immer wieder zur 
Verschleierung der wirklichen Klassen­
gegensätze herhalten mußte, ernst ge­
meint ist, wird auch deutlich daran, daß 
junblats Kritik auch vor der eigenen Par­
tei nicht haltmacht: 
"Auch meine eigene Partei (Sozialisti­
sche Fortschritupartei;d. Red.), die sich 
vor allem aus Drusen zusammensetzt, 
muß wieder lU ihrem Grundsatz einer 
multikonfessionellen sozialistischen Par­
tei zuriickfinden. Die Amal-Bewegung ist 
auch dazu entschlossen. Tatsächlich 
glauben Berri und ich, im Gegensatz zu 
unseren Gegnern und konservativen Ver­
bündeten, und von dieser Oberz.eugung 

werden wir nicht abgehen, daS die Ent­
konfessionalisierung des parlamentari. 
sehen Systems unabdingbare Vorausset­
zung fLir den Wiederaufbau eines moder­
nen und brüderlichen Libanon ist, in 
dem es keinen Unterschied zwischen 
cbristlicben und moslemischen Bürgern 
gibt." 4 
Genau diese Haltung führte auch Ende 
März d.]. zur Entwaffnung der nasseristi­
schen Murabitun·Miliz (geruhrc von Ibn­
hirn Koleilat) durch die paU'iolischen 
Kräfte in Westbeirut. 
Die ehemals nasseristischen r· .. lurabitun, 
die vor der israelischen Invasion 1982 
noch der Libanesischen Nationalbewe­
gung angehörten und deren Mitglieder 
vor allem deI? sunnitischen Kleinbürger­
tum entstammen, hauen nämlich in den 
von ihnen kontrollierten Stadtbe'Zirken 
damit begonnen, christliche Bewohner 
aus ihren Wohnungen zu vertreiben.5 

Die beiden Führer der faschistischen 
Libanesischen Kräfte, Pierre Gemayel 
(Phalange) und Camille Chamoun (Na­
tionalliberale Partei) machten gleich zu 
Beginn der Lausanner Konferenz deut­
lich, daß sie außer zu leichten Modifika­
tionen der Verfassung (Ändenmg des 
Verhältnisses zwischen den Parlaments­
sitzen der christlichen und denen der 
moslemischem Gemeinschaften von 
jetzt 6:5 auf 5:5) zu keiner grundsätz­
lichen Verfassungsänderung bereit seien. 
Um Zeit für neue Waffengänge zu erhal­
ten, waren sie ohnehin nur bereit, über 
eine Feuerpause und über die Bildung 
einer "Regierung der nationalen Ein­
heit" zu verhandeln. Der sollte es dann 
überlassen bleiben, weitere Schritte zur 
Konsolidierung des Libanon einzuleiten, 
ohne daß in Lausanne verhandelt werden 
sollte, welche Maßnahmen damit gc-
meint seien. 
Hielt sich PierTe Gemayel noch mit einer 
Kritik an der Kündigung des Abkom· 
mens von Kbalde zuriick, um ~einem 
Präsidenten-Sohn nicht in den RUcken 
zu fallen, so bezeichnete sein Verbünde­
ter Chamoun die Kündigung des Abkom­
mens als "schweren Fehler", wenn nicht 
gar als "Vcrrat"6. 
Ohnehin scheint sich Chamoun, der seit 
.der Vernichtung seiner Tiger-Milizen 
1980 durch die Phalange Pierre Ge­
mayels nur noch die Rolle des junior­
partners innerhalb der Libanesischen 
Kräfte spielt, von einem Ausbau der Be­
ziehungen zu Israel eine Stärkung seiner 
Rolle innerhalb der faschistischen 
Allianz zu erhoffen. 
Widerspriiche gibt es auch im Lager der 
Phalangisten. So veröffentlichte parallel 
zu den Lausanner Verhandlungen Ge­
mayels eigener Stabschef, Fuad Abu 
Nader, in Beirut ein Papier. in dem Israel 
als "einziger Verbündeter der Christen in 
der Region" bezeichnet wird, der "geeig­
nete Maßnahmen unternehmen wird. um 

die Sicherheit der Christen zu schüt­
zen"? - eine deutliche Warnung an die 
politische Führung der Phalangisten. 
Die Vertreter des moslemischen Esta­
blishments Saeb Salam und Adel Ossei­
ran, hielten ihrerseits die Zeit fiirgekom­
men, sich unter dem Druck der Volks­
bewegung der phalangistischen Hegemo­
nie zu entledigen, und ihrer eigenen Klas-' 
se mehr Einfluß im Staauapparat zu ver­
schaffen. 
Eine völlige Abschaffung des Religions­
porpon:es schwebt aber auch ihnen nicht 
vor, da sie dadurch sehr wahrscheinlich 
ihrer traditionellen Wählerschaft be­
raubt würden. 
Raschid Kamme, der noch nach der 
Unterzeichnung des libanesisch-israeli­
schen Abkommens im I\ lai 1983 gemein· 
sam mit W.junblar und Suleiman Fran­
gieh die Nationale Errettungsfront ge­
gründet hatte, um das Land vor dem 
Ausverkauf an Israel zu bewahren, kehr­
te jetzt, wo es um innere Reformen ging, 
den progreuiven Kräften den Rücken, 
um sich wieder in die Front der sunnili­
schen Notabien einzureihen. 

Ausscheren Frangiehs 

Es war ausgerechnet der zweite konser­
vative Kopräsidentder Nationalen Enet­
tungsfront, S. Frangieh, der den ausge­
handelten Kompromißvorschlag torpe­
djerte. 
Er tat dies, weil der Kompromiß eine 
Verminderung der Rechte des maroniti­
schen Präsidenten zugunsten des sunniti­
schen Ministerpräsidenten vorsah. 8 

Der ehemalige Staal$präsident und Ver­
bündete Gemayels wiihrend des libanesi­
schen Bürgerkrieges 1975/76halle 1978 
das RechlSbündnis verlassen, nachdem 
seine Bündnispartner zu deutlich die 
Fühler gen Israel ausgestreckt hatten, 
während er selbst eher auf eine Zusam­
menarbeit mit Syrien setzte. Und jetzt 
richtete Frangieh, der eben noch im La­
ger der Opposition gestanden hatte, an 
die beiden anderen maronitischen Füh· 
rer den Vorwurf, die Interessen ihrer 
Religionsgemeinsschaft verraten zu ha­
ben. 
Enttäuscht kommentierte Walidjunblat 
das Verhalten seiner bisherigen Bündnis­
partner: "Man hat uns von zwei Seiten 
im Stich gelassen: zum einen seitens der 
sunnitischen Führer, denen es leider 
wichtiger war, ein größeres Stück des 
Kuchens zu ergattern, als das Prinzip des 
laizistischen Staaten zu verteidigen. zum 
anderen von Frangieh, der nur seine Ri­
valen PieTTe Cemayel und Camillc Cha­
moun zU überbieten trachtet, um sie von 
der Führung der maronitischen Gemein­
schaftzu vertreiben."g 
Schon vor Lausanne waren auch be­
stimmte Differenzen zwischen Syrien 
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Kommunique 
der Lausanner 

Konferenz 
An der :t.w~ill'n Runde der Nationalen Ver­
M1hnungokonfcfen"l ,'om MirL 1984 in yu­
"'0"" (Schweiz) - die ente Runde fand im 
HflCrb" 1983 in Genr nall - nahmen neun 
Ubanc~5chl' Politiker und je ein Vertreter 
Sy';"'" und Saudi ATab~m all offizidlc lk­
obachte. teil. 01'0 VOnill. ruhne Libanon. 
Staaupr.ilidcnt Amin Gema)'d. Oie Konfe­
renz nahm rolJcnde SchJuBdcklar:uion an: 

Die Libanesi,che Versöhllunpkonfetl:rlZ, 
dit vorn 12. bis 'l:um 20. März 1984 in Lau­
sanne tagte, Imt einen bedeutenden t"or!­
.s<:hriu bei der Behandlung der konstitutio­
ndIen, politischen und ~oziall'n Probleme 
eniell, die auf der Taguordnung s\a.nden. 
Das schließt ull3bwendbar die Bildung eines 
inuilutiondlen Komiteu cin, das ilU~ einer 
Anzahl von Juristen und Politikern beneht, 
die mit der Vorb~reitung der zukunftigen 
Verfnsung bCllurtrllgt werden. 
Di~ Konferenz. hat einuimmig beschlossen: 
I. einen WdfenstiJ!S!~nd und die AUSlIrbei· 
tun~ cine~ Sichcrhciuplancs, der auf folgen­
d~m beruht: 

Entflechtl,lng der Streit krilftc, 
- Ru~k7l,1g der sch"eren Waffen, 
- Ausarbcill.lng eines Plans, der die Rilck· 
kehr der Armee in ihre Kasernen vorsicht, 
- übernahmc da Verantwonung für Si· 
chedteit und Ordnung du~h die inneren 
Sichcrheiukr.ftc (Gendarmerie), die durch 
Wehrpflichtige und Rcservinen der Armee 
crgaßZt werden, 
- Bildung eine~ hohen Sicherheiukomitees. 
militarisch und politisch, da, unter dem Vor­
sitz des Pni~identen der Republik ~tcht. Die· 
.\.eS Komitee wird venntwortlich "Cin, den 
Sich"rheitsplan dutch:tufUhren, Beschlüsse 
zu fassen und im Rahmen der genannten 
Grund~ätz:e ellupu::chende Maßnahmcn m 
Ireffen; 
2. die Einst,dlung .lIer negativen Medien" 
k:lmpagnen in j~der Form; 
.'I. die Bildl,lng eines institutionellen Kumi· 
tee', da, einen nelH:n Verfauungscntwl,lrf rur 
den Libanon der Zukunft aU'klrbeitel. Dieses 
Kumitee belIeht IIU~ .'12 Mitgliedern. die der 
Pr.i,ident der Republik in Zusammenarbeit 
mit d~n Mitgliedern der Konferenz auswählt. 
Da' iMtitulion~lle Komitee muß innerhalb 
von 6 Monaten ei~n Beri~ht iiberdie Ergeb· 
niSlie Jeiner Arbeit vorlegen; 
4. die Mitglieder der Versöhnungskonferenz 
werden ihre Konsultationen fortJeIzen I,Ind 
auf Einladung des Prisidenlen der Republik 
~us~nlmentrcffen; 

5. die Konrer~nueilnehmer schätzen die 
konstrukti\'e Rolle Seiner Exzellenz, des 
Mini'ters Moh3mad lbrahim AI·:\las,oud, 
Vertreter Seiner Majcstat König Fahd Ibn 
Ahdul Aziz (Saudi Arabien), und Seiner Ex· 
zellenz, de. ~tellvertretenden Prlisidcntcn 
der S)'ri~chcn Arabischen Republik, Abdul 
Halim Khaddam, Vertreter Seiner ExzelleßZ 
Pr;nidcnt Hafual-A5Sad, hoch ein; 
6. die Konferenz dankt den Behörden des 
Kltntom Vaud und den Schweixer Bunde5-
behörden für ihre gute Ganf~und$eh~ft .. nd 
ihre Bemühungen, die die besten Vor~uSliel­
zl,lngen ftlr den Ablauf der Arbeiten dico.cr 
Konfe~11l. ge$chaffen haben. 
(Quelle: Arab Ncw'.JiddJ, :'>:/'.8.1984) 

und dem linken Flügel der libanesi!chcn 
Opposition deutlich geworden. 
Noch als Berri und ]unblat in Beirutden 
Rücktritt Amin Gemayels forderten, 
dem sie die Hauptverantwortung ftir die 
schweren Verwüstungen in Südbeirutzu­
schrieben, versicherte der syrische Präsi­
dent Assad dem libanesischen Besucher 
Amin Gemayel seine Unterstützung als 
Gegenleistung rur die Kündigung des 
Khalde-Abkommens. 
Für die Syrer erscheint ein schwacher 
Präsident Cemayel, dem das Regime in 
Damaskus leicht seinen Willen aufzwin­
gen kann. vorteilhafter als eine selbst­
bewußte, von den libanesischen Massen 
(sie haben die syrische Intervention auf 
seiten der Phalangisten im Bürgerkrieg 
1976 noch nicht vergessen) getragene 
pauiotische Regierung in Beirut. 
In Lausanne wandelte sich die Rolle der 
Syrer. Sie waren dun:h die Unterstüt­
zung der Nationalen Rettungsfront und 
durch die Präsenz eigener Truppenkon­
tingente im Libanon, die den fortschritt­
lichen Miüzen eine gewissen Rücken­
deckung gewährt hatten, faktisch selber 
zur Konfliktpartei geworden. Nun 
schlüpften sie wieder ins Gewand eines 
Vermittlers, der versucht, es allen Recht 
zu machen. 
Das lIauptanliegen der syrischen Liba.­
nonpolitik waren die Kündigungdes liba· 
nesisch·israelischen Abkommens von 
Khalde und die Beendigung der US­
Truppenpräsenz im Libanon. Insofern 
deckt sich das Interesse Syriens mit dem 
der libanesischen demokratischen 
Kräfte . 
Die israelische Hegemonie im Libanon, 
die durch das Khalde-Abkommen besie­
gelt werden sollte, die Festschnibung 
der israelischen Militärpriseru im Süd­
libanon und die weitreichenden Inter­
ventionsmöglichkeiten sowohl rur die 
zionistische Armee wie .. uch rurdie USA 
selber, stellten eine direkte Bedrohung 
Syriens ddr. 
Dies h:itte einmal den militärischen 
Nachschub Syriens über die libanesi­
schen Häfen unmöglich gemacht. Zum 
anderen hatte der US-lmperiali~mus 

schon mehrfach versucht, den Libanon 
in ein Sprungbret t rur Aggressionen ge­
gen Syrien zu verwllndeln. lO 

Das von Washington initiierte Abkom­
men vom 17. ~tai 1983 soUte eine Lö­
sung des ;-;:ahostproblems im US·ameri­
kanischen Sinne vorbereiten helfen, bei 
der die von Israel anneklierten GoIan­
höhen keine RoUe mehr gespielt hätten. 
Nach der Vertreibung der Marines aus 
Beirut lind der Kündigung des Khalde­
Abkommens durch Amin Gemayel lag 
das Hauptinteresse des Assad-Regimes 
allerdings in einer möglichst schnellen 
Befriedung und Stabilisierung des Nach­
barlandes. Denn der anhaltende Bürger­
kriegszustand kann immer wieder als 

Vorwand für die USA und Israel herhal­
ten, im Libanon zu intervenieren. Dabei 
wäre eine Konfrontation mil Syrien fast 
unausweichlich. was die jetzt errungenen 
Positionsgewinne Syriens wieder zu­
nichte machen könnte. 
ZWllr weiß auch Damaskus ganz. genau, 
daß ohne die Abschaffung des Konfe!­
!ionalismus im Libanon langfristig keine 
Stabilität herzustellen ist 11. MjUl weiß 
aber auch, daß die Abschaffung des 
Religionssystems nur gegen die gesamte 
libanesische herrschende Klasse durch· 
zuseuen ist und unweigerlich zu einer 
offenen militärischen Konfrontation mit 
den Phalangisten fUhren muß. 
Gerade das wH! Syrien jedoch venneiden 
_ aus Furcht, daß die Führung der Pha­
langisten als Cegenreakrion einen maro­
nitischen Staat nach dem Vorbild des 
"Freien Libanon" des Major Haddad 
proklamieren und sich dann offiziell der 
Protektion Israels unterstellen könnten. 

Syrischer Rollentausch 

"Unscre syrischen Freunde", so W. 
]unblat, "die ja auch bei sich ein laizisti­
sches Regime haben. sind im Prinzip 
nicht vollkommen anderer Meinung als 
wir. Aber sie versuchen gleichzeitig, sich 
der Unterstützung unserer christlichen 
Gegner zu vergewissern, um den inneren 
Frieden herlusteIlen und sie rur die ara· 
bische Sache zu gewinnen. Damaskus 
versucht gute Beziehungen zu allen Frak­
tionen der politischen Führung herzu­
stellen , um sie so insgesamt zu seinem 
Verbündeten zu machen ... 12 

Diesen Anschein der überparteilichkeit 
Syriens crhärtete Hafez al-Assad Anfang 
April d.]. mit der Aussage: "Unsere Posi­
don hinsichtlich einer Regierung der na­
tionalen Einheit ist die der \'ollen Unter­
stützung. Falls eine solche Regierungge­
bildet in, werden wir auf ihre Anforde­
rungcn eingehen, weil sie die Vertretung 
des libanesischen Volkes sein wird. Solch 
eine Regierung wird auf der Seite Syriens 
stehen, um Israel bedingungslos aus dem 
Libanon auszuschließen." J3 

Durch die Rolle des Vermitllers versucht 
das Assad-Regime nicht zuletzt sein eige­
nes politisches «ewicht in der Region zu 
stärken. Es tut dies nicht zuletzt mit 
Blick auf wkUnftige globale Nahostver­
handlungen und als Gegengewichl zu der 
sich anbahnenden Allianz zwischen Palä· 
stinenserführer Arafat, dem ägyptischen 
Präsidenten Mubarak und dem jordani­
schen König Hussein. 
Andererseits sind seinem politischen 
Spielraum durch seine narke finanzielle 
Abhängigkeit von Saudi Arabien, das im­
merhin 1/3 des syrischen Staatsbudgeu 
finanziert, gewisse Grenzen gesetzt. 
Nicht zuletzt reflektiert die syrische 
Position gegenüber den verschiedenen 



politischen Kräften im Libanon auch das 
politische Kräfteverhältnis in Syrien 
selbst. Dort haben die Spannungen zwi· 
sehen dem antiimperialistischen Flügel 
des Baath-Regimes - repräsentiert durch 
Präsident Assad und die Führung des 
Militärs - und dem prowestlichen Flü­
gel, geführt vom Präsidentenbruder 
Rifaat Assad, zugenommen. 
Durch ihre Unschlüssigkeit in Lausanne 
haben die Syrer eher das Gegenteil von 
dem erreicht, was sie wollten - nämlich 
ein gewisses Mißtrauen bei ausnahmslos 
allen libanesischen Beteiligten. 
Einen Tag nach dem Endeder Konferenz 
kündigte ein Sprecher der Phalangisten 
an, in direkte Verhandlungen mit der 
Sozialistischen Fortschrittspartei W. 
junblats, der Amal und anderen Grup­
pen, eingeschlossen die Kommunistische 
Partei, treten zu wollen. Gerüchte in Bei­
rut besagen, daß es schon erste Kontakte 
gegeben hätte. 
Aber selbst wenn sich diese Gerüchte 
bewahrheiten sollten, wird eine Lösung 
des Libanonkonfliku ohne Syrien kaum 
möglich sein. Es ist nach wie vor das 
Haupthindernis rur die Durchsetzung der 
US-Nahostpläne. Und es hat dank der 
engen politisch.militärischen Koopera­
tion mit der Sowjetunion auch bislang 
weder Drohungen und Erpressungen 
noch Versprechungen der Reagan­
Administration nachgegeben. 
Im Gegenteil, das gegenwärtige syrische 
Regime hat durch den Abschuß von zwei 
US-Aufklärungsflugzeugen im Dezem­
ber 1983 gezeigt, daß es nicht bereit ist, 
sich der amerikanischen Dominanz im 
Nahen Osten zu unterwerfen. 
Das räumt auch junblat ein, wenn er 
sagt: "Ich will einen vereinigten, arabi­
schen, souveränen und laizistischen 
Libanon. Das war auch das Programm 
meines Vaters. Aber ob ich will oder 
nicht, ich kann dieses Programm nur in 
einer Allianz mit Syrien verwirk­
lichen."14 

Anmerkungen: 
I) SieheAlBl/1984,S.8ff. 
2) Lc Monde (LM), Paris, 14.3. 1984 
5) SieheAIB3/1984,S.4-12 
4) LM,17.3.1984 
5) Vgl. Afrique Asie, Paris, Nr. 3191 

9.4.1984,S.13 
6) LM,14.3.1984 
7) Ebenda 
8) LM,21.3.1984 
9) Ebenda 

10) Siehe AlB 1l·12/1983,S.1l- 13undAlB 
3/1984,S.5ff. 

11) In Laullilnne bemrwortete Syriens Außen­
minister Khaddam zwar eine vage gehal­
tene "Reform" des libanesischen 
Systems, aber nicht die von der libanesi­
schen Linken geforderte Absclzung Präsi· 
dent Amin Gemaycll. Khaddam weiter; 
"Der Libanon muß ein vereinigtes, unab· 
hängiges und souveränes Land bleiben." 
The Middle EIlSt, London, April 1984, S.8 

12) L\1,17.3.1984 
13) Time, New Vork, 2.4.1984 
14) LM,17.3.1984 

Grenada 

Rupert Downing 

Erkenntnisse im 
besetzten Grenada 

In der Woche vor Weihnachten 1983 
weilte eine britische Kommission in 
Grenada, d ie die Situation Dach der US­
Invasion (25. 10. 1983) untersuchte. Un­
ter ihren acht Mitgliedern befanden sich 
u.a. der Abgeordnete der Labour·Partei, 
jeremy Corbin, und der Vorsitzende der 
bri t isch-grenadischen F reundschaftsge­
seilschaft, Ruper! Downing. Wir bringen 
Ausschnitte aus R. Oownings Bericht 
über d ie Lage in Grenada, den er auf der 
Grenada-Solidaritätskonferenz llITl 28. 
januar d.]. in Hamburg (siehe Al B 
3/ 1984, S.36fC.) vortrug. 

Als wir uns in Grenada befanden, kündig­
ten die US-Amerikaner an, daß sie ihre 
"Kampf truppen " abziehen und nur 300 
Militärpolizisten zurücklassen würden, 
die zusammen mit karibischen Streit· 
kräften die Sicherheit der Insel aufrecht­
erhalten sollten. 
Tatsächlich jedoch wurde nur ein Teil 
der schweren Ausrüstungen und ein Teil 
der US·Streitkräfte abgezogen. Eine sehr 
große und sehr gut ausgerüstete karibi­
sche und US-amerikanische Streitmacht 
verschanzte sich in Grenada und set ... te 

damit die militärische Besetzung der In­
sel forl. 
Zusätzlich zu dieser andauernden mili­
tärischen Besetzung Grenadas gab es eine 
umfangreiche gehcimdienstliche Prä· 
senz. 
Das größte Ministeriumsgebäude in der 

Hauptstadt St. George's - der Sitz des 
Ministeriums rur nationale Mobilisierung 
- wurde vom CIA übernommen, und zu 
seinem Hauptquartier gemacht. 

Die Geheimdießstoperationen bestan­
den im Grunde in einer andauernden Be­
lästigung und Uberwachung aller Grena­
dier, die in irgendeiner Art während der 
Revolution politisch tätig waren. Darun­
ter waren nicht nur Mitglieder der New 
jewe1 Bewegung (NjM), sondern auch 
Menschen, die Aktivisten in der Natio­
nalen .'rauenorgani5ation, in den Ge­
werkschaften und in anderen progres­
siven Organisationen waren, die während 
der Revolution arbeiteten. Diese Opera­
tion schloß die Inhaftierung von über 
1.200 Grenadiern im Straflager von 
Point Salines ein. 
Wir sprachen mit einigen Leuten, die in 
diesem Lager gefangengehalten wurden, 
und wir erfuhren Einzelheiten über ihre 
Behandlung während der Inhaftierung. 
Diese Behandlung schloß die Benutzung 
von Würgestricken ein, um die Menschen 
während den Verhören zu foltern. Die 
Gesichter von Gefangenen wurden in 
Schlammlöcher getaucht und es gab 
andere Arten von Verletzungen, die 
ihnen während der Inhaftierung zugefUgt 
wurden. 
Das Ziel dieser Vernehmungen, die die 
US-Geheimdienstleute an dieser sehr 
großen Gruppe von Grenadiern vornah. 
men, war nicht Aufklärung über jene 

15 



Leute zu erhalten, die verantwortlich rur 

die Ereignisse am 25. OklOber waren. Es 
ging ihnen nur darum deren Mitglied· 
schaft und Aktivitäten festzustellen, 
Details über die Organisation der NJM 
und anderer progressiver Organisationen 
des Landes zu erhalten. 
Die gesamte Operation, die die US­
Amerikaner durchflihnen, hatte zum 
Ziel, den "kommunistischen" Einfluß 
festzustellen sowie jegliche progressiven 
Kräfte im Land einzuschüchtern und zu 
neutralisieren, um damit die fortdauern· 
de Besetzung des Landes abzusi<:hern. 
Um dieses Ziel zu errei<:hen, war das 
Büro des britischen Generalgouverneurs 
Paul Scoon im Grunde eine US-amerika­
nische Behörde. 
Auf seinem Schreibtisch gab es drei Flag­
gen. eine US-amerikanische, ei ne bar· 
badische, eine jama.ikanische, "ber keille 
grenadische Flagge, noch ni<:ht einmal 
eine britische. Der Generalgouverneur, 
der \'on US·Heamten angeleitet und bera· 
ten "" inl, führt d.ls L"nd diktatorisch 
durch Dekrete. 
Es is t ebenfalls wichtig, die Position des 
Cbergangsrates.tu I·erstehen. 
Die offiziellen ~Iedien suggerieren in 

ihren Berichten, daß diese übergangs­
regierung in Grenada eine neutrale sorg­
same Regierung ist, die aus ehrenwerten 
Beamten besteht, die in der Lage seien 
we iter dazu beizutragen, das Land zu 
demokratischen normalen Verhältnissen 
zu fUhren. Tatsache ist jedoch, daß der 
übergangsrat nur über eine einge­
schränkte Autorität verfUgt, die an ihn 
durch den Generalgouverneur delegiert 
wird. 
In all unseren Diskussionen mit Mitglie· 
dern dieses übergangsrates war ersicht· 
Ii<:h, daß er weit davon entfernt ist, eine 
neutrale, nichtpolitische Autorität zu 
sein. 
Eines der wichtigsten Tätigkeiugebiete 
des übergangsrates war die sofortige 
Suspendierung aller progressiven Mas­
senorganisationen und lokalen demokra­
tischen Räte (parish councils) sowie die 
Einstellung einer großen Zahl von Wohl­
fahrtsprogrammen. 
Im öffentlichen Dienst und den verschie­
denen Ministerien wurde eine große Zahl 
von Menschen entfernt. Die Gesamtzahl 
der Personen, die seit der Invasion entlas­
sen wurden, wurde von der kanadischen 
ll ilfsorganisation in Grenada auf 3.500 

Geheimpläne der US·AID 
Programm zur Rückverwandlung Grenadas 

.:in Gc: hcimdokument der offiziellen Ag~ntu r rur Internationale Entwicklung <.kr USA 
(US·AID) belegt, wie: die US·ßesatzu in Gr.:nada rur "one\"olution:lrl! Zustände sorgen wollen 
- um das Land in ein In"cstitionsparadics rur US·Konzerne zu verwandeln. Der darin enthaltene 
.. Plan für eine Iangfri.tige wirtschaftliche Entwicklung", der eine nnanzhilfe "on 20 Mio Dollar 
\o~ieht, ist Teil eine. u",flUSenden Dokuments, das ,'om Major der US-StreitkriHte, Gary 
Ilcnderson, und "om AIO-.'unktionär Bob Otto ausgearbeit .... t wurde. 
Das hier in A,ulügen '·erMfentlicht .... Dokument bewdH eindeutig, daß auf Grenada nicht die 
ÜbergangHcgicrung oder der Gc:nera~ou'·crneu r, sondern nach wie vor die US·Bes3tzer das 
S~en habt:n. 

finanzhilfe 
Der Plan sicht eine Finanzhilfe rur folgende Bereiche vOr (Zahlen in Mio Dollar): 
• Stärkung derwiruchaftlichen Stabilität und Liquidität 
• Wancrl'ersorgung 
• Verbe.55erung des Straßensystems 
• Gesundheit und Erziehung 
• l'rogr.>mme der landwirtschaftlichen Expansion 
• Progr.>mme rur Schenkungen all Pr;"ate Freiwillige Organisationen (OPGS) und 
Spezielle Entwicklungsaktivitäten (SOA) 
( ... ) 
Programme 
• FOTlst'tzungdes t"Jughafcnbau~ 
• Wiederaufbau der durch den Krieg beschädigten Gebäude. ( ... ) 
• Kurzfristige und langfristige Ganntierungder Sicherheit und Stabilität. 
• Umslrukturierungdes Oildungssystems. 
• Aufllebung der Preiskontrollen und Revision der Struklurder Zolltarife. 
• Neue Regierungspolitik im Bereich der PrivatinvenitiQnen. 
• Bueitigungder St33Ubrmen und des staatlichen Handel!verkehrs. ( ... ) 

Empfehlungen 
( ... ) 

5,0 
5,0 
4.5 
3,0 
2.0 

0.5 

• FQrtsetzung der nQrdamerikanischen militärischen Präsenz um Ikrater· und Kampfaufgaben 
wahrzunehmen. Schwerpunkt der Aktivitäten in den Bereichen zi"ile: Angelegenheiten, Inge· 
nicurwe.en, psychologifChe, legale: und medizinische Operationen. ( ... ) 
• Schriuweise Aufgabe dcr Preiskontrolle für Lebensminel. Herabsetzung der Steuern rur 
Impongiiter und Erhöhung der Produktion der landwirtschaftlichen Exportgiiter. ( ... ) 
• Ourchftihrong einet Dialogs und einer wirtschaftlichen Analyse, um die staatlichen Betriebe 
zU '·erkaufen. ( ... ) 
(Quelle: Pensamiento propiQ, Managua, Nr. 11-12/Jonuar 1984. 5.30) 

16 

geschätzt. 
Zusätzlich wurden wirtschaftliche 
Schlüsse!projekte, die von der Revolutio­
nären Volksregierung (PRG) begonnen 
worden waren,gestoppt. 
Dazu gehören die agroindustriellen Wer· 
ke, der kaffeeverarbeitende Betrieb, die 
Ausbildungsschuk der Staatsfarmen und 
andere Projekte, die ~ wenn möglich -
privatisiert werden sollen. 
Im landwirtschaftlichen Bereich wurde 
bereits mehr als die Hälfte des vom Staat 
kontrollienen Landes vom Ubergangsrat 
in Privatbesitz zurückgegeben. 
Eine andere Auswirkung ist die, daBjeg­
liehe geplante Hilfe , die aus verschiede­
nen Quellen nach Grenada fließen sollte, 
darunter von der Organisation erdöl­
exportierender Länder (O PEC), aus ost, 
europäischen Ländern und 14 Mio Pfund 
Steriingvon der Weltbank, gestoppt wur­
do. 
Die einzige Hilfe, die nach Grenada 
Oießt, kommt aus den USA und Groß­
britannien. 
Das allgemeine Ziel des Hilfsprogramms 
ist der Aufbau einer Infrastruktur, die 
die US-amerikanische militärische Prä­
senz rund um den Flughafen von Point 
Salines unterstüo:en wird und die die 
Grundlage Hir US-Investitionen in Gre­
nada schaffen soll (siehe auch Kasten 
zum Programm US·AID;d. Red.). 
Ein anderes wichtiges Hilfsgebiet ist der 
Aufbau eintr 550 r. lann starken para­
militärischen PolizC'itruppe, die rur die 
Sicherheit verantwortlich sein soll. Das 
lIauptziel des lI ilfsprogramms ist die 
wirtschaftliche Abhängigkeit Grenadas 
von den USA zU erhöhen. 
Sowohl in der Wirtschaftspolitik als auch 
in anderen I'olitikbereichen wird ver­
sucht, das grenadische Modell einer ge­
mischten Wirtschaft mit einem lebendi­
gen Staatssektor und der Teilnahme des 
Volkes an dcr Planung des Landes abzu­
schaffen und eine Wirtschaft die voll­
ständig vom I' rivatsektor beherrscht 
wird aufzuhauen. 
Die einzigen LtUle, die Zugang zur über­
gangsregierung haben, sind d ie Handels· 
kammer, d ie die Handelsbourgeoisie ver­
tritt , und die Plantokratie, die Groß­
grundbesitzer. 
Als wir dort waren, organisierte die I lan­
delskammer eine Petition, die in SI. 
George's zirkulierte, um zu erreichen, 
daß die US·Streitkräfte mindestens 
5 J ahre bleiben sollten. Die sog. nicht­
politische Ubergangsregierung legte je­
dem staatlichen Angeste1hen einen 
Fragebogen vor, in dem er gefragt wurde, 
ob die US·Amerikaner weitere 5 J ahre 
bleiben sollten oder ob Grenada ein 
assoziierter Staat der USA werden sollte. 

Während unserer Anwesenheit plante ein 
Komitee von Geschäftsleuten in 51. 
George's eine proamerikanische Demon-

Ft)rlSClzllng il.llf S. 41 



'0 1421 E 



Inhalt 

Vorbemerkung 

NieQ BireT 
Guatemalas Platz in der 
Mi tH'larneTi ka krise 

hanz Blishin 
Die Aufslandsbekampfung 
bleibt Regierungsprogramm 

Guatemala-Daten 

Vereinigungsproklamation der 
URNG 

Hemd Grolli 
Krisen ohne UnIerlaß 

G('~rräch m" JuNa E,·qlli ... !1 
Christen im Widerstand 

Das Bei~"it'1 Coca-Cola 
VCf>uch. eine Gewerbehaft 
zu zerstören 

Geschichte eines blutigen 
Kampfes 

11 

111 

v 

VI 

IX 

XV 

XVIII 

lXX 

XX 

Dif US-Illle",enllon 195-l XXI 

Ak/ions- IIml '\!ale,iolspiegel XXII 

Bill 

Vorbemerkung 

"Ich glaube, daß Cuatemala ein Schlüssel zu Lateinamerika ist ... Die guatemaltekische 
revolutionäre Erfahrung bietet wichtige Schlüssel für ganz Lateinamerika. Nicht als ein 
nachahmenswertes Modell, ... sondern als eine Quelle großer, schmerzlich erlernter 
Lektionen ... " So kennzeichnete der uruguayische Schriftsteller Eduardo Galeano in 
seiner Schrift "Guatemala: Occupied Country" (Besetztes Land ) die Beispielwirkung 
des Landes Ende der 40er/Anfangder 50er Jahre. 
Die Hoffnungen in den Reformprozeß 1944-54 im nördlichsten Staat Mittelamerikas 
wurden durch die US-Intervention 1954 zerschlagen. Als in den Jahren 1966/67 in 
Guatemala die Guerilla, unter Einsatz von US-Militärberatern, aufgerieben wurde, ging 
eine weitere - durch den Guerillasieg in Kuba 1959 genährte - Hoffnung der Völker 
Mittelamerikas zu Bruch. Die Militärdiktatur Guatemalas verschaffte sich mit der 
Ermordung von rund 70.000 Oppositionellen bis Anfang der 80er Jahre Weltruf. 
Mit dem Sieg der Sandinistas in Nikaragua 1979 u!Jd der ihn begleitenden Krise der 
Diktaturen und dem Aufschwung des VolkswiderSlands in EI Salvador und Guatemala 
rückte die sog. United-Fruit-Republik erneut in den Blickpunkt. Im aktuellen Inter­
ventionskonzept der Reagan-Administ ration in Mittelamerika ist Guatemala eine 
aktive Vorpostenrolle gegen die Befreiungsbewegung EI Salvadors und das befreite 
Nikaragua zugedacht. Doch der guatemaltekische Widerstand bindet ein ansehnliches 
Interventionspotential im eigenen Land. Kommt es zur regionalen Eskalation, so wird 
Guatemala zwangsläufig einer der Kampfschauplätze sein. 
Aus bundesdeutscherSicht gibt es einen Grund mehr, sich dem Innenleben Guatemalas 
eingehender zuzuwenden: die skandalöse Haltung der Bundesregierung. Staatsminister 
Alois Mertes (CDU) reihte nach einer Mittelamerikareise im März d.]. Guatemala ins 
'Lager der "demokratischen Grundordnung" ein: "Guatemala hat 1982 nach langen 
J ahren blutiger Diktatur aus eigener Kraft einen Demokratisierungsprozeß einge­
leitet." Und die Bundesrepublik habe da mitzuhelfen, 
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Guatemala in der 
Mittelamerikakrise 

Nieo Biver 

Ocr US·BoUchafter Fredcrick Chapin. 
der inzwischen abgelöst wurde, begriin­
dete seine Beteiligung am Militärputsch 
vom 8. August 1985 damit. daß General 
Rios Montt %.war der "beste: Präsident 
war, den Guatemala in letzter Zeit hatte, 
jedoch nicht die: Anforderungen der 
USA erHUlte". 1 
Hauptkritikpunkt Washingtons war die: 
mangc:lndc: Einbeziehung Guatemalas in 
die Mittelamc:rikaplänc: Reagans. Von 
Mejia Victorc:s erhoffte: man sich eine 
beuere Abnimmung der Politik in die­
sem Bereich. 
Anfanglichc: Äußerungen der neuen 
Machthaber schienen diese: Erwartungen 
zu bestätigen. 
Ocr damalige: Anncc:chef Lopez Fuentes 
bezeichnete: am 27. August 1983 "die 
Einheit der mittelamerikanischen Armee 
mittds des Mittclamerikanischen VCI'" 
tc:idigungsrates (CONDECA) als ange­
bracht und nötig. Dadurch können wir 
die Probleme der Subversion in der Re­
gion beenden, über die Verteidigung Mit· 
telamerikas wachen, die lokalen Armeen 
stärken und den Vormarsch des Kom­
munismus bekämpfen".2 
Auf Initiative und unter Führung der 
neuen guatemaltekischen MilitälTegie· 
rung kam eli im Oktober 1983 zur Wie­
derbelebung dieKr lichon totgeglaubten 
Allianz unter Einschluß von Honduras 
und EI Salvador. Die militärische und 
politische Stoßrichtung, die der USo 
amerikanischen Mittelamerikapolitik 
entspricht, wurde nie verheimlicht: Zu· 
rückdrängung der Befreiungsbewegung 
in EI Salvador und als strategisches 
Hauptziel die Zerschlagung der sandini­
stischen Revo lution. 
Die guatemaltekische Armee beteiligte 
sich auch zwischenzeitlich an mili täri­
schen Drohgebährden gegenüber der 5al-

vadorianilichen Guerilla, indem sie in 
demonstrativer Weise rur kurze Zeit ein 
Truppenkontingent an die Grenze 
schickte_ Gleichzeitig dämpFten jedoch 
verschiedene Äußerungen guatemalteki­
scher Armee- und Regierungsvertreter 
den Optimismus der USA über die Einbe­
ziehung der guatemaltekischenArmee in 
ihre Interventionspläne. 
General Lopez Fuentes erklärte im Sep­
tember 1983, seine Regierung würde sich 
"nicht in Konflikte mit andtten Natio­
nen dtt Region einmischen".3 Und noch 
deutlicher drückte sieh Außenminister 
Anrade am 15. Dezember 1983 aus: 
"Guatemala verfolgt e ine sehr unabhän­
gige Außenpolitik. Was Mittelamerika 
anbetrifft, so wollen wir nicht als Instru­
ment ausländischer Kräfte benutzt wer· 
den. Wir sind aufgefordert worden, eine 
aktivere Rolle in Mittelamttika zu spie­
len, und wir haben Uni einfach gewei­
gert."4 

Genügend im eigenen Land zu tun 

Anrade nennt die ausländischen Kräfte 
zwar nicht beim Namen, doch es ist ein­
deutig, daß damit die USA~meint sind. 
Mejia Victores drückte sich im März d.]. 
gegenüber der spanischen Nachrichten­
agentur EFE noch deutlicher aus. 5 
Er erklärte, daß eine militärische Inva· 
sion gegen Nikaragua die Probleme der 
Region nicht lösen würde, und lehnte 
eine Teilnahme an regionalen Militär· 
manövern ab. Daß dies nicht nur Lippen­
bekenntnisse sind, zeigt auch die Tat­
sache, daß Guatemala trotz des Drängens 
Washingtons nicht an den US-Manövern 
"Grenadero I", die am I. April d.J. in 
Honduras begannen, teilnimmt. 
Die Gründe dafür, daß die jetzige Dikta-

tur sich nicht vollständig den Interven­
tionsplänen der Reagan-Administration 
in der Region unterwerfen will, sind in 
der besonderen Lage der guatemalteki. 
schen Bourgeoisie und Armee zu suchen. 
Die gua lemalte kischen Agrarexporteure I 
die traditionell ihre Produkte auf dem 
millelamerikanischen Markt absetzen, 
mußten bereiujetztdurch Verschärfung 
der Kriegssituation Ausfuhrminderun· 
gen hinnehmen. Die Handels· und Indu­
striebourgeoisie will vermeiden. daß die 
Wirtschaft des Landes unter den Folgen 
eines regionalen Krieges noch mehr in 
l\ litleidenschaft gezogen wird. 
Große Teile der Armee und der Bour­
geoisie wollen nicht rur die USA die 
Kastanien aus dem Feuer holen. 
Sie haben im eigenen Land genügend "zu 
tun", um die Guerilla in Schach zu hal­
ten. Sie können es sich deshalb rein mili­
tärisch nicht leisten, größere Teile ihrer 
knapp 20.000 Mann starken Armee in 
anderen Ländern einzusetzen. 
Dies heißt jedoch nicht, daß Guatemala 
kein Interesse daran hätte, einen Sieg der 
Befreiungsbewegung in EI Salvador zu 
verhindern und die Revolution in Nika· 
ragua rückgängig zu machen. Im August 
1983 besuchte zwar zum ersten Mal seit 
dem Sieg der sandinist ischen Revolution 
wieder ein guatemaltekischer Außen· 
minister Nikaragua, aber rur Mejia Vieto· 
res bleibt das Land weiterhin "Zentrum 
der Instabilität" und als solches sein Geg­
ner. 
Aus diesem Grund sind die Regierenden 
in Cuatemala nach Aussagen von Oberst 
Djamala Dominguez gern dazu bereit, 
die befreundeten Armeen mit Munition 
zu versorgen oder auf Wunsch Militär­
berater zu enuenden. Aber alles das ge­
schieht mit der Absicht, daß die entspre­
chenden Armeen .. ihre Probleme" selbst 
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lösen. 
Auf politisch~r Eb~n~ bild~t GUal~mala 
zusammen mit den R~gi~rungen von EI 
Salvador, Honduras und Kostarika die 
sog. diplomatisch~ Achs~, deren Ziel ~s 
ist, Nikaragua diplomatisch und polio 
tisch zu isoli~r~n und nicht zuletzt die 
Fri~d~nsb~mühungen der Contadora· 
Staaten (Mexiko, V~n~zuela, Kolum­
bien, Panama) zu b~hindem. 

Die "Achsenmächu:" gaben in d~r Ver­
gangenheit mehrfach g~m~insam~ Erklä­
rungen zur V~rurt~ilung angeblicher 
übergriffe nikaraguanisch~r Trupp~n ge· 
gen Honduras und Kostarika ab. Und fUr 
das Contadora-Treffen in Panama am 8. 
Januar d.J. hatten si~ ebenfalls ein Paket 
von Forderungen vorbereitet, um eine 
mögliche Friede nslösung hinaus2:Uzö­
gern. 

Auf Washingtoll angewiesen 

Diese politischen Hilfsdienste sind der 
Reagan-Administration a llerdings zu 
wenig. Mehrere Faktoren könnten die 
Mejia-Victores-Diktatur dazu bewegen, 
sich stärker den Wünschen Washingtons 
zu beugen. 
Die Verstärkung des Guerillakampfes, 
die 5ich derzeit abzeichnet, wird dazu 
fUhren, d aß Guatemala auf Militärhi lfe 
der USA angewiesen bleibt. Die Reagan. 
Administration hat bereits jetzt 10,4 
~Iio Dollar Unterstützung für 1985 be­
antragt_ Bisher konnte die Militärhilfe 
nur auf Umwegen nach Guatemala gelan­
gen, da die Carter-Administration sie 
1977 wegen der Menschenr~chtsverlet­
zungen eingestelh hatte. 
Vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet 
verfügt Washington über mehrere 
Trümpfe, um Guatemala gefügig zu 
machen. US-Konzerne kontrollieren 
nicht nur über 30% der Industrie, son­
dern die gesamte Nickel-, Erdöl- und 
Bananenproduklion_ Die Kreditabhän­
gigkeit der Regierung und der Bour· 
geoisie von US-ßanken und von interna· 
tionalen Finanzinstitutionen, di~ wie der 
Internationale Währungsfonds (IM F) 
von den USA kontrolliert werden .. und 
ein Außenhandelsante il der USA von 
über 30% machen die Druckmöglichkei­
ten aufGuatemala deutlich. 
Angesichts der Wirtschaftskrise im Land 
is t Guatemala außerdem auf Wirtschafts­
hilfe angewiesen, die in größerem Um­
fang nur von den USA kommen kann. 
Bis 1990 will die Reagan-AdminiSlra­
tion, entsprechend den Plänen der Kis­
singer-Kommission 4,5 Mrd Dollar 
locker machen. 
Dies sol1 nicht nur das Regime stabilisie· 
ren. sondern ihm auch eine Teilnahme an 
den Interven tionsplänen schmackhaft 
machen. 
Damit es aber soweit kommt, muß Rea-
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gan zuhause noch einige Hürden über­
winden. 
Im November 1983 halte der Kongreß 
sowohl die beantragte t-li1itär- als auch 
die Winschaftshilfe wegen der Men­
schenrechtsverle tzungen abgelehnt. Der 
jetz t beantragten IO,4-Mio-Dollar-Waf­
fenhilfe droht ein ähnliches Schicksal, 
obwohl R~agan vor dem Se nat von einer 
"signifikanten Verbesserung der Men­
schenrechte " zu berichten wußte. 6 

Aus diesem Grunde forden Washington 
von den Machthabern in Guatemala, den 
Terror etwas zu verringern. Um die Un­
terstützung für Guatemala im US·Kon­
greß durchsetzen zu können, aber auch 
um die Aggressionspoli tik gegen Nikara­
gua zu rechtfertigen, forderte die Rea­
gan-Administration von Mejia Victores, 
Scheinwahlen durchzufUhren. Nach an­
fanglichen Protesten stimmte dieser 
dem, nicht zuletzt auf inneren Druck 
hin,zu. 
Trotzdem zeichnet sich noch keine Ver­
ringerung der internationalen Isolierung 
des Regimes ab. t>.-1itte März d.J. verur­
teih~ di~ UN·~lenschenrechtskommis­

sion Guat~mala wegen fortgesetzter Ver­
b~chen gegen die Gru ndrechte des Men­
schen mit 28 gegen 3 Stimmen. 

Bonner Reinwaschungen 

Ganz allein steht Washington allerdings 
nicht bei dem Versuch , die Verhältnisse 
in Guatemala zu beschönigen. 
Die Bonner Regierung hat sich, wie auch 
in allen anderen Fragen, die Mittelameri­
ka be treffen, auf seiten der Reagan­
Administration gestellt, da sie bekannt­
lich weltw~i t nichts unternimmt, was 
den "nationalen Interessen" der USA 
entgegenstehen würde. 

Wie di~ USA, so hat auch die BRD von 
allen mittelamerikanischen Staaten al­
lein Nikaragua vom Erhalt von Entwick­
lungshilfe ausgeschlossen. Staatsminist~r 
A!ois Mertes (CDU), der nach einer Mit­
telamerikareise im Februar d.J. die Wah­
len in Nikaragu a als eine Farce bezeich­
nete, sah in Guatemala eine Wende zum 
Besseren: "Guatemala hat 1982 nach 
Langen Jahren blutiger Diktatur aus eige­
ner Kraft einen Demokratisierungspro­
zeß eing~leitet. .. 7 

Damit meinte er nicht etwa die Zeit seit 
dem Machtantritt von Mejia Victores, 
sondern seit dem von Ri05 Montt, der 
allein rur 15.000 Morde verantwortlich 
ist. Kurz vor dem Machtantritt Mejia 
Victores hatte bereits am 25.7.1983 der 
SPD-Rechtsauß~n und Mitglied des aus­
wärtigen Ausschusses des Bundestags, 
Günther Herterich, in Guatemala von 
e iner "demokratischen Öffnung" ge­
schwärmt und Wirtschaftshilfe in Aus­
sich t gestellt. 8 

Daß Bonn im Gegensatz zu seinen EG­
Partnern dazu be iträgt,das Völkermord­
regime Guatemalas hoffahig zu machen, 
liegt j~doch nicht allein an der engen 
Anbindung an die USA. Guatemala ist 
das Land mit den höchsten BRD-Inve­
stitionen in Mittelamerika, und Bonn ist 
nach den USA und den Staaten der Re­
gion der drittgrößte Handelspartner mit 
einem Anteil von 11%. 
Die bundesdeutschen Unternehmen zie· 
hen außerdem ihren Nu tzen aus dem 
wirtschaftlichen Hilfsprogramm Rea­
gans für Mittelamerika und die Karibik, 
der sog. Initiativ~ des Karibischen 
Beckens (C BI) . Die guatemaltekisch­
deutsche Industrie· und Handelskammer 
forderte ihre Partner in d~r Bundes­
republik auf, statt in Südostasien in Gua­
temalazu produzieren und in die USA zu 
exportier~n, da die CBI dafür Zollfrei­
heit vorsieht.9 

Ob allerdings dieser Ruf gehört wird, ist 
mehr als zweifelhaft, da das Anwachsen 
der Guerilla und die Versuche Washing. 
tons, Guatemala in einen regionalen 
Krieg einzubinden, das Investitionsklima 
nicht gerade verbessern. 
Anmerkungen: 
I) 5ervicio de Informacion de Guatemala 

(SIAG), Mexiko, Nr. 6/ 1983, 5.4 
2) Enfoprcnsa, Information de Guatemala, 

Mexiko, Nr. 3!1/1983, 5.3 
S) SIAG, Nr. S/ 1983,5.!I 
4) EIDia,Mexiko, 16.12.198S 
5) Siehe: Granma 5emanal, Havanna, 25.S. 

1984 
6) Süddeutsehe Zeitung, München, 16.3. 

1984 
7) Deutsehland Magatin, München, Nr. 

!I/ März 1984,5. 36 
8) Minelamerika Informationsdierut, Frank' 

fun,4.8.1983 
9) SlAG,Nr. 12/1984,5.6 

.------ÄS Sf3<IK-
PUBlikATIONE N 

NEUERSCHE I NUNG: r~~~~--; 

AG SPAK M 63 

!SBN-3-923126-28-X 

149 SeHen 

13.- DM 

Enrique 61<1neo Cru~ leitet die Ausländer­
feindlichkeit aus der sOlio-ökonomlschen 
Entwicklung Deutschlands seit Beginn 
dieses Jahrhunderts ab. Sein Hau~tanliegen 
ist eine Gesamtdarstellung der Entstehungs­
faktoren von Aus länderfeindli chkeit ,wobei 
er den Zusammenhang zwischen der SOlto­
ökonomischen Entwicklun9 und der Manifes­
tierung von Aus länderfeindlichkeit in den 
Mittelpunkt stellt . 

Zu beziehen über den Buchhandel und 
direkt bei: 
AG SPAK -Pu blikationen 
Kistlerstr. 1 
8000 München 90 



Franz Bushin 

Die Aufstandsbekämpfung bleibt 
Regierungsprogramm 

Spätestens seil Anfang]uni 1983 hatten 
es die Spatzen von den Dächern gepfif­
fen, daß die: StabHität des Regimes von 
Rios Montt Risse zeigte. 
Die Unzufriedenheit der herrschenden 
Kreise fand ihren deutlichsten Ausdruck 
in dem Brief des dienstältesten Generals, 
Echeverria Vie1man, an Rios Montt vom 
5.6.1983. Dort fordert Echeverria1; die 
Trennung von militärischen und politi­
schen Funktionen, die unverzügliche An­
beraumung von Wahlen zur Verfassungs­
gehenden Versammlung und die Aufhe­
bung der Steuerreform, die den Mehr­
wertsteuersatz gemäß den Forderungen 
des Internationalen Währungsfonds 
(IM F) auf 1 0% festsetzte. 
Ferner beklagte Echeverria die Differen­
len zwischen der Katholischen Bischofs­
konferenz und der Regierung, die sich 
insbesondere nach dem Papstbesuch An­
fang März 1983 zugespitzt hatten_ 

Versager Montt 

Dieser Brief spiegelt also vor allem die 
Beunruhigung derjenigen herrschenden 
Kreise wider, die negativ von den politi­
schen und wirtschaft.lichen Entscheidun­
~en Rios Montts betroffen waren. Dabei 
handelt es sich hauptsächlich um die 
Fraktion der Industriellen (die auch das 
Agrar"reform"-Programm "tierra y tta­
bajo" (Land und Arbeit) von der US­
amerikanischen Agentur für Internatio­
nale Entwicklung (AID) unterstützen) 
und um die Händler. 

Das Eingreifen der Militärspitze am 
8.8.1983 unter der Führung von Mejia 
Victores und Generalstabschef Lopez 
Fuentes war vorprogrammiert, denn der 
religiöse Fanatiker Rios t.lontt und seine 
Kamarilla waren nicht mehr tragbar, wie 
die inneren Machtkämpfe innerhalb des 
Unternehmertums und der Armee zeig­
ten. 
Die Auseinandersetzungen innerhalb des 
Unternehmertums spielten sich in deren 
Verband CACIF (Koordinationskomitee 
der Vereinigungen des Landwirtschafts-, 
Handels-, Industrie- und des Finanzsek· 
ton) ab. Während der hegemoniale Agro· 
exportsektor seine bevorzugte wirt­
schaftspolitische Behandlung verteidi­
gen konnte, kam es insbesondere durch 
die MehrweruteuereinfUhrung zur Be· 

nachteiligung von Industrie und Handel. 
Letztere waren auch im allgemeinen 
stärker von der nationalen und interna· 
tionalen Wirtschartskrise betroffen. 
Auch in der Armee gab es Auseinander­
setzungen. Einige Offiziere, die teils 
auch eine wichtige Rolle beim vorletzten 
Putsch vom 23. März 1983 gespielt hat­
ten, sahen sich in ihren Forderungen 
nach geringerer Anpassung Guatemalas 
an die Interessen der USA und nach 
stärkerer Teilhabe an der Macht ent­
täuscht. 
Rios Montt war nicht in der Lage, den 
Fraktionierungsprozeß in der Armee 
und im Unternehmertum in den Grifrzu 

bekommen. Ebenso ist sein Unterran· 
gen, die Guerilla zu besiegen, fehlge­
schlagen. 
Um den Putsch unblutig vollziehen zu 
können, mußte Mejia Victores nur noch 
den richtigen Zeitpunkt abwarten. Im 
Juli 1983 verhielt sich die oberste Mili· 
tärspitze unter Mejia Victores zunächst 
still. Sie befUrchtete, daß es zu neuen 
Spaltungen in der Armee kommen 
könnte. 
Ferner wurde in dieser Zeit die Zustim­
mung von dem der Militärspitze verbun­
denen Teil des Unternehmertums einge­
holt. Eine wichtige Rolle spielte dabei 
der jetzige Außenminister Andrade Diaz­
Duran, der ein Berater von ~tejia Victo­
res war und den "moderneren" Agroex­
port kreisen nahesteht. 
Zwei Tage vor seinem Putsch, am 6. Au­
gust 1983, traf sich Mejia Victores mit 
dem Oberbefehlshaber des Kommandos 
Süd der US-Streitkräfte mit Sitz in Pana­
ma, Paul F. Gonnan, auf dem vor Hon­
duras ankernden Flugzeugträger Ranger 
(zugegen waren auch der Oberbefehls­
haber der honduranischen Streitkräfte. 
Custavo Alvarez, und der salvadoriani­
sehe Verteidigungsminister Vides Casa­
nova), um auch von dem strategischen 
Partner des Unternehmens letzte 
Rückversicherung zu erlangen. 
Am 8. August 1983 fand der Führungs­
wechsel (es handelte sich nicht um einen 
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ist die Zeitung der Demokratischen 
Sozialisten * bringt zweimal im 
Monat Nachrichten. Hintergrund­
berichte, Diskussionsbe;trlige zu 
akluellen Themen * Engagiert 
sich, für Frieden und Abrüstung, 
Jar Arbeitszeifverkflrzung, jür 
mehr soziale Dienstleistungen und 
demokratische Rechte, Jar Gleich­
stellung der Frauen * unterstützt 
den Aufbau einer breiten linken 
Alternative * hilft aktiv bei der 
Schaffung einer neuen Partei: 
links, wo das Herz schlUgt . .. und 
kluge Köpfe nicht fehlen 

linke zeitung 
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Regierungswechsel!) nach altbewährtem 
Muster stalt: der ehemalige Veneidi­
gungsminister wird Regierungschef. Als 
Rechtfertigung Hir den Putsch machte 
sich Mejia Victores die Forderungen des 
Echeverria-Briefes zu eigen. 
Die Hauptziele der neuen Machthaber 
sind die Aufstandsbekämpfung, die in 
den letzten 20 Jahren wichtigstes Tätig­
keiugebiet jedes Regimes war, und die 
Oberwindung der internationalen isolie­
rung. Ziele und Mittel des "neuen" Re­
gimes bleiben deckungsgleich mit dem 
von Rios Monn, das 15.000 Menschen­
leben forderte. 

Mejia Victores: "Falke un ter Falken" 

Auch wenn die im Brief von Echeverria 
enthaltenen Forderungen formal erftillt 
zu werden scheinen , bleibt die Parole der 
"Rückkehr zur Demokratie" ein hohles 
Versprechen. 
Zwar sind die Sondergerichte ver­
schwunden, doch bleiben bis heute 400 
Personen, die ihnen zugefUhrt wurden 
und deren Aufenthaltsort unbekannt .ist, 
in Haft. Ferner werden die dort gef.ilIten 
Urteile keinerlei Revision unterzogen2. 
Davon abgesehen sind auch in der "nor­
malen" Gerichtsbarkeit eine große An­
zahl von Personen nach wie vor ohne 
PTozeß und Anklage in Händen der Si­
cherheitskräfte (so z.B. die Arbeitsan­
wältin Y olanda Urizar und der Gewerk­
schaftsnlhrer J ose Luis Ramos). 
Obwohl der Ausnahmezustand aufgeho­
ben wurde, sind nach Angaben der guate­
maltekischen Zeitung Prensa Libre aUein 
in den ersten 16 Tagen des Novembers 
1983 41 Personen von der Polizei ermor­
det, 18 entnlhrt, 22 verletzt, 630festge­
nommen worden und 2 verschwunden. 3 

Politische Jo'unktionen wurden von mili­
tärischen getrennt (m it Ausnahme von 
Mejia Victores, der sich zum Divisions­
general küren ließ). Diese Maßnahme 
wird allerdings hauptsächlich als Vehikel 
der Machterhaltung der neuen Kamarilla 
und zur Abschiebung von hohen Generä­
len, die unliebsam werden könnten, be­
nutzt. 
Es wurde verkündet, daß man durch 
Wahlen zur Verfassungsgebenden Ver­
sammlung zur .• Konstitutionalität" zu· 
rückkehren wolle. Dabei stützen sich die 
Regierenden allerdings auf die Vorlagen 
zum Parteiengesetz von Rios Montt. In 
diesen wird einer Verzögerung von Par­
teienbildungen Tür und Tor geöffnet, 
was der Erhaltung der Macht in den 
Händen des ~1ilitärs und der hinter ihnen 
stehenden Oligarchie durchaus zweck­
dienlich ist. 
Das Verhältnis der Regierung zur Kirche 
hat sich verschlechtert, u.a. weil der neue 
Erzbischof, Pr6spero Penados antidikta­
torisch eingestellt ist. Die Erklärungen 
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Guatemö: 
Geographie und Bevölkerung 
Territorium: 108.889 qkm 
Einwohner: 7,6 Mio (1983) 
Bevölkerungswachstum: 3,~ (1960·80) 
Bevölkerungsstruktur: 54% Indios (Maya­
Quich<'), 43% Mestizen (Landinos), 3% 
Weiße 
Sprachen: Spanisch (AmtS5prache), 23 
Ma ya·Quich~·Dialekte 
Religion: 70·8~ römisch-katholisch, 
20-30% protestantische Sekten 
Haupt:nadt: Guatemala-Stadt (1,5 Mio Ein­
wohner) 

Politis.::he,System 
Hcrrschafuform: Faschistische Militärdikta· 
tur, die die In terenen der Landoligarchie, 
der Kompradorenbourgeoisie und des USo 
Kapitals vertritt. Staatspräsident ist seit dem 
Putsch vom 8.8.1983 Oscar Hum~rto Mejia 
Victores. 
Für den 1. Juli dJ. sind Parlamentswahlen 
.'orgesehen. Bisher wurden über 40 Parteien 
der Rechten und des Zentrums neu belebt 
oder gegründet: Revolutionäre Partei (PR, 
Ende der 40er Jahre gegr.), Bewegung der 
Nationalen Befreiung (MLN. gegr. 1954). 
Nationale Emeuerungspartei (PNR. gegr. 
Mitte der 70er Jahu), Institutionelle Demo­
kratische Partei (PID, gegr. 1965), Authen­
tische Nationalistische Zentrale (CAN. gegr. 
1978), Guatemaltekische Christdemokratie 
(DCG, gegr. 1955), Vereinigte Front der Re­
yolution (FUR, gcgr. 1970). Die DCG,.die 
PNR und die sozialdemokratische FUR 
haben sich am 20.2.1984 zusammen mit wei­
teren 8 Gruppierungen zur Demokratischen 
Koordination Guatemalas (COO) zusam­
mengeschlossen. 
Die revolutionäun Organisationen arbeiten 
in tiefster IUegalität. Sie verfolgen aUe eine 
Strategie des revolutionären Volkskrieg1: 
Guatemaltekis.::he Partei der Arbeit (PGT, 
8Cgr. 1949), PGT - Nationaler Führungs· 
kern (PGT-N, entstand 1978 aus einer Ab­
spaltung der PGT), Rebellische Streitkräfte 
(FAR, gegr. 1962), Guerillaannee des Vol· 
kes (EGP, gegr. 1972), Organisation des Vol· 
kes unter Waffen (ORPA; go:gr. 1979). 
PGT-N, fAR, EGP und ORPA haben sich 
1982 zur Re"olutionären Nationalen Guate· 
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I-Daten 
maltekisehen Einheit (URNG) zusammen· 
gelichlossen. 
Volksorganisationen: Nationales Komitee 
der Gewerkschaftlichen Einheit (CNUS, ent· 
stand 1976 durch den Zusammcmochluß von 
drd Gcwcrkschaftszcntralcn verschiedener 
Einzelgewerkschaften ). 
Landarbeiter und Kleinbauern haben sich 
1978 im Komitee der Einheit der Bauern 
(CUe) organiliert. Darüber hinaus bestehen 
noch demokratische und revolutionär<: Orga­
nisationen der Studenten, Chrütcn und 
Ekndsvicrtelbewohnn. Einulpcnänlich­
keilen dieser Volksorganilll tionen gründeten 
1982 das Guatemaltekische Komitee der 
Patriotischen Einheit (CGUP). 

Wiruchaft 
Brulloinlandprodukt (RIP): 8,0 Mrd Dollar 
(1983 in Preisen von 1980) 
BlPproKopf: 1052 Dollar 
Durchschnittliches Wachstum des BIP pro 
Kopf: 2,8% (1960-1980); -4,5% (1981-8::1) 
Struktur der Beschäftigten (1979): Land­
wirtschaft 57 ,2'fO; Industrie und Bauwesen 
17,8%; Dienstleistungen 24,9% 
Arbeiulose 1,5 Mio (1983) 
Inflation: 10,4% (im Jahresdurchschnitt 
1970-80) 
Auslandskapital: 19::1 ausländische Unter­
nehmen, davon ca_ 80% US-Firmen 
Wahrung: I Quetzal- 1 Dollar. 2,6 D'-f 
(Stand September 1983) 
Außenverschuldung: 2,94 Mrd Dollar 
(1983) 
Exportstroktur (1980): Kaffee 30,6%, 
Baumwolle 13,4%, Zucker 4,6%, Nickel 
4,0%, Bananen 3,0% 
Wichtigste Handelspartner: USA (ca. 30%), 
mittelamerikanische Staaten (ca_ 25%), BRD 
(ca. 10%),Japan (ca. 8%) 

Soziale. 
Analphabeten: 53% (1981) 
Lebenserwartung: 59 Jahre (198 1) 
Sauglingsllerblichkeil: 66 pro 1.000 (1981) 
Landverteilung: 20% der Be\'ölkerung besit­
zen 72% des bebauten Bodens 
Einkommennerteilung: 5% der Bevölkerung 
erhalten 34% des Volkseinkommens 

Ge,chichte 
4.-9 . Jht. 
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Mittelpunkt des Alten Reiches 
der Maya 
Beginn der spanischen Erobe­
ru", 
Unabhangigkeit von Spanien 
Herrschaft der Konservativen, 
die die Interessen der Groß· 
grundbesitzer und dcr Kirchen­
hierarchie vertraten 
Herrschaft der Liberalen. Ein­
schrllnkung der Macht der 
Kirche, Demokratisierung und 
übergabe von Indio- und 
Kirchenland an Großgrundbe-
situr zum Kaffeeanbau 
Diktatur von Estrada Cabezas. 
Eindrin~n der US·Monopole, 
darunter die United Fruit Com­
pany 
Sturz Cabezas. Anschließend 
Entwicklung einer revolutio-
nären Massenbewegung. Teil­
weise bürgerkriegsähnliche Zu­
stände 

193 t Installierung der Diktatur Jorge 
Ubicos mit Hilfe der USA 

1944 Durch Streiks und DemolUtra­
tionen wird Ubico zum Rück­
tritt gezwungen. Soziale und 
demokratische Reformen unter 
dem gewählten Präsidenten 
JuanJo~ Arevalo 

1950 Wahlsieg von Jacobo Arbenz 
Guzman. Vertiefung des Re· 
formprogramms 

1954 Sturz der Arbenz Regierung 
durch eine Söldnerarmee des 
CIA unter Castillo Armas. Unter 
seiner Diktatur wurden die Re­
formen ruckgängigg<:macht und 
die demokratischen Organisa­
tionen verboten 

1960 Ein Aufstandsversuch fort­
schritt licher Offiziere gegen die 
Diktatur von Miguel Ydigoras 
FuentC5 (1958-63) wird nieder­
g<:schlagen. Ihre Fi.ihrer Von 
Sosa und Turdos Limagehenin 
die Berge und bilden die GueTiI­
laorganisation MR-13 

1962 Massendemorutrationen gegen 
die Diktatur. Bildung der F AR 
aus MR-U und Arbeiterpartei 
(PGT) 

1963 Guatemala wird Grundungs­
mitglied des Mittdamerikani­
schen Verteidigungsrates 
(CONDECA) 

1966/67 Durch eine "Counterinsur­
gency"-Kampagne gelingt es, 
die Guerilla aufzureiben 

1973 Aufleben von Streiks und De­
monstrationen 

1974 Rios Montt gewinnt als Kandi­
dat der DCG und FURdie Wab· 
len. Kjdl Laugerud wird jedoch 
zum Präsidenten ernannt 

1975 Wiederbelebung der Guerilla­
aktivitäten 

1978 General Lucas Garcia wird zum 
Präsidenten "gewählt" 

1979 Bildung der Demokratischen 
Front gegen die Repression 
(FDCR) 

1982 Gründung von URNG und 
CGUP. 
Putsch durch Rios Mont! nach 
Parl .. mentswahlen 

1983 Putsch durch Mejia Victores 

von P. Penados auf seiner Reise zum 
Vatikan im November 1983, daß in Gua· 
temala "der Ertrag der Erde nicht dem 
gehört, der sie bearbeitet, weil das 
Grundeigen tum sich in Händen weniger 
befindet, während die Arbeit aufunzäh­
lige Indios aufgeteilt wird, die nicht nur 
schlecht bezahlt, sondern auch in Ghet­
tos eingeschlossen sind", qualifizierte 
denn auch der Innenminister Lopez San· 
doval als "beklagenswert, peinlich und 
antipatriotisch ".4 

Außenpolitisch kann das neue Regime 
einige "Erfolge" aufweisen. Zum einen 
ist das zentralamerikanische Militär­
bündnis CONDECA durch Mejia Victo­
res (auf höhere Weisung) am 1.10_1983 
wiederbelebt worden. 
Zum anderen ist zwar mit dem Argu­
ment der Menschenrechtsverletzungen 
die wirtschaftliche Hilfe der USA an die 
guatemaltekische Regierung im Dezem­
ber suspendiert worden,jedoch wird die 
Hilfe an den Privatbereich weitergeuhlt 
und trot:t des Widerstands seitens des 
US-Kongresses beabsichtigt die Reagan­
Administration, entsprechend Lien 
Plänen der Mittelamerikakommission 
Henry Kissingers, Guatemala von 
1984-904,5 Mrd Dollar Wirtschafts- und 
Militärhilfe zukommen zu lassen_ 5 

Mejia Victores, der als "Falke unter Fal­
ken" eingestuft wird, treibt die Kampag­
ne des Völkermords und der "verbrann· 
ten Erde" voran und hat sich einen eben­
so eifrigen Generalstabschef, Oberst 
Lobos Zamora, zur Seite gestellt. Er hat 
1981 und 1982 persönlich verschiedene 
Massaker in EI Quiche und Huehuete­
nan~o geleitet . 6 

.. Zivile Aktion" 

Das Ziel der Counterinsurgency (Auf­
standsbekämpfung; d. Red.) ist die Ver­
nichtungderGuerilla, indem man sie von 
ihrer sozialen Basis trennt. Zur Verwirk­
lichung dieser Strategie bedient sich die 
Counterinsurgency verschiedener Instru­
mente. 
In der Stadt wurde die mit Regierungs­
unterstützung funktionierende Gewerk­
schaftsförderation CSG Anfang Dezem­
ber 1983 juristisch zugelassen. 
In den Landregionen werden die Milbe­
stimmungsstrukturen der Gemeinden 
und Departements mittels "eoordinado· 
ras insit ucionales" (institutionelle Ko­
ordinationsgremien) neu organisiert. 
Hierbei handelt es sich um Gremien, de­
ren Mitglieder zivile Funktionäre ver­
schiedener Organisationen sind, die von 
der nächstgelegenen Militarbehörde aus­
gewählt werden_ 
Der ranghöchste Militär auf jeder territo­
rialen Ebene ist auch Mitglied dieser Gre­
mien und besitzt das Vetorecht und Dis­
ziplinierungsrechte. Zwecks dieser Gre-
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mien ist es, die Bevölkerung zu Kommu­
nalarbciten zu verpflichten und sie vor 
"subversiven" Einflüssen zu "schüt­
zen".' 
Ein weiterer Bestandteil der "zivilen Ak­
tion" sind die "Patrouillen der zivilen 
Selbstverteidigung'" (PAC). Die PAC 
(insgesamt 600.000 Männer) haben 
Wachdienste zu schieben, dienen der In­
formationsbeschaffung rur das Militär 
und werden periodisch zu "Säuberungs­
aktionen" eingesetzt. Die Mitglieder 
werden u.a. gezwungen, "Guerilleros" 
zu foltern und zu ermorden, als auch zur 
Vernichtung von Nahrungsmitteln und 
Vieh, Verbrennen von Uolx und lIütten 
herangezogen. 
Mit den PAC soll die Mobilisierung der 
Guerilla behindert werden, was diese zu 
großen Umwegen zwingt. wenn sie die 
Konfrontation mit den PAC, die in der 
Regel nicht der Feind sind, vermeiden 
will. Die Verpflegung der Guerilla soll 
erschwert werden. Ein Bespitzclungs. 
und Kontrollsystem wird geschaffen, um 
durch EinschÜChterung den Kontakt 
zwischen Guerilla und ihrer Basis zu ver­
hindern. Die Bevölkerung soll gezwun­
gen werden, gegen die Guerilla zu 
kämpfen und auf diese Weise, quasi 
durch Komplizenschaft, " antisubversiv" 
:w werden. 
Internationale Forderungen nach der 
Auflösung der P AC überhört Mejia 
Victores genauso chronisch wie seine 
auslJndischen Geldgeber. 
Ein weiteres Element der COunterinsur­
gency sind die "aldeas modelos" (Mo· 
delldörfer - AM). Nachdem die Bevölke­
rung durch die "Taktik der verbrannten 
Erde" terrorisiert worden ist, geht das 
Regime dazu über, eben diese AM zu 
schaffen, wobei die verlassenen Gemein­
den zwangsweise wiederbesiedelt wer­
den. 

Modelldörfer rur "Subversive" 

Wenn die t-!üchtlinge, deren Anzahl auf 
mittlerweile I Mio geschätzt wird\!, we­
gen der nicht mehr erträglichen Not aus 
ihren Zufluchtsorten zurückkommen, 
werden sie als Subversive bezeichnet und 
in den AM konzentriert. Die AM werden 
an strategischen Punkten installiert. Ihre 
Bewohner werden zur Teilnahme an Um­
erziehungsmaßnahmen und an den PAC 
verpflichtet und unterliegen dem Kriegs­
recht: Eintritt und Verlassen des AM ist 
nur mit militärischer Erlaubnis möglich. 
Das Kon<tept der in den Konfliktzonen 
eingeriChteten AM funktionierl wie 
folgt: Die Bewohner des AM erhalten 
Unterkunft, Arbeit und Nahrung. Zu 
diesem Zweck werden Fonds mobili· 
siert, die allerdings nur \'on solchen Insti­
tutionen vergeben werden, die von der 
Annee kontrolliert sind. 
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Als Gegenleistung fur den Erhall von Es­
Sen und Unterkunft haben sich die Ar-.I­
Bewohner fiir Arbeitl:n der "autorecon· 
Struccion" (selb5tändiger Wiederaulbau) 
zur Verftigung <tu stdlen.10 Mittels die­
ler öffentlichen Arbeiten (beuer: 
Zwangsarbeiten) werden hauptsächlich 
Militärzwecken dienende Instailationen 
und Wege errichtet wie beispielsweise die 
Straße zwischen Huehuetenango und EI 
Quiche. 
Dieses in den AM durchgefUhrte Pro­
gramm "rusHes y frijoles" (Gewehre und 
Bohnen) setzt im wesentlichen in den­
jenigen Konniktzonen an, die wirt­
schaftlich darniederliegen, d.h. im Nord­
westen. Die hierftir aufgebrachten Mittel 
werden <tu 30% ftir militärische Aktionen 
und zu 70% fUr "zivile Aktionen", die 
von der Annee kontrolliert werden, ver­
wendel. Anfang Januar d.]. kündigte 
Mejia Victores an, daß kunftig die Errich­
tung von AM in größerem Maßstab erfol­
gen soll. 11 
Das Counterinsurgency- Programm "fusi-

les y frijoles", welches Ende 1981 unter 
dem damaligen Generalstab.chef Bene­
dicto Lucas Garcia initiiert worden ist, 
hat unter Mejia Victores eine Zentralisie­
rungerfahren. 

Oie Counterinsurgency richtet sich ge­
gen die Zivilbevölkerung und nicht di­
rekt gegen die Rebellen um so "dem 
Fisch das Wasser zu entziehen". Auch 
unter Mejia Victores wird sie etwas selek­
tiver gehandhabt, aber weiter institutio­
nalisiert. Völkermord, Flüchtiingspro­
blem und Konzentrationlager - so be­
zeichnet der guatemaltekische Bischof 
Ramiro Pellecer am 11.8.1983 die MI -
sind notwendige und beabs.ichtigte Kon­
sequenz der Counterinsuflency. Diese 
ist Ausdruck einer sich jeder Art von 
Demokratisierung und Reform versper­
renden Oligarchie. 

Reaktivierter Widerstand 

Die Counterinsurgency-Offensive bedeu­
tete eine erhebliche Enchwerung jegli­
cher Massenarbeit der Opposition, insbe· 
sondere, wenn eS zu Verlusten von 
Führungskräften der jeweiligen in der 
Regel illegal arbeitenden Massenorgani­
sation kam. 
Beispielsweise fUhrte der Staatsterror an 
der Universität zur Ermordungwichtiger 
Studentenftihrer der Studenten\,ertre­
tung AEU in den Jahren 1980-81. Bis 
Ende 1982 war die Kraft der Studenten­
bewegung im Abnehmen begriffen. und 
augenblicklich befindet sie sich im Pro­
zeB des Wiederaulbaus 12 . Dieser Zu­
stand ist charakteristisch fur alle Massen­
organisationen. Sie befinden sich nach 
schweren Schlägen in zurückliegenden 
Jahren im Stadium der Reaktivierung. t3 

Verein<telt kam eS in der letzten Zeit zu 
verschiedenen Protestaktionen. 14 Am 
1.9.1983 streikten Studenten des Tech­
nischen Instituts der Landwirtschaft ge­
gen Kürzungen. Am 15. Oktober 1983 
wurden Meetings von \'Cr5chiedenen 
Volksorganis3tionen gegen den Kissin· 
ger-Besuch veranstaltet. Am 22.10.1983 
fand eine Demonstration von Arbeits­
losen in der Hauptstadt statt. Am 
10.11,1983 nahmen mehrere tausend 
Katholiken an der Beerdigung von Pater 
Augusto Ramirez Monasterio, der von 
Sicherheitskräften ermordet wurde, teil. 
Am 18.11.1983 besetzten Studenten die 
Universität von Quetzaltenango aus Pro­
test gegen die geplante Studiengebuhren­
erhöhung. 

All diese Aktionen sind Anzeichen fUr 
die Fortexistenz des Widerstands auf die­
ser Ebene, der sich trot<t der Erschwe­
rung der Bedingungen unter Mejia Vic­
tores, die sich u.a. durch die neuerliche 
Bildung von Todesschwadronen ergeben 
hat, aufrechterhält. 



Vereinigungsproklamation der URNG 
Zusammenfassung der Vereinigungsprokla­
mation der revolutionären Organi5alionen 
Guatemalas, GueriUaannec der Annen 
(EGP), Rebellische Streitkräfte (FAR), Re­
volutionäre Organisation des Volkes in Waf­
fen (ORPA) und Guatemaltekische Partei 
der Arbeit - Kern der Nationalen Leitung ­
PGT/N), rur das Volk Guatemalas und fLir die 
Völker der Welt. Mit tiefer Obeneugung in 
die guatemaltekische Revolution und in die 
wehmütigsten Sehnsüchte unseres Volkes 
haben wir den Weg der revolutionären Ein· 
heit fortgeset:u, in welcher unser Volk die 
Gewähr sicht, daß dieses Mal seine Anstren­
gungen. Kämpfe und Opfer durch den Sieg 
gekrönt werden. 
Die Einheit der guatemaltekischen revolutio­
nären Kräfte basiert auf der Strategie dei 
revolutionären Volkskrieges, dem einzigen 
Weg, den die mächtigen in- und ausländi­
schen Reichen zugelassen haben, uod auf 
dem unser Volk seine endgültige nationale 
und soziale Befreiung erlangen kann. 
Das guatemallek.ische Volk befindet sich 
heute in dem größten revolutionären Krieg 
sciner Geschichte, welcher schon mehraJs 20 
Jahre dauert und der sich augenblicklich 
praktisch auf das gesamte Territorium aU$­
geweitet hat. Es in ein Krieg, an dem Arbei­
ter und Bauern, Indianer und Ladinos (Me­
nizen; d, Red.), Katholiken und Protestan­
ten, Männer und Frauen aller patriotischen, 
volkstümlichen und demokratischen Sek­
toren teilnehmen. 
Gegenwärtig errahrt die Macht der herr­
schenden Klassen die größte wirtschaftliche, 
politische und militärische Krise in ihrer Ge­
schichte. Nur mittels der Repression halten 
sie die Macht noch aufrecht. Seit 19:.4 haben 
sie 83.500 Bürger aUS politischen Gründen 
ennordet; allein im Jahr 1981 betrug die 
Zahl der Opfer ihrer brutalen Unterdrückung 
13.500 Guatemalteken. n.glich wurden 
durchschnilllich 36 Personen ennordet, YeT' 
schleppt oder verschwanden einfach. 
Die herrschenden Klassen besaßen niemals 
den Rückhalt des Volkes und jetzt verloren 
sie auch noch die Unterstützung der Mittei­
schicht; das Ennorden seiner demokrati· 
schen Führungspeuönlichkeilen veuchließt 
jede Möglichkeit einer demokratischen Tei l­
nahme an der Politik. 
Hohe Militän. Unternehmer und korrupte, 
repressive Staatsbeamte bilden die Gruppe 
der Neureichen. Durch Manipulation des 
StaalSapparate$ und durch die Kontrolle des 
Oberkommandos der Streitkrifte häufen sie 
Kapital an. Sie sind hauptsächlich für die 
wirtschaftliche. politische und soziale Krise 
wie sie Guatemala erlebt verantwortlich. ( ... ) 
Gegen eine siegreiche Entfaltung und Zu· 
nahme dn revolutionären Volkskrieges und 
angesichts der Niederlage, die de r Macht der 
hemchenden Klassen droht, bleibt unseren 
Feinden, um sie abwenden zu können, kein 
inderer Ausweg als der einer aus ländischen 
Intervention. Die kriegerische Reagan­
Administration hat die Militärhilfe für du 
blutrünstige guatemaltekische Regime er­
höht und fördert die Einmischung Israels, 
Argentiniens, Chiles, Taiwans und von 
Söldnerstreitkriften, die aus dem internatio­
nalen Abschaum angeworben wurden. 
Mittelamcrika und die Karibik bilden augen· 
blieklich eine der Hauptkonfliktregionen. 
Außer der unbeugsamen Präsenz des revolu­
tionären Kuba, gibt es in diescr Region heute 

die glom:iche S01 ndinistische Revolution an 
der Macht, die Revolution Grenadas, den 
heldenmutigen revolutionären Kampf des 
salvadorianischen Volkes und den siegrei· 
chen revolutionären Volkskrieg, der sich in 
Guatemala entfaltet. Die kriegerische Politik 
der Reagan-Admini itration wird von der ge­
samten fortschrittlichen Menschheit verur· 
teilt. In Mittelamerika und der Karibik hat es 
vergebliche Versuche gegeben die Revolu· 
tion aufzuhalten. 
Angesichts der ernsten Situation, in der sich 
unser Volk befindet, und angesichts des Risi­
kos. das die Intervention des Imperialismus 
flir die VÖlker Mittelamerikas und der Kari­
bik darstellt, erklären die guatemaltekischen 
revolutionären Organisationen. daß der ein­
zig sichere Weg unseres Volkcsdie Erringung 
sciner endgülligen nationalen und sozialen 
8cfreiung iSl, indem es den revolutionären 
Volkskrieg verantreibt, die völkermörde­
Tische Annec vernichtend schlägt, die Macht 
übernimmt und eine revolutionäre, patrioti· 
sche, volksverbundenc und demokratische 
Regierung errichtet. 
Um dieses große Ziel zu erreichen, rufen wir 
dazu auf, eine große patriotische Front der 
nationalen Einheit zu bilden, die der Aus­
druck der breitesten Allianz unseres ganzen 
Volkes ist, unter der Führung der revolutio­
nären Avantgarde. 
Wir, die revolutionären, politisch·militiiri­
schen Organisationen, die heute diese histo­
rische Einheit der guatemaltekischen Revo­
lutioniire proklamieren, richten einen brü­
derlichen Appell an den Teil derGuatemalte­
kischen Partei der Arbeit (POT), der sich 
noch immer nicht in die Pra:>!;i, des revolutio­
nären Volkskrieges eingegliedert hat, in die 
Diskunion über ihren Anschluß an die revo­
lutionäre Einheit einzu!reten; und zwar auf 
der Basis des Angleichens seiner Linie, auf 
der unwiderruflichen Basis der gegenseitigen 
Anerkennung und der Eingliederung in die 
Pra:>!;is, die auf der Strategie des reYolutionä­
ren Volk,krieges fußt, und über die Basis der 
programmatischen Grund:tiele, die wir in 
dem vorliegenden Dokument als Nationale 
Revolutionäre Einheit darlegen. 

HÖhkn, • .."t"d. Vo,,,,,.· "nd WIIT.nl.,., d ... URNG 

Prindpielle Punkte für das Programm der 
re,'olutionären, patriotischen. "olksverbun­
denen und demokrat ischen Regierung 
Die Regierung, die wir in Guatemala errich· 
ten, verpflichtet sich VOr dem Volk Guate­
malas und yorden Völkern der Welt folgende 
fundamentalen Punkte ihres Regierungs­
programmC$ zu erflil1en: 
1. Die Revolution wird der Reprenion gegen 
du Volk für immer ein Ende setzen und den 
Bürgern das Leben und den Frieden, dir­
höchsten Rechte des Menschen, garantieren. 
Sie wird ein Regime, das sieh das Recht 
nimmt, seine Gegner zu töten, um sich an der 
Macht zu halten, beseitigen. 
2. Die Revolution wird die Grundlagen 
schaffen, um die Grundbedürfnisse des Vol· 
kes zu lösen hinsichtlich der Bodenfrage, dei 
Arbeit. dn Lohns, derGesundheit. der Woh· 
nung, der Alphabetisierung und der Kultur. 
Und sie wird Schluß machen mit der wirt· 
schaftlichen und politischen Vorherrschaft 
der mächtigen, reichen in· und ausländischen 
Unterdrücker; Rücksicht nehmen auf den 
kleinen und mittleren Landbesitz, das Kapi­
tal patriotischer Unternehmer garantieren, 
die bereit sind daran mitzuwirken, Guate· 
mala aus der Rückständigkeit und Abhängig· 
keit herauszubekommen, ohne daß die Wah· 
rung der Interessen des Volkes eingeschränkt 
wird. 
3. Die Revolution garantiert die Gleichstc\· 
lung von Indianern und Ladinos, indem sie 
die kulturtlle Unterdrückung und Diskrimi­
nierung beendet, die indianische Bevölke­
rung an der politischen Macht beteiligt und 
die Rechte, die sie zur Aufrechterhaltung 
ihrer Identität brauchen, anerkennt. 
4. Die Revolution garantiert die Schaffung 
einer neuen Gesellschaft, in deren Regierun~ 
alle patriotischen, volksverbundenen und 
demokratischen !kktoren der Bevölkerunl 
vertreten sind, die Achtung der Vereini 
gungsfreiheit, der Meinungsfreiheit und er· 
kennt die christliche Gemeinschaft als einer. 
Grundpfeiler der neuen Gesellschaft an. AlT' 
neuen Volkshecr können alle diejenigen Of· 
fiziere und Soldaten sich beteiligen, die sich 
nicht die Hände mit dem Blut des Volkes 
beschmutzt haben. 

5. Die Re~olution garantiert eine Politik der 
Nichlpaktgebundenheit und der internatio­
nalen Zusammenarbeit. die die armen 
länder brauchen, um sich in der komplexen 
und interdependenten Weh ~on heute ent­
wickeln zu können, auf der Basis der Selb!!t­
be5limmung der Völker. Sie erkennt Investi­
tiOllen des ausländischen Kapitals als nötig 
rur die anoen Under an; aber dies müssen 
Vereinbarungen auf der Grundlage der Re­
spektierung der nationalen Unabhängigkeit 
sein, welche die 8edürfni i-Se der annen 
Länder sowie die Rentabilität der ausländi· 
schen Investitionen angemessen berücksich· 
tigen. Ohne politische Stabilität kann es 
keine internationale ZUlHlmmenarbeit geben, 
und diese ist trotz unterschiedlicher Regimes 
oder Ideologien möglich, immer dann, wenn 
das Recht eines jeden Volkes auf freie Ent­
scheidung respektiert wird. 
" ... unser Volk stirbt lieber, als versklavt zu 
werden ... I'· 
Guatemaltekische Revolutioruire Nationale 
Einheit_ URNG 

(Quelle: COMUNICADO INTERNACIO­
NAL, Guatemala, Februar 1982) 
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Die Counterinsurgency·Offensive stellte 
auch den bewaffneten Widerstand auf 
eine harte Probe. Konnten die militäri· 
sehen Strukturen der Guerilla nicht zer· 
schlagen werden lS , so hat das Counter· 
insurgency·Programm jedoch deren Ba· 
sis empfindlich getroffen. 
Wenn d ies generell rur alle in der Guate· 
maltekischen Revolutionären Nationa· 
len Einheit (URNG) vereinigten Gueril· 
laorg-.tnisationen (ORPA (Revolut ionäre 
Organisation des Volkes in Waffen), EGP 
(Guerillaarmee der Annen), FAR (Re­
bellische Streitkr'.ifte) und PGT·N (Gua· 
temaltekische Partei der Arbeit - Natio· 
naler Führungskern» gilt , so tri ff! dies 
speziell für die im Nordwesten (EI 
Quiche, Iluehuetenango) operierende 
EGP zu. Sie war dort Ende 1981 stark 
geworden. konnte aber wegen fehlender 
objektiver Bedingungen (u.a. Waffen) ci· 
nen Aufstand nicht durchruhren. 
Rolando Moran, EGP, drückt es folgen· 
dermaßen aus: "Wir überschätzten unse· 
re Fähigkeiten . Die Fehler, die wir be· 
gingen. waren so ernst, daß sie Anlaß 
gaben zu Abweichungen. die in einern 
Versueh der Insubordination mündeten, 
in welchem 2 Militärchcfs, Mitglieder der 
Nationalen Leitung. verwickelt wa· 
ren.·' )6 
Ein Vergleich der Anzahl der Operatio· 
nen der Guerilla zwischen 1981 und 
1982 zeigt, daß 1982 ein Rückgang der· 
selben zu verzeichnen war, sowohl auf 
dem Land als auch in der Stadt. Anfang 
1983 hatten sich insbesondere QRPA als 
auch FAR soweit erholt, daß sie wieder 
in der Lage waren. dem Gegner Schläge 
zuzufUgen 17 . Im Mai/juni 1983 kam es 
zu einer Häufung von Guerilla·Aktionen. 
bei denen die EGP wieder etwas ver· 
stärkt in Erscheinung t rat l8 und ande­
rerseits erstmalig Einheiten zweier ver­
schiedener Organisationen der URNG 
unter einheitlicher Führung vereint 
kämpften. 
Seit Oktober 1983 ist seitens der revolu-
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lionären Organisationen eine verstärkte 
Aktivität festzustellen. Die F AR ent· 
führte die Schwester von Mejia Victores; 
die PGT den Prensa Libre·Direktor, 
Pedro julio Garcia. In beiden Fällen wur· 
de die Veröffentlichungeiner Anzeige in 
wichtigen Zeitungen Guatemalas er­
reicht. 
Die militä rischen Aktionen nahmen 
(teilweise auch saisonal bedingt) Ende 
Oktober, d.h. seit der US·lnvasion in 
Grenada am 25.10.1983, zu. In diesen 
Aktionen wurde deutlich, daß es leichte 
qual itative Verbesserungen gibt: Bei ver­
schiedenen Gelegenheiten agierten die 
Guerillaeinheiten in der Größe von Kom· 
panien; die Auseinandersetzungen mit 
dem Feind dauerten mehrere Stunden; 
die Häufigkeit der Auseinandersetzun· 
gen nahm leicht zu. 
Im November 1983 wurde der Armee 
mit dem Tod von Oberst Rebulli ein 
wichtiger Schlag versetzt. der einen Ein· 
griff in ihre Struktur bedeutet. Die mili· 
tärischen Aktivitäten nahmen in erster 
Linie in ORPA·Gebieten, aber auch im 
Peten (F AR) und weniger stark im Nord· 
westen (EGP) zu. Auch in der Stadt Gua· 
temala ("Frente Urbana") nahm die Ak· 
tivität der bewaffneten Widerstands· 
gruppen wieder m erklich zu, wie die An· 
schläge auf die Botschaften von Hondu· 
ras, EI Salvador und den USA und au f 
etliche Polizeistatio nen zeigen. 

Generalisierung des Guerillakrieges 

Im Dezember 1983 waren insgesamt 33 
Aktionen der Guerilla zu verzeichnen. 19 

Wenn auch der Staatsstreich von Mejia 
Victores nicht direkt von den Guerilla· 
organisationen zu ihren Gunsten ausge· 
nutzt werden konnte. so ist ein graduel. 
les Wiedererstarken festzustellen. Einer· 
seits zeigt sich dies an der "Frente Ur­
bana", andererseits daran, daß die Gue· 
rilla mit ihren Aktionen im letzten Quar· 
tal 1983 bewiesen hat, daß sie in der 
Lage ist, die guatemaltekischen Streit· 
kräfte au f nationalem Territorium zu 
binden. 
Letzteres wurde selbst in offiziellen 
Äußerungen deutlich: Mejia Victores 
sagte, daß Guatemalanicht an regionalen 
Manövern teilnehmen werde, weil es sich 
selbst schützen müsse20 . 
Der Kissinger.Plan , der auch verstärkte 
Hilfe der USA rur das r-.lilitärregime Gua· 
temalas vorsieht. hat Mejia Victores je· 
doch wohl dazu bewogen, einer Teil· 
nahme an den US·ManÖvern Grenadero I 
in Honduras im juni d.]. zuzustimmen. 
Zum Zustand der Guerilla bemerkte Pab· 
10 Monsanto, FAR. daß "der Feind kei· 
nen Erfo lg gegen die Guerilla erlangt hat. 
Das heißt, er hat Verluste verursacht. 
aber diese sind minimal. Warum, weil es 
jetzt eine Generalisierung des Guerilla· 

krieges gibt ... 21 
Dies bedeutet. daß die Annee trotz eines 
erheblichen Kraftaufwandes, der sich in 
der Schaffung von Militärbasen in jedem 
Departement bzw. deren Erweiterung 
widerspiegelt. nicht fahig ist, mit der 
Gueri11a Schluß zu machen. jede einzel· 
ne der vier Organisationen hat in unter· 
schiedlichem Maße Fortschritte in der 
eigenen Konsolidierung erzielt und da· 
mit auch den besten aktuellen Beitrag 
zur Einheit geleistet. 

Anmerkungen: 
I) EI Dia, Mexico, 7.6.1983 
2) Vgl. "Boletin No. I de Ja delegacion uni· 

taria que reprcsenta a'las fuerzu de Ja 
oposicion guatemalteca en Ja 38. periodo 
de sesiones de la asamblea general de Ja 
ONU" 

3) EIDia,23.1.l983 
4) Nolicias de Guatemala, MeKico, 15.12. 

1983 
5) Vgl. Report of the National Bipartisan 

Commission on Cc:ntral America, Wa· 
shington 1984, S. 65 

6) Siehe: EI Dia, 5.12. 1983 
7) Vgl. Zeitschrift NEXOS MeKico, Juli 

1983 
8) Ein~elheiten der Abschnitte über die 

Zivilpatrouillen und Modelldörfer sind 
dem bislang unveröffentlichten Doku· 
ment "Guatemala ~ La Contrasurgencia 
de Ri O$ Monu", MexiCQ 1983, ent· 
nommen. 

9) Vgl. Comit!! Jusicia y Pu, Situacion de 
Derechos Humanosen Guatemala. Guate· 
mala 1982 ,S.68 

10) Im Februar 1983 ~.B. hatte das nationale 
Lan d wirt s c h a f ts-Vermark tungsinnitut 
(INCA) ~u diesem Zweek 65.000Quinta· 
les Mais und Bohnen an das Verteidi· 
gungsministerium ab~ufijhrcn. 

11) Siehe: EI Dia. 2.1.1984 
12) CERIGUA·Especial, Managua, 20.11. 

1983 
13) Siehccbenda 
14) Vgl. Noticias de Guatemala, 15.12. 1983 
15) Le Monde Diplomatique (Espanol). 

September 198' 
16) Compailero, Nr. 7 (November 1983 
17) Siehe: Le Monde Diplomatique, Seplem· 

berl983 
18 ) Vgl.ElDia,25.6.198' 
19) Siehe: EI Dia, 2.1.I984 
20) EI Dia, 23.12.1983 
21) Mutha Hamecker, Pueblos en Armas, 
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SlUck 
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Plakalmappe Nicaragua 
Sonderpreis 12,00 
Graphikmappe, Ra/ael Cabrera. 

(ab 10 Ex 8,00 DM) 10,00 
Schallplatte "Por la Paz" der 
Salvadorianischen Gruppe 
Banda Tepevani 16.50 
Broschü re "Eine neue interameri­
kanische Politik für die aDer Jahre", 
Geheimdokument des Komitees 
von Santa Fe für den jetzigen 
US-Präsiden ten Reagan, DIN AS, 
48 Seiten 3.00 
(ab 10 Exemp lare 2,70 DM) 
T-ShIrt, weiß mit Aufdruck 
"FM LN-EI Salvador vencera" und 
einem FMLN-Kämpfer 
Größen 4, 5 und 6 15.00 
Anhänger ASK-Taube aus Silber 14,00 
Anhänger ASK-Minilaube aus 
Silber 9,00 
SlJberkellchen. dazu passend 7,00 
Ohrh!inger ASK-Taube.aus Silber, 
an Kettchen m. Stec ker, Paar 27,50 
Ohrslecker AS K-Taube aus Si lber, 
Paar 19,80 
Ohrhllnger ASK-Taube aus Silber, 
an Silberbügel, Paa r 23,00 
Anstecker ASK-Taube aus Silber 19,00 
Anhänger AS K-Taube aus Ton, 
braun oder blau 5,00 
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Plakalmappe "Nicaragua lIbre l" 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua. DIN A3. alle Plakate 
mehrfarbig. SonderpreiS 12,- DM 

Graphikmappe des salvadoriani­
sehen Kunsllers Ralael Cabrera , 
5 Blatter. dazu Je ein Blatt mit Ge­
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Anhinger ASK-Taube aus Silber, 
Stuck 14,- DM 

Postkartenmappe 6 Postkar­
ten mit Motiven des palästi 
nensischen Künstlers Burhan 
Karkulli, s/w, 

3,-DM 
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Bernd Graul 

Krise ohne UnterlaD 
Am 27. Dezember 1983 schrieb die 
mexikarusche Tageszeitung EI Dia, daß 
die gegenwärtige K:lffeemte in Guate­
mala 30% weniger Ertrag bringen würde 
als im Votjahr. Außerdem seien der gua­
tcmalteldschcn Wirtschaft aurgrund der 
Schließung der Grent.e durch die Regie­
rung von EI Salvador bislang 50 Mio Dol­
lar vcrlorengegangcn. 
Zwei Beispiele. die das Chaos verdeut­
lichen, in dem sich die guatemahekische 
Wirtschaft momentan bel1ndet. 
Der Unternehmerverband CACI F (Koor­
dinationskomitee der Vereinigungen des 
LandwirtschaftJI-, Handels-, Indu5trie­
und Finanuektors) knüpfte an den Re­
gierungsantritt von General Mejia Vic­
tores am 8. August 1983 vor allem drei 
Erwartungen: Zerschlagung der revolu­
tionären Volksbewegung; baldige Wie­
derheTStellung der Konstitutionalität 
(Verfassungsmäßigkeit; d. Red.), um die 
internationale holierungzu überwinden; 
~"1aßnahmen zur Ankurbelung der Wirt· 
schaft. 

Wirtschaftliche Talfahrt 

Doch die neue Regierung hatte ein 
schweres Erbe übernommen. 1982 war 
rur die guatemaltekischen Unternehmer 
das schwäneste Jahr ihrer jüngsten Ge­
schichte. 
Das Wiruchaftswachstum ging um 5% 
zurück (1977: +7,7%; 1981: +1,8%)1; 
öffentliche sowie Privatinvestitionen 
sanken um 29,8%2 bzw. 10%, die Aus· 
landsverschuldung betrug Ende 1983 
1,297 Mrd Dollar3 und das Außenhan· 
delsdefizit erhöhte sich im Laufe des 
Jahres 1981 von 30 auf 200 Mio Dollar. 

Fast kein Bereich der Bourgeoisie blieb 
von dieser Entwicklung verschont. Der 
traditionell dominierende Agrarexport­
sektor litt vor allem unter sinkenden 
Weltmarktpreisen und schrumpfender 
Nachfrage. 
Aufgrund des Rückgangs der Quoten ruf 
den Export von Karfee gingen die Ein­
nahmen dieses wichtigsten Oevisenbrin­
gm (35%) 1982 um 6% zurück. 1983 
verminderte sich die Kaffeeproduktion 
um weitere 13%. Bessere Preise und eine 
höhere Exportquote konnten die Ver­
luste nichtauffangen. Die Exporteinnah­
men verringerten sich um 8%,4 

Zu ähnlichen Exportverlusten kam es 
auch beim Zucker, und beim Fleisch. 
Der Baumwollexport, der bereits 1982 
von 170 Mio Dollar auf 70 Mio zurück· 
gegangen war, verringerte sich 1983 
abermals um 20%. ~ 
Trotz dieser zum Teil gewaltigen Ein­
bußen veneichneten jedoch nicht alle 
Produzenten Verluste in ihren Bilanzen. 
Vor allem Großgrundbesitzer konnten 
den Kostendruck entweder auf ihre Ar­
beiter oder auf die Kleinproduzenten ab­
wälzen. 
Am stärksten von der Krise betroffen ist 
die Industrie, die im Vergleich zu den 
anderen Ländern Mittelamerikas in Gua­
temala am weitesten entwickelt ist. Sie 
litt vor allem unter der gesunkenen Kauf­
kraft im Lande (private Nachfrage: -3%; 
industrielle Nachfrage: -6% 19822), un­
ter dem weitgehenden Zusammenbruch 
des Gemeinsamen Mittclamerikanischen 
Marktes (MCC) sowie unter der Devisen· 
knappheit. Letztere ist die häufigste Ur­
sache für den Mangel an Ersatzteilen und 
Rohstoffen, die zum großen Teil aus 
dem Ausland importiert werden müssen. 

Der weitere Ausbau der Erdölförderung 
kommt nicht zuletzt wegen der zögern­
den Haltung ausländischer Investoren 
nur langsam voran. 
1982 kam es ingesamt zu 189 Unterneh­
mennusammenbrüchen6 und zahlreiche 
Multis gaben Guatemala als Produktions­
stätte auf, unter ihnen NeSllc, Kerns, 
SEARS, Centro Hogar und Coca Cola 
(siehe Kasten). 7 

Durch Preiuteigerungen versuchen viele 
Produzenten dem erhöhten Kosten­
druck zu entgehen. Eine Maßnahme, die 
jedoch nicht nur die Käufer. sondern 
auch den Handelssektor trifft. Zu den 
bezüglich der Industrie genannten 
Grilnden für den Rückgang der Ge­
schäftstätigkeit kommt in diesem Be­
reich noch die faktische Abwcttungdes 
Quetzal gegenüber dem Dollar um 35% 
hinzu. 
Der Touristikbereich schließlich, dritt­
wichtigster Devisenbringer, hat 1983 
Einkommensrückgänge um 50% zu ver­
zeichnen gehabt. Hauptgrund ist die ge­
fahrliche politische Situation im Lande. 
Dies veranlaßte das US-Außenministe­
rium 1980 in seinem "Reise-Ratgeber" 
den US-Bürgern zu empfehlen, das Land 
aus SicherhciUgriinden zu meiden. Aus­
wirkungen dieses Boykotts wurden in 
einer Verlautbarung der Touristikindu· 
st.rie vom 2. August 1983 deutlich, in 
dem die Unternehmer sich beklagten, 30 
mittlere Hotels stünden vor dem Kon­
kurs. 8 

Alles in allem ein düsteres Bild einer 
Volkswirtschaft, die sich in ihrer tiefsten 
Krise seit 1932 befindet. Und die Unter­
nehmer scheinen kaum Zuversicht in die 
baldige überwindung der Depression zu 
haben. Sie bevorzugen es, ihr Kapital ins 
Ausland zu transferieren ( 1982: 100 Mio 
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Dollar9), wo inzwischen nach Aussagen 
des ehemaligen Regierungschefs Rios 
Monu (vom 15.2.1983) I Mrd Dollar 
deponiert sein sollen. lO 

Dem CACIF, 1957 auf BetTeiben der 
USA gegriindet, gelingt es :.tusehends 
weniger, die Widersprüche zwischen sei­
nen einzelnen Mitgliedern zu lösen. Das 
CAC IF wird immer offensichllicher zum 
Machtinslrumenl der dominierenden 
Fraktion der Agrare"porteure zur 
Durchset:.tung ihrer eigenen Interessen. 

Mejias Schein:uageständnisse 

Die Maßnahmen, die General Mejia Vic­
tores zur überwindung der Krise ergriff, 
unterscheiden sich nur unwesent lich von 
denen seines Vorgängers im Amt. 
Durch die Ernennung von Fernando 
Anrade Diaz-Duran zum Außenminister 
machte der General deutlich, daß er Prio­
rität auf die Wiruchaftspolitik legen wilL 
Anrade, ehemaliger Wiruchaftsberater 
unter Präsident KjeU Laugerud 
(1974-78), verHigt sowohl über enge Ver­
bindungen zum CACIF als auch über 
gute Kontakte zur ausländischen Ge­
schärtswelt. 
Seine enlen Auslandsreisen nach MitteI­
amerika, den USA und Europa verrolg­
ten auch das Ziel, Vertrauen in dieguale­
maltekische Wirlschaft wiederherzustel­
len, den mittelamerikanischen Markt zu 
bc:leben und Kredite zu erhalten. 
Ein gewisser Erfolg besonders in der lel:.t­
ten Frage blieb dabei nicht aus. Im Okto­
ber 1983 rühmte sich Finanzminister 
Figueroa Villate, daß Verhandlungen 
über eine Reihe von Krediten in lI öhe 
von 360 Mio Dollar kurz vor dem Ab­
schluß stünden. Darin enthalten ist u.a. 
eine 125-Mio-Dollar-Zusage des Inler­
nationalen Währungsfonds (IM F) zur 
Stützung der Außenhandelsbilanz,deren 
erste Rate uber 13,5 Mio Dollar im Sep­
tember 1983 ausgezahh wurde. 
Dieser Vertrag war schon unter Rios 
Monn ausgehandelt, aber wie üblich 
auch an gewisse Aunagen gebunden wor­
den. Die umSlritlenste unter ihnen war 
die "Steuerrdorm", die am I. Juli 1983 
in Kraft trat. Hauptbestandteil war die 
EinfUhrung einer Mehrwertsteuer von 
10%, d ie Aufhebung der Exportsteuern, 
die Vereinfachung de. lmports von Roh­
stoffen und Ersatzteilen sowie die Ver­
günst igung von Krediten rur landwirt­
schaftliche Produzenten. 
Hauptnutznießer dieser Reformen sind 
somit die Agrarexponeure. l-laup tleid­
tragende die Konsumenten, auf die 83% 
der Steuerlasten entfallen. Indirekt sind 
auch der Handels- und Industriesektor 
betroffen, die deshalb auch zum Haupt­
gegner dieses Gesetzes im Unternehmer­
lager wurden. 
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Mejia Victorc:s hielt an dieser Stcuerpoli­
tik zur Erhöhung der Staatseinnahmc:n 
fest, um die immer teurer werdende 
Kriegruhrung zu finanzie ren. Er machte 
lediglich einige Scheinzugeständnisse an 
seine Kriliker. Er reduzierte die Mehr­
wertsteuer zwischenzeitlich um 3%, 
ruhrte aber gleichzeitig die sog. "Kassen­
steuer" von 3% auf alle Verkäufe ein. Im 
Oktober 1983 stellte die Regierung die 
alte Rale von 10% wieder her. 
Mit der Abselzung des Landwirtschafu­
ministers Sandoval Villeda und der Er­
nennung des Viehe"poneurs Najera 
fanfan Ende August 1983 setzte die Re­
gierung ein deutliches Zeichen gegenüber 
Agrarreformvorschlägen von seiten der 
US-amerikanischen Internationalc:n En l­
wicklungsagentur (AID) und des Land­
wirtschaf um inisteriu ms. 
Als Antwort auf seine Entlassung und 
zur Begründung des von ihm mitausgear­
beiteten Programms erklärte Sandoval: 

Wenn wir keine Reformmaßnahmen 
bezüglich der Landvertei lung ergreifen, 
öffnen wir die Tür rur eine Agrarrevolu-
. . • BI .• "11 lIon mIt gro em utvergle en. 

Wahlen zwischen Pest und Cholera 

Vor allem Kaffeebarone und Viehzüch­
ter befürchteten jedoch Landenteignun­
gen in größerem Umfang. Die "Asocia­
cion Guatemalteco del Agro" (Guate­
maltekischer Landwiruchafuverband) 
und die rechtsradikale Bewegung der 
Nationalen Befreiung (r-.ILN) waren des­
halb die entschiedensten Protagonisten 
des AmtswechseJs. 
Am 16. Sep tember 1983 unterzeichnete 
Mejia Victores ein neues Erdölgesetz, das 
den weiteren Ausverkauf dieses wichti­
gen Rohstoffs ans Ausland vorbereitete. 
Statt ..... ie bisher 45% sind jetzt bis zu 
70% Auslandsbeteiligung an der Ausbeu­
tung der reichhaltigen Vorhaben 12 er­
laubt. 
Diese Einladung an die multinationalc:n 
Konzerne nahm im November 1983 als 
erstes Texaco an und beschloß, 40 Mio 
Dollar innerhalb der nächsten 3 Jahre fUr 
den Ausbau von drei Förderzentren zu 
investieren. 
In den letzten Jahren verKhlechterten 
sich vor allem die fUrGuatemala traditio­
nell vorteilhaften Handelsbeziehungen 
mit den anderen Mitgliedern des MCC. 
1982 verzeichnete das Land zwar noch 
immer einen überschuß von 122 Mio 
Dollar aus dem Warenverkehr mit seinen 
südlichen Nachbarn. Aber im Vergleich 
zu den Vorjah ren g-... b es einen deutlichen 
Rückgang (1980: 259; 1981: 184 Mio). 
Hauptabnehmer für industrielle Erleug­
nisse ist dabei noch immer Nikaragua. 
Eine im Oktober 1983 dekretierte Redu­
zierung der Ausfuhren rief deshalb die 
energischen PrOteste der " Industriekam-

mer" hervor. Sie verstärkten sich, als 
Kostarika, Honduras und EI Salvador 
protektionistische Maßnahmen gegen 
guatemaliekische Warcnströme ergrir­
ren. Nach bilateralen Verhandlungen 
wurden die Reduzierungen zurückge­
nommen. 
Die wirtschaftliche Talfahrt und die Zu­
spit:.tung der inneren Widersprüche wird 
sich auch in diesem Jahr fortsetzen. 
Doch bei allem, was die verschiedenen 
Sektoren der herrschenden Klasse von­
einander trennt, in einem sind sie sich 
einig: in ihrer Gegnerschaft zu den brei­
ten Vo lknchichten. 
Sie sind es, die auch in Zukunft die 
Hauptlasten der Krise zu tragen haben. 
Schon jetzt ist die soziale Lage der Mehr­
heit der Bevölkerung erschreckend: 
41,9% Arbeitslosigkeit, Wohnungsman­
gel für 3 Mio Landbewohner, 800.000 
Kinder ohne Schulbildung, 3,3 Mio 
Landbewohner ohne Trinkwa.sserversor­
gung, eine der höchsten Säuglingssterb­
lichkeiuraten der Welt (81, 1 auf 1.000). 
Laut Angaben der Vereinten Nationen 
leiden 62% der städtischen und 80% der 
ländlichen Bevölkerung an Hunger. 13 

Hinzu kommt die Repression. Gegen die 
Volksorganis3tionen richtet sich auch 
weiterhin die "Counterinsurgency"­
Strategie (siehe Beitrag von F. Bushin) 
der Militärs. 
Die "Rückkehr zur Konstitutionalität", 
eine der Versprechungen Mejia Victores 
in seiner ersten Regierungserklärung 
nach dem Militärputsch, wird daran 
nichts ändern. 
Besonders von zwei Seiten ist der Gene­
ral zur Einhaltungdieser Zusage gezwun­
gen worden. Die einzelnen Fraktionen 
der Bourgeoisie wollen endlich wieder 
einen direklen Einfluß auf die Regie­
rungspolitik ausüben können. Sie wollen 
stabile bürgerlich-demokratische Ver­
hältnisse, in denen sie ihre Interessenun­
terschiede auf parlamentarischem Wege 



austragen können. Die Militärs sollen in 
die Kasernen zuriickkehren und sich aus­
schließlich der "Counterinsurgency", 
der Aufstandsbekämpfung, widmen. Die 
Politik soll den Parteien überlassen wer­
den. 
Eine Vorstellung, die den an 20 jahren 
Machtausübung gewöhnten Militärs et­
was fremd erscheint. Der alternde Vor­
sitzende der ultrarechten MLN (Mitini­
tiator der letzten zwei Umstürze), Alar· 
con Sandoval, warf deshalb der Militär­
rUhrung im Oktober 1983 vor, sich nicht 
als Obergangsregierung zu verstehen und 
von ihren "ursprünglichen Zielen und 
Perspektiven abgewichen zu Kin"lA . Er 
verlieh damit erneut den Forderungen 
aller 29 Parteien vom 11. August 1983 
Nachdurck, am I. juli dJ. Wahlen zu 
einer "Konstituierenden Versammlung" 
durchzufUhren. 
An solchen Wahlen werden sich linke 
Vertreter kaum beteiligen können, da es 
keine Garantien fUr den Schutz ihrer 
körperlichen Unversehrtheit gibt. Die 
repressive Struktur der Gesellschaft, der 
Terror staatlicher Organe und paramili. 
tärischer Gruppen gegen die Volksorga­
nisationen bleibt bestehen. Den Wählern 
bietet sich somit lediglich die Alternative 

zwischen Pest und Cholera, denn alle 
Parteien die bisher ihre Kandidaturange­
meldet haben, stammen aus dem bü~r­
lich-konservativen bis hin zum fuchisti­
schen Lager. 
Der zweite Interessent an der Einhaltung 
des Wahlversprechens sind die USA. Sie 
brauchen die Wahlfarce zum einen. um 
die Opposition im eigenen Land zu be­
schwichtigen und endlich wieder Waffen 
und Wirtschaftshilfe in größerem Um­
fang an das mittelamerikanische Land 
liefern zu können. Seit der Weigerung 
Präsident Carters (1977), Guatemala 
weiterhin mit Kriegsmaterial zu versor· 
gen, waren die MilitärdiktalUren in den 
folgenden jahren überwiegend auf Waf­
fenliderungen aus Israel angewiesen. 
Andererseits möchte die Regierung Rea· 
gan mit dcr DurchfUhrungvon Wahlen in 
Guatemala und EI Salvador 1984 ein 
Exempel statuieren und die Sandinistas 
unter Druck setzen, ebenfalls "demokra­
tische Wahlen" zu veranstalten. Dabei 
sollen in der Propaganda der USA die 
beiden nördlichen Nachbarländer Nika­
raguas auch das Beispiel rur ein .. demo­
kratisches Wahlsystem" nach den Vor­
stellungen der USA geben. 
Diesem Druck von zwei Seiten scheint 
Mejia Victores mittlerweile nachgegeben 
zu haben. Ende Dezember 1983 erklärte 
der General sich bereit, den Wahlgesetz­
entwurf mit Vertretern der Parteien zu 
diskutieren und bestätigte endgültig den 
I. juli 1984 als Termin flir den ersten 
Urnengang. 

Die zweite Voraussetzung fUr die Inten­
sivierung der Hilfsmaßnahmen Washing­
tons an Guatemala erfUllt das Land hin­
gegen nach wie vor nicht: Ein Ende der 
Menschenrechtsverletzungen, wie es 
größere Teile der öffentlichkeit und des 
Kongresses der USA fordern. 
US-Botschafter Chapin erklärte zwar am 
7. November letzten Jahres: "Es gibt 
keine Massaker, Entruhrungen und Mor· 
de, in Guatemala passiert nichu derglei­
chen." Am selben Tag jedoch ermorde­
ten Unbekannte den Pfarrer Auguno Ra· 
mirez Mona.'iterio. Damit fiel zum zwei­
ten Mal seit der Regicrungsübernahme 
Mejia Vktore5 ein Kirchenvertreterdem 
Terror zum Opfer, was sowohl energi­
sche Proteste der katholischen Bischofs· 
konferenz ab auch des Vatikan hervor­
rief. 
Am 16. Dezember 1983 verurteilte dar­
über hinaus die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen die Verletzung der 
Menschenrechte und forderte die guate­
maltekische Regierung auf, die Massaker 
und die allgemeine Repression sowie die 
zwangsweise Vertreibung von Menschen 
zu beenden und das Schicksal von tau­
senden Verschwundenen aufzuklären. 
Verantwortlich rur diese Völkermord­
politik waren in erster Linie Präsident 
Rios Montt und sein Verteidigungsmi-

nister General Mejia Victores als oberster 
Chef dieser "Counterinsurgency"-Stra­
tegie. 
Die Bilanz seiner 16monatigen Amtszeit 
ist erschreckend: 15.000 Tote, 300 völ­
lig zerstörte Dörfer, über I Mio Flücht­
linge. 

Und in. seiner Doppelfunktion als Regie­
rungschef und Verteidigungsminister 
sorgt Mejia zum Schrecken der Guate­
malteken und der Weltäffentlichkeit ruf 
Kontinuität in seiner Politik. 

Katholische Kirche auf Distanz 

Deshalb hat sich auch die Kluft zwischen 
Regierung und katholischer Kirche nicht 
geschlossen, im Gegenleil. 
Der damalige Vertreter des verstorbenen 
Erzbischofs Casariegos Ramiro Pellecer 
bescheinigte Mejia Victores nach seiner 
Regierungsübernahme zwar einen "gu­
ten Willen und beste Disposition". Aber 
tfotz der Absichtserklärungen des Gene­
rals, den Einnuß der fundamentalisti­
schen Sekte Kines Vorgängen zuriickzu­
drängen und vertrauensvolle Beziehun· 
gen zur katholischen Kirche wiederher­
zustellen, änderte sich seit dem 8. Au­
guli! 1983 nicht viel. 

Für die protestantische Theologin Julia 
Esquivel (siehe Kasten) kommt es darauf 
an, was man unter "Beziehungen" ver­
steht, um zu beurteilen, ob es zu einer 
Versöhnung zwischen Kirche und Staat 
gekommen in. "Wenn Beziehungen 
schöne Worte sind, dann ja. Aber man 
muß die Talen sehen. Sie ermordeten 
einen Priester, brachten einen Seminari­
sten um und nahmen einen Pater des 
Maryknoll.Ordens gefangen, dem sie vor­
warfen, Waffen transportiert zu haben." 
Und zu diesen {Un-)Taten der Militärre­
gierung kommt auf der anderen Seite die 
Ernennung von Monseflor Prospero Pe­
nados zum neuen Erzbischof von Guate­
mala. Damit steht ein Mann an der Spitze 
der katholischen Kirche, der ab Bischof 
von San Marcos die Leiden des Volkes 
kennenlernte, der die Dörfer besuchte 
und mit den einfachen Menschen sprach. 
Er ist ein Mann, der nicht wie sein erz­
konservativer Vorgänger Casariegos 
durch die politisch Mächtigen korrum· 
piert ist, sondern sich auf die Seite der 
Schwachen und Unterdrückten stellt. 
Die Widerspriiche zwischen den einzel­
nen Teilen der Bourgeoisie haben im 
Zuge der Verschärfung der Wirtschafts­
krise weiter zugenommen. Die außenpo­
litische Isolierung des Militärregimes ist 
gewachsen. Innenpolitisch ist es starkem 
Druck der politischen Parteien der Rech­
ten ausgesetzt und die Distanz zur katho­
lischen Kirche hat sich vergrößert. 
In der Miuelamerikapolitik hat Mejia 
Victores nicht die erhoffte miliilirische 

1V1I/33 



Gespräch mit Julia Esquivel 

Christen im Widerstand 

Juli,. E~qui,·r:l ist pro testantische Theologin 
und Mitbegründcrin der ökumenischen Men­
f<:hcnrechuorganisalion "ProJusticia y Pu" 
(Für Gerechtigkeit und friede n). Sie kbl Kil 
1980 in G"nr im E,,;I. 

FRAGE: Was hai sich im Verhältnis der ka­
tholiKhcn Ki rche zu den Rcgien~ndcn seit 
dem MilitärpulSch "Qm 8. August 1983 gc­
ändert? 
J. ESQUIVEL: Im Grunde gar nichlll. Ich 
glaube einer der Gründe für den Wechsel \on 
Rios MOßt! zu Mcjb VicIOrCI "'aT die Gering­
schät'l.ung Mr katholischen Kirche durch 
Rlos MOßt!. Und die IThcrschat1.ung der 
Macht seiner Sekte "EI Verbo", 
Mej!a ViclOr<:s ist Katholik aus Triighcit, weil 
die Mehrheit katholisch ist, aber nkht aus 
überzeugung. D.h. er haI keinen richtigen 
Glauben, keinen authentiSChen Glauben. Er 
ist Katholik, weil er getauft wurde, kirchlich 
heiratete und man ihm einmal die Toten· 
messe lesen wird. Nicht aus Oberzeugung. 
Als General und als Mitglied einer der Frak­
tionen der ,.Counterinsurgency·· (Auf 
standsbekampfung; d. Red.) in der Armee iSI 
Mejla Victorel gegen die Kirche. Warum? 
Weil die Doktrin der Nationalen Sicherheit, 
weil das Dokument vOn Santa Fe (Papier der 
Reagan·Berater für die US-Lateinamerika· 
politik von 1980, vgl. AlB 1/ 1982, S. IOff.; 
d. Red.) die Grundlage seiner Ideologie und 
die Basis aller "Counteriruurgency"-Pro· 
gramme sind. Und diese Konzeptionen be· 
haupten, gewine Sektoren der katholischen 
Kirche seien Kanäle des Kommunismus. 
In die!<m Zusammenhang sehen sie als Ideo­
logen. ab Politiker und als Militärs die 
"Theologie der Befreiung". Aber die "Theo­
logie der Befreiung" in so alt wie das Evange· 
lium . 

FRAGE: Aber das iu nichl die Potit ion der 
ganzen Kirche. Die Hierarchie i.t doch in 
ihrer Mehrheit konservativ? 
J. ESQUIVEL: Das hängt da.on ab, was man 
unler Kirche ,"erneh!. 
Ich verstehe darunter das Volk der Glaubi· 
~n. Die Gemeinden. die den Glauben mit 
Leben erfüllen, die das Evangelium in die Tat 
umsetzen. D.h. ich spreche von der Mehrheit 
der Christen. Von den Bauern des Hochlan· 

34JXVIII 

des, von den Arbeitern. Und sie befinden 
sich im Kampf um ihre Befreiung, im TCvolu· 
tionären Volkskrieg. Und zwar weil sie Hun· 
~r haben, weil ihr Magen leer ist, weil sie 
keine ärzdiche Versorgung haben, weil sie 
keine gerechlen Mindestlöhne empfang!:n. 
Und für mich ist das die Kin:he. 
Nun. die Hierarchie, für sie ist es !<hr sehwie· 
rig, das Projekt der Befreiung zu unterstüt· 
zen. Denn sie haben schöne Ringe, teure 
Autos, können rüsen, so oft sie wollen, essen 
ohne zu arbeiten. Folglich ist es ganz natür· 
lich, daß die die keine Opfer von Unrecht 
sind, sich vom Volk entfernt haben. 
Aber es gibt Ausnahmen. Monsetior Prospe· 
ro Penados, der erst kürzlich ernannte neue 
Erzbischof ist eine solche Ausnahme. Pe· 
nados war Bischof der Diözese San Marcos. 
Ich habe ihn früher jeden Monat beJUcht und 
konnte mich übel"leugen, daß er die Dörfer 
besuchte, daß er mit den Bauern sprach. Er 
in ein MenS(:h, der die Leiden des Volkes 
bewußt wahrnimmt. 
Mit seinem Vorgänger Casariegos konnte 
man nicht sprechen. Er war ein unheilbrin· 
gender Mensch, ein immawährender Dissi· 
dent, der Unaufricbtigkeit in der Episkopal· 
konferenz provozierte. Man kann Casariegos 
nicht mit Penados vergleichen. 

FRAGE: Und wie sicht es mit der Versöh­
nung zwischen Kirche und Staat aus? 
J. ESQUIVEL: Ich habe eine Äußerung von 
Penados gehört, daß sich die Beldehungen 
\'Crbessert hätten. Wenn Beziehungen schöne 
WOTle sind, dann ja. Aber man muß die Ta­
ten schen. 
Sie ermordeten einen Prielter, brachten ei­
nen Seminaristen um und nahmen einen Pa­
tet des Maryknoll·Orderu gefangen. dem sie 
vorwarfen. Waffen transportiert zu haben. 
Wir 5ehen nicht nur die schönen Worte oder 
wie oft man sich gegenseitig besucht, son­
dern die Taten. Und die sind grausam, weil 
sie z.B. den Priester ermon!cten. 
Und es in klar, wie , ie ihn ermordeten. Erst 
kam ein Guerillero, der sich im Zuge des 
AmnestiegelClzes den Behörden SIelIen woll­
te und den Prie51er bai, ihn der Armee zu 
übergeben. Doch sie haben den Pater fenge· 
nommen, gefoltert und anschließend ermor­
det. Und ,,'er ihn ermordete, war das Heer. 

SteUvertreterrolle Washingtons einge­

nommen (siehe Beitrag von N. Biver/B. 

Graul). Und innerhalb der Armee hat 
sich der General inzw ischen eine einzig­

artige ~lachtfUlie angeeignet. Zum Ärger 
vieler einnußreicher Militärs und Politi­

ker im Lande sowie auch in den USA. 

Um dem ungeschriebenen Gesetz der 
guatemaltekischen Militärgeschichte zu 

entgehen, wonach es immer der Verteidi­
gungsminislCr ist, der den jeweiligen 
J'räsidenten stürzt, übernahm Mejia Vic­

tores dieses Ressort selbst. 

Alle Macht dem General 

Die acht w ichtigsten Berater seines Vor­

gängers schickte e r Anfang Oktober 
J983 als Militärattaches in verschiedene 

Länder Südamerikas. Im Zuge der Äm­
terrotation besetzte er die Schlüsselpo· 

sitionen der wichtigsten Militärbasen im 

Lande mit Vertrauenspersonen. Und der 

"zweite Mann" des Regimes, Armeechef 

Lopez Fuentes, eng verbunden mit der 

MLN un den Agrarexporteuren. wurde 

als Botschafter ins politische Exil nach 

Rom geschickt. 

Den größten Coup landete Mejia Victo­

reS mit der Verabschiedung d es "Armee­

gesetzes" am 7. Dezember letzten J ah­
res, das ihm die gesetzliche Grundlage 

gibt, 200-300 Offiziere (von insgesamt 

ca. 900), die entweder gleichzeitig öf­

fentliche Ämter innehaben oder mehr als 

33 Jahre im militärischen Dienst stan­

den, zu entlassen. 

Am 30. Dezember 1983 fand die erste 

Verabschiedungsfeier von 10 Generalen 

und 35 Obersten statt, unter ihnen die 

Ex-Präsidenten Kjell Laugerud 
(1974-78), Lu cas Garcia ( 1978-82) und 

Rios Monn (1982-83). der als einziger 
General an dem Festakt teilnahm . 

Damit bleibt nur Mejia Victores selbst als 
General in einer Armee, die ausschließ­

lich von ,Jungen Offizieren" mittlerer 

Ränge (vom Leutnant bis zum Oberst) 
genihr! wird. 

Mit dieser Personalpolitik verfolgt er vor 

allem das Ziel, seine eigene Position zu 
festigen. Was die Aneignung von Macht­

fülle anbetrifft, steht er somit seinem 

Vorgänger Rios Montt mittlerweile um 

keinen Deut nach. 



Eine weitere Absicht könnte es sein, sieh 
unter jungen Militärs eine Basis zu ver­
schaffen. Ihnen stehen jetzt a lle Wexe 
nach oben offen. Und mit dem rang­
mäßigen Aufstieg verknüpfen sich inder 
Regel auch bessere Mögliehkeiten, sich 
wirtschaftlich zu bereichern. 
Andererseits rufen diese Umbesetzungen 
und Entlassungen Unruhe und Unsicher­
heit hervor. Die Führer verschiedener po­
litischer Machtgruppen im Militär 
können zwar ausgeschaltet werden, ihr 
Anhang bleibt jedoch bestehen. Und so­
mit die permanente Gefahr eines neuen 
Militärputsches. 
Inwieweit die USA in diesem Macht· 
poker ihre Finger im Spiel haben, ist 
unbekannt. Es ist jedoch möglich, daß 
mit dem zunehmenden Einfluß junger 
Mili tärs die moderne Counterinsurgen­
cy·Politik verbunden mit kosmetischen 
Reformen wie das AID sie vorschlug 
(swo.) bestimmend werden könnte. 
Die Entmachtung landbesitzender Ge· 
nerale und die Entfernungverschiedener 
den Agroexporteuren nahestehender Po­
litiker aus wichtigen Regierungsämtern 
(Wirtschaft, Landwirtschaft, Arbeit) 
könnte in diese Richtung deuten. 
In diesem Falle würden neue, noch 
schärfere Auseinandersetzungen inner­
halb des herTSChenden Machtblocu die 
notwendi~ Fol~ sein. 

Anmerkungen: 
I) Daten nach: NACLA. Rcporl on the 

Americal, Ncw York, ~Un/ApriI1983. S. 

" 2) Siehe: Banco de Guatem..aa, dt. nach: 
Servido de Informadon de Guatemala 
(SIAG), Mexiko, NT. 3/1983,S. 8ff. 

3) Vgl. Information$dienll EI SalVoldor, 
24.2.1984 

4) Siehe:ebenda,3,2,1984 
S) Ebenda 
6) Angaben nach: NACLA, 5.a.O" 5, 14-
7) Vgl. Enfop~n'a, Guatemab - La Contra­

inlurgencia de Riol Monn,Mexiko 1985, 
5011l 

8) Siche:SIAGNr.1/198S,S.8 
9) Daten nach: Enfopren", Guatemala ... , 

LLO"S.loo 
10) Ebenda,S, 121 
11) SIAG,Nr.2/198S,S.7 
12) GuatemalaleMrt zu den 20 Undem, die 

tiber die .,056ten Erdölvomte ,·crru.gen. 
13) Die Anpben stammen vonderUNESCO, 

zit. nach einer Erklirull3 der PeT, die 
Anfanl Oktober 198! in der lUuemaltc:­
kiKhen und lateinamerikanilchen PnISC 
veröffentlicht wurde. Hier: Uno Mal Uno, 
Mcxiko, 12.10.1983 

Das Beispiel"Coca Cola 
Betriebsschließung, um 

eine Gewerkschaft zu zerstören 

Seit dem 17. Februar 1984 befinden sich 
die Arbeiter des multinationalen Unter­
nehmens Coca Cola in Guatemala im 
Konflikt mit der Geschäftsleitung. 
Am Nachmittag jenes Tages, so berich­
ten zwei Gewerkschaftsmitglieder der 
dortigen Betriebsgewerkschaft (aus Si­
cherheitsgtünden können die Namen 
nicht genannt werden), erhält ihre Orga· 
nisation einen Anruf VOn der Betriebslei· 
tung, daß am gleichen Abend eine Sit­
zung stattf::inde. Auf dieser Sitzung gibt 
die GeschärtfUhrong bebnnt, daß der 
Betrieb wegen überschuldung geschlos­
sen werden müsse und man ab sofort den 
Betrieb einstelle. 
Diese Ankündigung kommt überra­
schend fUr die 460 Arbeiter des Coca­
Cola-AbfUlIbetriebs in der Hauptstadt. 
Und sie steht nicht in übereinstimmung 
mit den arbeitsrechtlichen Regelungen, 
wonach eine BetriebJSchließung einen 
Monat im voraus beim Arbeitsministe­
rium anzugeben ist. 
Noch am gleichen Abend wird der Ge­
werkschaftsleitung \'on der Guchaftslei­
tung insgeheim Geld angeboten. um auf 
diese Weise erwartete Widerstandsak­
tionen zu verhindern. Die Arbeiterver­
treter gehen darauf nicht ein. Im Gegen­
teil, 30 Gewerkschaftsmitglieder beset­
zen friedlich das Betriebsgelände und 
fordern den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. 
Am nächsten Tag beteiligen sich fast alle 
Arbeitskollegen, von denen 350 der Ge­
werkschaft angehören. 

Die Gewerkschafter berichten, daß es in 
Guatemala drei Coca.Cola-Betriebegibt: 
einen im Süden (Retalhuleu), einen im 
Osten (Puertos Barrios) und einen eben 
in der Hauptstadt. Sie funktionieren 

nach dem Prinzip der regionalen Arbeits­
teilung. 
Während in den anderen beiden etwas 
kleineren Betrieben die Geschäfte ihren 
nonnalen Gang nehmen, soll es im Be­
trieb in Guatemala-Stadt finanzielle 
Schwierigkeiten geben, obgleich die 
Hauptstadt und die umliegenden Ver­
kaufsgebiete doch den eindeutig größten 
Ahsatzmark, im Landdar$lellen. 
}-:s drängt sich daher eine andere Sicht­
weise auf: Die beiden kleineren Betriebe 
verfUgen über keine Gewerkschaft; der 
Betrieb in der Hauptstadt hat hingegen 
eine durchaus konfliktbewuBte und ·er· 
fahrene Gewerkschaft, die seit ihrer 
Entstehung im Jahre 1975 ständigen Eli­
minierungsversuchen ausgesetzt war. 

Gewerkschafter als Fre iwild 

So sind insgesamt in der Zeit zwischen 
1975 und 1980 10 Coca-Cola-Gewerk· 
schaftsfi.ihrer ermordet worden jeweils 
mit dem Ziel, eine Gewerkschaft zu zer­
schlagen, die anderen als Vorbild dienen 
könnte. Dies ist aber - so die Gewerk­
schafter - nicht erreicht worden, einer­
seill aufgrund des Kampfeswillens der 
Gewerkschaft und andererseits aufgrund 
internationaler Unterstützung. 
Hervorzuheben sei die Bedeutungder In­
ternalionalen Union der Arbeiter des 
Nahrungsmittelgewerbes (UITA), die 
den Impuls rur eine Boykottkampagne 
gegen den Konsum von Coca Cola ge­
geben habe. Desweiteren habe die UITA 
direkt m it Coca Cola Interamericana 
(Atlanta) verhandelt. Am 20. Januar 
1981 sei u.a. aufgrund dieses Umstands 
die Ratifizierung eines Kollektivvertra-

m !Js 



Geschichte eines 
blutigen Kampfes 

11. 8.197:> Die Coea-Cola-Gtwnkschaft 
wird gegründet. 

24. 3. 1976 Streik, da 124 Gewerkschafter 
des Betriehes ent lassen worden 
sind; der Betrieb wird 17 Tage 
lang hC5CI1:t. Polizcikräftc b(,. 

enden den Ausstand. 

12.12.1918 

5. 4.1979 

Im Gefolge bildet sich in Guate­
mala ein Solidaritätskomitce, 
in dem eine Vieluhl ,,·titerer 
Gcwcrks<:hatlcn vereinigt ist, 
die sich kurz darauf zum ge­
werkschaftlichen Dachverhand 
CNUS (der heute nicht offcn 
im Inland arbeiten kann) Zu-
sammenschließen. 
Erster Mordfall, ausgefühn ge­
gcn den finanzsekretär (und 
ehemaligen Generalsekretär) 
der Gewtrkschaft, Ped.o Que­
~edo. Quevedo War dies zuvor 
vom Coc::a-Cola-Gcschäflsfiih­
rtT Trotter (US-Staatsbürgcr) 
angedroht worden. Zur glei­
chen Zeit erhalt der General· 
!iekretär der G~werkschaft, 

Israel Marquez, von Trotter ci· 
ne gleichartige Drohung; Mar· 
quez verläßt das Land nach ei­
nem mißglücktem Mordan-
sch lag_ 
Ermordung des nachfoJgenden 
Generalsekretärs der tewerk-
schaft, Manuel Lopez Balam. 
Dies löst einen lokalen Boykoll 
der Coca-Cola-Arbeiter gegen 
Coca Cola aus. Die Internatio­
nale Union der Arbeiter des 
Nah run g s m i l1e1gewerbe s 
(U1TA) schahet sich in den 
Konflikt ein und erklärt Coca 
Cola fljr die Gewaltakte gegen 
die Arbeiter für verantwortlich. 
UITA·Mitgliedsverbände wer­
den aufgefordert, Protest­
schTeiben an Coca Cola, Atlan­
ta (USA), zu richten. 

1980 Von der UIT A und verschiede· 
nen Mitgliedsverbänden wird 
eine internationale Boykotl­
kampagne gegen Coca Cola 
du~hgeführt. 

Im Mai kommt Ci Zum erneuten 
Mord an Generalsekretär der 
Gewerkschaft. ~tarlon Men­
dizabal. Die Solidaritätskam­
pagne verbreitert sich. 

20. 1.198 1 Ratifizierung eines Kollektiv­
vcn rages zwischen Coca Cola 
Interameriuna (Atlanta) und 
UIT A (Genf) mit folgenden 
Punkten: Auswechselung des 
administrativen Personals (wel· 
chel sich z.T. aus Militärs rekru· 
tierte, die rur ihrc Repressions· 
methoden bekannt waren), 
keine Polizci auf dem Betriebs· 
gelände. keine Mas!ienemlas· 
lungen, im Streitfall Zusam­
menkunft von Gewerkschaft, 
urr A und CO<:a Cola, Vertrags· 
dauer5Jahre. 

17. 2.1984 "Betrügerische Betriebsschlie· 
ßung"; friedliche Betriebsbe· 
ktzung. 

27. 2. 1984 Scheitern der Verhandlungen 
in Atlama. Die UITA ruft zum 
internationalen Boykoll des 
Konsums VOll Coca Cola auf. 
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ges (siehe Kasten) erreicht worden, wo­
mit die internationale Unterstützungs­
kampagne beendet worden sei. 
Der von den beiden Kollegen abgegebene 
Einblick in die Konfliktgeschichte von 
Coca Cola macht unmißverständlich 
klar, welche Bedeutung die momentane 
Auseinandersetzung hat und welches die 
Hauptmotive der Geschäftsleitung rur 
die Betriebsschließung sind. 

Die Interviewpartner verfUgen außerdem 
über Belege, wonach Verkaufsabrech­
nungen der nicht in der Hauptstadt lie­
genden Verkaufsgebiete des Betriebes 
über persönliche Konten einzelner Mit­
glieder der Geschäftsleitung getätigt 
wurden, daß normal erfolgte Ausliefe­
rungen als beschädigte Ware erklärt wur­
den, daß das Inventar unterbewertet 
wurde und Spesenabrechnungen über· 
höht waren. Ferner hätten sich bereits 
Interessenten gemeldet, den Betrieb w 
kaufen, allerdings unter der Bedingung, 
daß die Gewerkschaft unterdrückt wer­
cl,. 
Vor diesem Hintergrund wurde kurz 
nach Beginn der friedlichen Betriebs­
besetzung vom 11.2.1984 eine Delega­
tion der Gewerkschaft nach Atlanta 
(Georgia, USA) zu Coca Cola Interameri­
cana geschickt, um die Wiedereröffnung 
des Betriebes zu verlangen. Die Delega­
tion stützte sich dabei auf die Vereinba­
rungenvon 1981. 
Aber der dort für "interamerikanische 
Angelegenheiten" zuständige Direktor 
von Coca Cola, Ted Circuit, zeigte sich 
nicht gesprächsbereit . Damit waren die 
Verhandlungen gescheitert. Am gleichen 
Tag, den 27.2.1984, erklärte der Gene­
ralsekretär der VITA, Dan Gallin, seine 
Organisation werde international den 
Boykott des Konsums von Coca Cola 
propagieren. 
Die be iden Gewerkschafter sagen, daß 
die Bemühungen ihrer Gewerkschaft dar­
auf orientiert seien, daß das guatemalte­
kische Arbeitsministerium die Betriebs­
schließung seitens der Geschäftsleitung 

zum "illegalen Untemehmerstreik" er­
klärt, da es sich um eine "betrügerische 
Schließung" handele. Sie geben sich zu­
versichtlich, dies erreichen zu können, 
wenn sie international Unterstützung er­
halten. 
Die Kollegen stützen sich darauf. daß die 
Geschäftsleitung eindeutig und einseitig 
die im Kollektivvertrag vom 20.1.1981 
getroffenen Vereinbarungen verletzt 
habe. Sie meinen, ihre Chancen stünden 
nicht schlecht, denn ohne weiteres 
könne das Regime nicht dazu übergehen, 
die Gewerkschaft zu zerstören, würde sie 
doch ihr international ohnehin bereits 
stark beschädigtes Ansehen noch weiter 
verschlechtern. 
Davon abgesehen wäre die Regierung 
vordergründig bemüht, von sich das Bild 
abzugeben, daß sie Gewerkschaften zu· 
lasse, wie sich in der kürzlichen Schaf· 
fung der regimetreuen Gewerkschaft 
CUSG (Zulassung im Dezember 1983) 
zeige. Dieses Projekt würde sich jedoch 
vollends als Farce erweisen, wenn man 
die Coca·Cola·Gewerkschaft unter­
drücke. 
Uberdies würde die definitive Schließung 
eines Betriebes, von dem 2.500 weitere 
Arbeitsplätze abhängen, in einer Situa­
tion, in der offiziell eine Arbeitslosen­
rate von über 40% zugegeben wird, die 
sozialen Spannungen erneut steigern. 
Das erkläre, warum die Regierung im 
Fall der Coca·Cola-Gewerkschaft bislang 
neutral geb lieben sei. 
Die beiden Gewerkschaftsvertreter wie­
sen darauf hin, daß die Gewerkschafts­
bewegung durch die Repression stark ge­
schwächt sei, und unter ständiger Be­
drohung stehe, was sich beispielsweise an 
der EntfUhrung von 14 Gewerkschafts­
fUhrern und Arbeitsanwälten seit No­
vember 1983 zeige (von denen 3 leben­
dig und 2 ermordet auftauchten, und die 
restlichen 9 verschwunden sind). 
Ein weiteres Beispiel sei der AbfUUbe· 
trieb San Bemardino. Dort sind 6 von 
den 20 rur die Registrierung beim Ar· 
beitsministerium zurCründungeiner Ge­
werkschaft erforderlichen Mitgliedern 
entlassen worden, wasjedoch einen Aus· 
stand in dem Betrieb provozierte. 
In diesem Moment ist es wichtig rur die 
guatemaltekische Gewerkschaftsbewe­
gung, so die Interviewten, daß die Ab­
sieht, eine konflik tbcreite Gewerkschaft 
zu zerschlagen und damit ein Zeichen zu 
setzen, durchkreuzt wird. 
Es werden viele Erwartungen der nicht 
regierungskontrollierten Gewerkschafts­
bewegung an den erfolgreichen Ausgang 
des Konflikts von Coca Cola geknüpft. 
Deshalb ist der Druck der internationa· 
len öffentlichkeit notwendig, sei es 
durch wirtschaftliche Hilfe (zur Unter­
stützung der Familien), durch Boykott­
maßnahmen oder Protestschreiben an 
das Arbeitsministerium und Coca Cola. 



Weekend in Guatemala 
US-Intervention gegen 
die Reformgefahr 1954 

,. ,Wir operieren in einem feindlichen Land', 
munndlc er. Feindlich?" läßt Migud Angel 
Astunas einen US-Sergeanten Harkins sich fan 
belustigt fragen: "Die Eisenbahnen gehören 
uns, die Häfen gehören uns, die Fluglinien 
gehören um, Telegraf und Telefon gehören 
uns, fehlt nur noch, daß wir uns selbst den 
Kriegcrklä.n:n ..... 
Es ist "Weekend in Guatemala", 10 der Titel 
der Episodensammlungdesspäteren Literatur­
nobdprciJträgcn MigucJ Angel Asturi .... 
(1899-1974) aus dem Jahre 19;18, und der 
Krieg ist im Gange gegen das Volk von Guate­
mala und seine Regierung. 

Es geht um das Land, das d iese R .. gierungdem 
Volk ~uriickgcgeben hatte - denn auch die~s 
halle den USA gehört. Genauer: der United 
Fmit Company (UFCO). genannt "la fmltra", 
die .ich inzwu.:hen United Brands elikenierl. 
Seit Beginn des Jahrhunderts war die UFeO 
die faktische Herrscherin der "Bananenrepu· 
blik" Guatemala ge,,·tsen. Willfahrige Despo· 
ten wie Cabren und Ubico hatten dafür ge­
sorgt, daß ihre Geschäfte ungeuört liden und 
sich mit denen der Handvoll einheimischer 

Großgrundbesitzer vertrugen. 
Doch im Oktober 1944 war Ubicos designier· 
ter Nachfolger durch einen bewaffneten Auf· 
stand gestü"H worden. Hinter dieser "Front 
der nationalen Wiedergeburt" standen Teile 
dei mittleren und niederen Offizierskorps, 
bürgerliche und kleinbürgerliche Kräfte, die 
Intelligenz dn Landes, vor allem die Studen· 
tenschaft. 
In Guatemala wurde eine Periode bürgerlich· 
demokratischer Reformen eingeleitet. Noch 
im ~zember 1944 wurde der Philosophie­
professor Juan J ose Arevalo, Verfasser eines 
Essays über den nordamerikanischen Hai und 
die mittelamC':fikanischen Sardinen, zum Präsi· 
denten gewählt - mit95% der Stimmen. 

Oie unter seiner Regierung 1945 verschiedete 
Verfassung, orientiert an der Mexikos von 
1917, verankerte bürgerliche Freiheiten und 
eine Garantie des Privateigentums. Sie aner-

kannte aber auch die Notwendigkeit einer 
Agrarrefonn, um die Macht der feudalen Lali· 
fundienbesitzer zu brechen. 

Eine Anzahl wichtiger Rdormmaßnahmen fiel 
unter Areva10s Prä~dentschaft (bis 19H): 
Gesetzgebungen zur Soziah'enicherung und 
Arbeit, Ansätze zur Oberwindung des Anal­
phabetismus, Zulassung von Parteien und Ge· 
werkschaften, Schutz der indianiscben Bevöl­
kerung (fast zwei Dritte! der Einwohner). 
Unangetastet blieben hingegen die Berufs­
armee des Landu und das AuJlandskapital 
(denen Allmacht du~h eigene Invest itionsför­
derung zurückgedrängt werden sollte). Die 
UFeO kontrollierte von 1946 bis 1952 zwi· 
schen 61 und 89% dei Bananencxports. 
Tro tz reaktionärtr Puuchversuche - einer da· 
von angeführt von dem Obersten Garlos Canil-
10 Armas - gehen auch die Wahlen 1950 mit 
einem Sieg des demokratischen Kandidaten 
zuende. Der neue Präsident heißt Jacobo Ar­
benz Guzman, ein Offizier der Junta vom 
Oktober 1944 und Verteidigungsminister im 
Kabinett Arevalo. Nun stehen auch Bauern 
und Landarbeiter sowie die - zahlenmäßig 

freilich schwache - Ameitel"$chaft hinter der 
Regierung. 
Die von Arbenz unternommenen Schritte ver­
lIärken den antifeudalen und antiimperialisti· 
schen Durakter des Pro:tesse5 - Ziel bleibt 
indessen die Schaffung eines "modernen kapi· 
talistischen Landes". In diesem Sinne steht es 
sogar im entscheidenden Gesetz der Ära 
Arbenz, dem über die Agrarreform vom 11. 
Juni 1952. 
Dennoch werden dit UFCOund die US·Regie­
rung bald von einer ,.kommunistischen Macht· 
übernahme" in Guatemala sprechen. 
Das Agrarrcformg.:setz hatte die Enteignung 
aller ungenutzten Flächen über 270 Hektar 
(ha) gegen Entschädigung und die Verteilung 
an Bauern· und Landarbeilerfamilien vorge­
sehen. Insgesamt 1,8 Mio ha soUten bis 19!14 
an über 100.000 neue Eigenturner übergehen. 
Halle diese Politik zunächst die feudalen 

J. F null,,_ ~Ib" Al"onJr und \<"'~J,u n .. rhlndl.r 
du Un"".j ~'u,t . 'pJ,rr US·Au!knm;nO>lrr 

Grundherren getroffen, so ühlte ab März 
1955 auch die UFCO zu den Expropriierten. 
Sie mußte faSI zwei Drittel ihres Besitzes auf· 
geben. 
Damit war der Kern des Freiheiubegrlffs made 
in USA getroffen. Die UFCO veranlaßte in der 
guatemaltekischen und US·Prene eine Diffa· 
mierungskampagne. 
Die Unterstützung Amenz' durch die kleine 
Fraktion kommunistischer Abgeordneter im 
Parlamtf\\ (4 \'on 56!) sollte später vom 
US·Außenminister John Foner Dulles zur 
"Kontrolle der Legislative" aufgeblasen wer· 
den. Dulles war in den 50er Jahren federftih· 
rend gewesen bei der Aushandlung der Kon· 
trakte der UFCOmit dem Regime Ubico. 
Ende 19!13 war in WashingIOn beschlo5~ne 
Sache, daß die Regierung Amenz gesturzt wer· 
den sollte. Diffamierung, Boykott und _ sollt" 
dies nicht ausreichen - In tervention sah die 
Planung vor. 
Blutige DiktatorengeSlaiten wie Batista, Trujil· 
10 und Jimencz gaben sich unter Dulles' Regie 
auf einer Konferenz in Caracas als empijne 
Demokraten und verurteilten die Regierung 
Amenz, die vtT5uchte, die elende Lage eines 
Volkes zu bessern. 
Im Nikaragua der T yrannensippe der Somozas 
bereiteten der CIA und der im Exi! lebende 
guatemaltekische Obent Castillo Armas die 
Invasion vor. Sie begann am 18.Jun; 1954. Der 
eigens für die Organisation du Manöverli Ende 
1953 nach Guatemala beorderte neue US· Bot· 
schafter Perifoy ~uBcrte im Kreis seiner Unter­
gebenen: "Morgen um diese Zeit können wir 
ein großes Fes l reiern." 
Doch die Invasoren kamen kaum voran. ET$t 
Bombenangriffe auf die Zivilbevölkerung -
geflogen von US-Piloten - schilchterten die 
Be\'ölkerung ein, die gleichwohl zur bewaffne­
ten Gegenwehr bereit war. Doch Arbenz 
scheute vor diesem Schrill zurück. Stattdessen 
überg-.tb er - unter dem Eindruck der verlui{· 
reichen Bombardements - am 27.Juni 1954 
sein Amt dem Obersten Diaz, der die Putschi· 
sten vertreiben wollte. 
Ein Putsch du~h dessen Stellvertreter, arran­
giert unter Mitwirkung Perifoys, machte dann 
doch noch den Weg frei rür den Einmal"$ch der 
Söldner·Banden unter Obel"$t Armas. 
Das Reformexperiment war gewaltsam been· 
det. Migue l Asturias, der seinen Band "Weck· 
end in Guatemala" den "Märtyrer·Bauern" 
und "hingeopferten Arbeitern" widmen sollte, 
ging ins Exil. Die UFCO kam wieder. Sie sollte 
bald fast die gesamte Bananenausfuhr kontrol · 
lieren, denn 95% der Kulturen gehörten ihr. 

J .Onrowsky 
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Aktions- und Materialspiegel 

Ein'ührungsbücher 

Um Intercuierten einen nicht Zu aufwendigen 
und zugleich lebendigen Einstieg in das Neu· 
land Guatemala zu erschließen, mag <:5 gc· 
nügen, sich hier auf einige ausgewählte Buch­
veröffentlichungen der letzten zw .. i Jahre Zu 
beschränken. 

Eine empfehlenswerte Gcsamts.chau über 
Land, uulc und Geschichte Guatemalas bie· 
leI das vorn Madrider Institut für Politische 
Studien über Lateinamerika und Afrika ver· 
faßte und erstveröffentlichte Buch 
Guatemala. Ocr lange Weg zur Fn:ihdt. hrsg. 
von der Infonnat;onutelLe Guatemala, Peter 
Hammer Verlag. Wuppertal1982, 255S.,Pn:iJ 
12.80DM. 

Es enthält im I. Teil eine detaillierte Zusam­
menschau von Grundinformllionen (Bevölke· 
nmg, Rohstoffe, Regionen, Erziehung, Ge· 
sundheit usw.) sowie Grundzüge zur guatemal· 
tekischen Geschichte von den Mayas bis zur 
Gegenwart. Im 2. Teil findet sich eine solide 
Untersuchung der Gesellschaft Guatemalas, 
die von der WirlSchafustruktur über das poli· 
tische System und die Klassenkampfcntwick· 
lung bis hin zur militärischen Situation reicht. 
Ocr 3. Teil du Buches bietet dokumentari· 
sches Material, darunter zum Selbstverständnis 
des Volkswiderstands und zum Verhältnis 
Europa/BRD und Guatemala. 
Einen noch aktueller gehaltcnm Einstieg ver· 
minell der GuatemaLa·Länderbeitrag von D. 
Boris/P. Hitdi/V. SiegJin in dem Mittelameri· 
ka-Standardwerk 
D. Boris{R. Rausch (Hrsg.). Zentralamerika. 
Guatemala. Nicaragua, Honduras, Costa Rica, 
EI Salvador. Pahl·Rugenstdn Verlag, Köln 
1983,4055 .. 14.80 DM,S. 70· 127. 
Bei Boris U.II. besticht die Schärfe in der Dar· 
stellung der guatemahekilicben KlaliSCn· und 
Sozialstruktur wie auch der Befreiungsbewe· 
gung. Der Aufsatz in rur Unvorbdastete als 
grobe Orientierung maßgescbneidert, zugleich 
aber auch als Ergänzungzum Einfuhrungsbuch 
des Hammer Verlags unverzichtbar. 

Literarisches 

Die fesselnde Sdbstda.ntdlungeiner Indiofrau 
verbirgt sich hinter dem Joeben erschienenen 
Titel 
E. Burgo!, Rigoberta Menchu. Le]).,n in Guate­
mala, Lamuv Vulag, Bomhdm·Menen 1984, 
244S., 16,80D~I. 
In dieser Aubeichnung wird überaus ein· 
drucksvoll der Alltag der guatemaltekischen 
Indios, der Land· und Stadtarmut geschildert, 
werden gerade auch die kulturellen Besonder­
heiten dieses Landes nachvoLLziehbar. Rigc>­
berta Menchu, eine 26j.ährige Indianerin vom 
Stamm der Quiche, beschreibt die Sinen, 
Traditionsverbundenhdt und Riten ihres Vol· 
kes, das Los der indianischesn Bauern und 
Plantagenarbeiter. Sie berichtet ühf:r die Uno 
terdriickung durch die "n:ichen Herren" wie 
über den opferreichen Widerstllndskampf der 
Landarbeiter und der Guerilla.. 
Rigoberla Menchu zeichnet anschaulich IUIch, 
wie sie als Iktroffene - ihre Eltern und ihr 
Bruder werden von Regierungstruppen ennor­
dei - einen zwangsläufigen Radikalisierungs-­
prozeß durchläuft. Sie macht so den Ltser 
betroffen. Und sie weckt zugleich Hoffnungen 
in den guatemaltekischen Widerstand, dtm sie 
sich, von einer linkschristlichen Position aus' 
gehend. verschrieben hat. 

Ein dichterisches glanzvolles Beispiel des gua· 
temaLtekischen Widerstands bietet 
0110 ReneCastillo, Selb,t unter der Bitterkeit. 
Gedichte spanisch-deull<:h. hrss ... on der In· 
formationsslclk Guatemala, München 1983, 
223S., 14.80D~I. 
O. Rene Castillo ( 1936-67), der als der profi· 
licrteste revolutionäre Lyriker des Landes gilt, 
kämpfte 1966/67 in den Reihen der Guerilla. 
Er wurde nach einer Verwundung vom Militär 
gefoltert und bei lebendigem Ltibe verbrannt. 
Der sal .. adorianische SchrifmeLler Roque 
Dallon nennt Rene Canillo daher im Nach­
wort des Gedichtbandes die Verkörperung ei­
nes neuen Typs von mittelamerikanischen 
Künstlern: " ... der Dichter ist moralisches Ver· 
halten, er muß schr<:iben wie er denkt, und 
Leben, wie er scbreibt. er ist dem Volk ver· 
pnichtet, kinen Befreiungskämpfen. der Re· 
volution." (5. 2 I 2) 
Tiefe Zuneigung zum einfachen Volk. Ern· 
pörung g<::gen die Unterdriicker. Patriotismus, 
Natuf'·erbundenheit. Liebe. dies sind bestim­
mende Elemente in Cas[iIlos Lyrik. Die eine 
Seite seiner Dichtkunst in die Bitterkeit und 
Traurigkeit über die Unmenschlichkeit der 
Diktatur: 
"Mein dunkdhäutiges Land, 
von dir 
kenne ich nicht 
das einfachste 
Lächdn." 
So beginnt er sein Gedicht "in Wahrheit kenne 
ich dein Lachen nicht". 
Castillos andere Seite ist die Siegeszu\'ersicht, 
sein Vertrauen in die Unterprivilegierten, in 
eine bessere Zukunft, scine Hoffnung. Sie 
kQmmt zum Ausdruck U.3. in dem Gedicht 
"Morgen der Sieg". 

Auch bei Guatemalas hf:riihmtestem Schrift­
steller, Migud Angel Asluriu (1899-1974), 
der 1967 mit dem Nobelpreis für Literatur 
ausgezdchnet wurde, steht die Beschreibung 
der Diktatoren und des guatemaltekischen 
Volkswiderstands im Mittelpunkt. 
Das DikutulTegime Cabrera n.abm er in dem 
Friihroman "Ocr Herr Präsident" (Verlag Hel­
mut Kossodo, Genf) aufs Korn. 



Aklions- und Materialspiegel 

Eine Vielzahl seiner Romane und Novellen 
widmete er der Schilderung der .'cnchieden· 
nen Bereiche und Formen des Widerstands: im 
eben erwähnten Roman war es der nädtische, 
in "Oie Maismenschen" (Lamllv 1983,376 S., 
19,80 D~i) der indianiKhe Widerstand und in 
der Romanlrilogic "Der starke Wind", "Der 
grune Papi!" und "Die Augen der Begrabenen" 
(die beiden Jettt<:r<:n euchienen bei Lucht<:r­
hand und als Ta!iChenbücher bei Ullstcin) der 
Widerstand der Landarbc:itcr in den Plantagen 
der United Fruit. 
In "W«kend in Guatemala" verarbeitete Astu· 
ms die traumatische Erfahrung von US·ln!cr­
"cntion und Sturz der Refonnregicrung 
Arbenz im Jahre 19:.4. In den im März 1985 
vom rOlpunktvcdag Zürkh. 267 S., 21 ,20 D~I) 
neu verlegten acht Enählungcn werden diese 
Ercigniue lunarisch nachgezeichnet, aus dem 
Blickwinkel der Söldner, der einheimischen 
Militärs, der Bauern, der politischen Gefange­
nen usw. 
Ähnlich informativ liest sich die Interventions­
ges.chichte des Jahres 19~4 in Romanform, die 
der bundesdeutsche Journalist K_H. Poppe 
(1923·77) zu Papier brachte: 
K.H. Poppe. Inten'ent ion oder Zwölf Tage 
Krieg in Guatem~a, Edition LitPol, Berlin 
(West) 1983,2945 .,22,80 mt. 
Nicht nur als anschaulicher Beitrag zur gesell· 
schaftlichen Wirklichkeit Guatemalas, sondern 
auch als exemplarische Darstellung zur Rolle 
der Frauen in Lateinamerika empfiehlt sich 
A. Nispel/B. Bruch u.a., J edem dasSeine. Von 
der Teilung der Arbeit und der Tei lung der 
Macht. }' rauen in Lateinamerib/ BeispieIGua· 
temala. edition CON, B~men 1984, 120 S., 
12,80 mt. 
Im I. Teil wird die Stellung der guatemalte­
kischen Frauen in Produktioruprozeß und 
Familie untersucht, darunter auch der Machis· 
mo (Männlichkeitskult) und seine diskrim inie­
renden Wirkungen für die Frauen. o.:r 2. Teil 
behandelt die Rcp~ssionscbenen dieses Zu· 
standes, z.B. die Begleiterscheinungen des 
Tourismus, der Entwicklungshilfe, des An· 
alphabetismus, des Muttennilchersaues 
(Nestle 1). Im 3. Teil wird der Standort der 
Frauen im miltclamerikanischen Befreiungs· 
kampf hinterfragt. 

Filme 

Mit einem I. Preis wurde auf den KUTl;film­
tagen 1984 in Oberhausen der Film " Vam<H 
Patr ia a Caminar" ausgeuichnet. Es ist der 
erste Streifen der neuen guatemaltekischen 
"Cinematognfia" (Filmkunst), einer Gesell­
schaft, die in Guatemala revolutionäre Filme 
produziert. Er wurde 1983..fertiggestellt und 
skizziert die GelChichte des Landes vom J ahr 
19!)4, dem Jahr als der Reformpr'.isident J aco­
bo Arbenz gestüTl;t wurde. Bis zur Diktatur 
von Rios f>lontl zeigt der Film, daß Guate· 
malM Geschichte eine lange Folge von Ge,,'alt­
herrschaft und fortgesetzten Interventionen 
durch die USA ist. 
" Wenn die Berge en. ittem " (Pamc1a Yatcs/ 
Thom Sigel, 16 mm, Farbe, 83 Minuten. auch 
als Kinofilm geeignet) behandelt am Beispiel 
der Indiofrau Rigoberta Menchu die Folgen 
der jüngsten Geschichte Guatemalas. Der Film 
wurde 1983 gedrehl. Der Lebensweg der 
Indiofrau führt zurück in die Maya-Vergangen· 
heil und zeigt ein Panorama von Gesellschah, 
Kulturund Polilik Guatemalas. 

Im Grenzgebiel zwischen Mcxiko und Guate­
mala enl5land ,.Ad ios Guatemala" (Tilmann 
Scholl, 16 mm. Farbe, 22 Minuten, 1982, auch 
als VideofV HS erhältlich). Er zeigt die Situa· 
tion der Flüchllinge und die Ursachen ihKr 
Flucht. 
Die Reportage " Kaibi i" von Michael Gregor 
(16 mm, Farbe, 15 Minuten, 1982) schildert 
Strategie und Taktik der berüchtigten Anti· 
guerillaeinheiten der Annee in Guatemala. 
Zu einer der Hauptaufgaben der nädtischen 
Feuerwehr in Guatemala·Stadt in der Abtrans· 
port der Terroropfcr der Annee und der 
rechtsradikalen paramilitärischen Banden ge· 
worden. Darüber berichtet " Bomben und 
Bombc:ros (Feuerwehrleute)" (Michael Grc· 
gor, F. Chavez, 16 mm, Farbe. 30 Minuten). 

Die Reportage "Geweh~ und Bohnen" (Lco 
Gabriel, 16 mm, Farbe, 17 Minuten) schildert 
die Situation guatemaltekischer Indios nach 
der militärischen Großoffensive ~on RiQt 
Montt gegen die Guerilla von 1982. 
Die Auswirkungen dei Tourismus auf du 
Leben der Indios schildert "Ferien bei den 
Indianern" Oohannes Pcpper, J ohn Redeye. 
T. Mascal, 16 mm, 44 Minuten, Farbe). Der 
Film zeigt, auf wekhe Art der Ferntourismu.s 
auf KO$len der Selbstbestimmung der Indianer 

geht und wie die Militärregierung dieses rur sie 
devisenbringende GelChäft unterstütZ!. 
Er ist sowohl zur Diskussion über Ferntouris­
mus als auch für die Informationsarbeit zu 
Guatemala geeignet. 
Alle Filme sind zu beziehen über CON,Ver­
Irkb. WeSlcrdcich 38. 2800 ß~mcn. Tel. 
042 1!540012 ·13. 

Broschüren und Infos 

Eine Broschüre, die das Griindungsmanifest 
der Guatemaltekischen Re"olutionären Natio· 
nalen Einheit (URNG) enthält sowie die revo· 
lutionären Organisationen Guatemalas vor· 
stellt, kann über den Solidaritätnhop Dritte 
Welt , Mainzer Landstraße 15,6000 Frankfurt/ 
Main bestellt werden. Sie umfaßt 40 Seilen 
und kostet 2 D~I. 
Ein monat licher Informationsdienst kann bei 
der Informationsnelle Guatemala e.V .. Mai· 
maße 29, 8000 München 2. ebenfalls zu 2 DM 
bezogen werden. 

Ausstellung 

Am Beispiel Guatemalas wird in der Ausstel­
lung " Den "rauen d ie Hälfte des lI imrnds, den 
!luren d ie ganze Welt" die Lage der Frauen in 
der Dritten Welt anschaulich gemacht. 
Am Anfang wird der Arbeitsalltag der FraueIl 
gezeigt. hn 2. Teil. der mit einer Tafel zum 
Koloniali.mus beginnt, werden die histori· 
schen Ursachen der Unterel\twicklung be· 
kuchtet. Der 3. Teil behal\delt den Neokolo· 
l\ia1i<mus und seine Auswirkungen auf die 
Frauen. 
Ocr letzte Teil scut sich kritisch mit der Bctei· 
ligung der Frauen am Widerstand auseinander. 
Die Ausstellung kann über CON bezogen wer· 
del\. 

Spendenkonten 

Das Antiimpcrialistische Solidaritihko mi tee 
(ASK, Mainzer Landstraße 15, 6000 Frank· 
furt/ Main) ist gegenwärtig dabei, cin Solidari· 
tätsprojekt mit der URNG abzustimmen. 
Spenden können auf das Sonderkonto Prof. 
Wulff, Kt. Nr. 527055·602, Ponscheckamt 
Frankfurt/Main. Kennwort Guatemala über· 
wiesen werden. 
Für Fhichtlingc, die \~rfolgte Kirche, die 
URNG bzw. Volksorganisationen und für 
öffentlich kei tsarbeit w Guatemala kann bei 
der Informations"tcllt: Guatcm~a unter der 
Konto-NT. Posl5check München 2081 59·802 
gespendet werden. Dabei sollte das jeweilige 
Stichwort angegeben werden. 
Für medizinische Hilfe sammelt M( dico in ter· 
national. Stadtsparkassc Frankfurt/Main, 
Konto-Nr. 646. Auch hier Stichwort Guate­
mala angeben. 

Richtigstellung 

Im Libanon-Artikel in AlB 3/ 1984, S.6 ist 
uns cin Fehler in Sachen Olaoui unterlaufen. 
Der Generalsekretär der Libane!iischen Kom· 
munistischen Partei ist Geofges Hawi. wäh· 
rend Nicolas Chawi ab Präsident der Partei 
fungiert. Wir billen das Versehen zu ent· 
lChuld igen. 

11111/39 



Warum Bücher kaufen, wenn sie als Geschenk Ins Haus kommen? 
Für AlB-Abonnenten halten wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Drltte-Wen ..... eresslerte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle zwei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB-Leser kann In den GenuB unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahH bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe Heftmlttel eine Abbuchungsvollmacht erteiH 
hat. 

K. D. Bredfhauer (Hg.) 
Sage niemand, er habe 
es nicht wissen können 
208 S . Pah! Rugenslein 

Wettert Iuc ................. ...,.. aes.tYenek:IIIMs ZI 
ent ....... " . ...... en .... Iftfor*rn litt: 
•• , U._IUsb ... CI, 3550 ...... 1 

gabelt u 
a '''eflch/j 

Elisabeth Burgos 
Rigoberta Meod!u 

leben in Guatemala 
256 S. Lamuv 1983 



Fortutzung von 5.16 
stration. Sie mußte wegen mangelnder 
Unterstützung abgesagt werden. 
Einige rechte Elemente im Lande gaben 
Pamphlete heraus, die in der Hauptstadt 
und in einigen anderen Städten verteilt 
wurden. In ihnen griff man Gewerk­
schaften und Einzelpersonen als Coard­
Anhänger und ah Kommunisten an. 
Die sehr ausgeklügelte Propaganda wur­
de offensichtlich unter Beratung von 
Personen durchgefUhrt, die Erfahrung 
mit der Vorbereitung dieser Art von Pro­
paganda hatten. 
Der wichtigste Sektor, den diese Eiemen­
te zu neutralisieren versuchten und be­
lästigten, war der GewerkschaftsseklOr. 
Ein Beispiel damr ist die Grenadische 
Lehrergewerkschaft, deren Führung 
größtenteils progressiv ist, die aber nicht 
der NJM angehörte. Sie organisierte eine 
Befragung ihrer Mitglieder, um ihre An­
sichten über die andauernde Besetzung 
Grenadas herauszufinden. 
Der übergangsrat reagierte darauf, in­
dem er erklärte, daß die Grenadische 
Lehrergewerkschaft eine antiamerikani­
sche Demonstration organisieren würde, 
und daß dies ein ernster Schritt sei, der 
die Sicherheit des Landes gefahrden 
würde. 
Dies war gelogen, denn sie organisierten 
keine Demonstration. Und der Führer 

der traditionell rechten Seeleute- und 
Hafenarbeiter-Gewerkschaft. ein Typ 
namens Eric Pierre, hielt eine Rede, in 
der er die Führung der Grenadischen 
Lehrergewerkschaft als Coard-Anhänger 
angriff. 
Das Resultat war. daß der einzige wirk­
liche Versuch, die Meinung von Grena­
diern über die politische Lage und die 
Besetzung zu erfahren, abgebrochen 
werden mußte. 
Die Führungen der Gewerkschaften im 
ganze Lande wurden unter Druck ge­
setzt. Rechte Grenadier, von denen viele 
eine bestimmte Zeit im Exil waren und 
die \'on den USA unterstützt wurden, 
unternahmen Versuche, die Gewerk­
schaften zu übernehmen. Sie wollten sie 
neutralisieren und in proamerikanische 
oder von den USA kontrollierte Organi­
sationen verwandeln. 
Eine große Zahl von US-amerikanischen 
Vertretern des Amerikanischen Instituts 
rur die Entwicklung freier Gewerkschaf­
ten (AIFLDl, eine Organisation, die mit 
der A FL/CIO verbunden ist, organisier­
ten zweiwöchige Seminare, zu denen 
jedes Mitglied der Führungen sämtlicher 
Gewerkschaften "eingeladen" wurde. 
Dieses Seminar hatte "politisches Den­
ken" zum Thema. 
Ich will ihnen kurz etwas zur Reaktion 
des grenadischen Volkes in der damali-

gen Situation sagen. 
Das erste was wir feststellten, als wir ins 
Land kamen, war, daß alles merkwürdig 
ruhig war und die Menschen sehr stark 
zögerten. m it uns zu sprechen. Dennoch 
schwächte sich diese Atmosphäre der 
Angst während der Woche, als wir dort 
waren, ab. Wir sahen in einigen Sektoren 
der grenadischen Gesellschaft deu tliche 
Zeichen dafUr, daß die Leute sehr aufge­
bracht sind und die US-amerikanische 
Besatzung ablehnen. 
Wir sahen Grenadier, die US-amerikani­
sehe Plakate abrissen. Einige weiße Mit­
glieder unserer Delegation. die für US­
Amerikaner gehalten wurden, wurden 
mit Steinen beworfen. Antiamerikani­
sehe und pfO·Bishop-Losungen wurden 
uns an einigen Orten im Land zugerufen. 
Als wir in Grenada waren, begannen Leu­
te in St. George's Bishop-Abzeichen zu 
tragen. 
Die einzige progressive Organisation, die 
in dieser Situation der Besetzung, der 
Spannung und Angst zu entstehen be­
gann, war die Maurice-Bishop·Gedächt­
nisst iftu ng, die Leute wie Kenrick 
Radix, George Louison und andere auf­
bauen (siehe AlB 3/1984, S. 37; d. 
Red.). Außerdem wurden in der Gewerk­
sehaftsbewegung einige Schritte unter­
nom men, um Widerstand gegen das, was 
im Land geschieht, zu organisieren. 
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EI Salvador 

Erklärung der FMLN/FDR zur 

Präsidentschaftswahl 
vom 5. 3. 1984 

Die Präsidentschaftswahlen vorn 25. Män 1984 ähnelten den vorausgegangenen 
salvadorianischcn Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung vom Män 1982 
(siehe AlB 5/1982, S. 4-6) in fast aUen Belangen: offe nkund ige Wahlbclrügercicn, 
Kop fankopf-Rcnncn zw ischen dem christdemokrat ischen KandidatcnJosC Napoleon 
Duartc, dem Führer der ultrarechten Republikanisch-Nationalistischen Partei 
(ARENA), Ex-Major Roberto O'Auhuisson, und Francisco Jose Gucrrero von der 
konservativen Natio nale n Vcrsöhnungspartci (peN), Ausschluß der Linksopp osition. 
Die Bon net FMLN/FDR.Vertretung hat in der hier dokumentierten Stellungnahme 
vom 2. Apri l d.J. die Wahl als polit ischen Fehls,hlag rur die USA gewertet. Eine 
unabhängige bundesdeuts,he Beobachtergruppe verweist in ihrem Ber k ht vom 
29.3.1984 (Ergebnisse siehe Kasten) darauf, daß d ie Wahlen weder frei no,h allge. 
mein, gehe im oder glekh waren. Und, daß von der am 6. Mai d .] . anstehenden 
Stichwahl nichts anderes:tu erwarten steht. 
Lctuere, die Nationale Befreiu ngsfront Farabundo Marli (FM LN) und die Demokra­
tisch-Revolutionäre hont (FDR), s,hätuen den Wahlvorgang von vornherein als 
Fa"e und als untaugli'h für eine Konflikt lösung in EI Salvador ei n. 

Die Bedingungen, unter denen die Wah­
len stattfanden, ihre DurchfUhrung und 
ihr Ergebnis bestätigen eindeutig unsere 
E.inschätzung. Die Veranstaltung ist an­
gesichts der Friedenssehnsucht aller Sal· 
vadorianer eine Verhöhnun/o:des Vo lkes. 
Der erste Wahlgang zur Feststellung des 
nächsten Regierungschefs EI Salvadors 
fand am 25. März 1984 statt. Die Rea­
gan-Administration organisierte und 
förd erte diese Wahlfarce mit 10,5 Mio 
Dollar und Vertreter der US-Administra­
tion waren die ersten, die dem salvado­
rianischen Volk "den Sieg der Freiheit 
über die Tyrannei" bescheinigten und 
vermieden, über die tatsächlkhen Ge­
schehnisse zu sprechen, denn sie interes­
sierten sie nkht. In der Bundesrepublik 

waren konservative Journalisten gleich 
derselben Meinung. 
Do('h unter den gegenwärtigen Bedin­
gungen sind in EI Salvador keine freien 
Wahlen möglich . Die Wahlen selbst stel­
len keine Lösung des Konflikts dar und 
die DurchfUhrung und Ergebnisse bestä­
tigten, daß sie nur ein weiteres politi­
sches Manöver der US-Administration 
sind. 
Drei Faktoren beeinträchtigten die 
DurchfUhrung der Wahlen, was die 
Glaubwürdigkeit der Ergebnisse in Frage 
stellt. 
Die für die Wahltage von den Regierungs­
truppen organisierten militärischen Ope:­
rationen gegen die FMLN mit dem Ziel 
Gebiete zurückzuerobern, um dort die 

Durchf'Uhrung der Verannaltung zu er­
möglichen, fUhrten unweigerlich zu 
schweren Zusammen$lößen zwischen 
der Armee und der FMLN. 
Die FM LNjFDR hatte bereits Wochen 
vorher bekräftigt, daß die Wahlen selbst 
kein militärisches Ziel darstellen, son­
dern daß die FMLN vor, während und 
nach den Wahlen kämpfen würde. Die 
von uns durchgefUhrten militärischen 
Operationen trafen militärische Ziele, 
wie die Zerstörung von einem Militär­
flugzeug in San Miguel am 23. März d.]., 
das laut der internationalen Presse Hun­
derte von Wahlurnen transportierte; die 
Nichtduldung der Farce in den von uns 
kontrollierten Zonen und Sabotageakte 
gegen wichtige militärische und wirt­
schaftliche Zentren. 

In den von der F~I LN politisch-militä­
risch kontrollierten Gebieten fand dann 
die Wahlfarce nicht statt. Die Gemein­
den hatten demnach keine Wahlurnen, 
wie die Ergebnisse des Zentralwahlrates 
(CCE) in San Salvador später bestätig­
ten. In der Presse war das bis hin nach 
Washington schon lange kein Geheimnis 
mehr. In der Pressekonferenz der Christ­
demokratisChen Partei EI Salvadors be­
stätigte der Generalsekretär Rey Pren­
des, daß selbst in·San Miguel (drittgrößte 
Stadt des Landes) 40% der Wahlberech­
tigten ihre Stimme nicht abgeben konn­
ten. 

Das Land hat 261 Gemeinden. Jede Ge­
meinde entspricht einem Wahlbezirk. In 
der Provinz Chalatenango wurde in 30 
der 33 Gemeinden, in der Provinz Mora­
zan in 19 der 26 Gemeinden nicht ge­
wählt. In der Provinz Usulutan in 8, in 
der Provinz San Miguel in 13, in der 
Provinz La Union in 6, und in weiteren 
auf dem ganzen Land verteilten 23 Ge­
meinden wurde auch nicht gewählt. Ins­
gesamt in 89 der 261, also in mehr als 
einem Drittel der Wahlbezirke, war kein 
Wahlvorgang möglich. Von allgemeinen 
Wahlen kann keine Rede sein. 
Die Wahlen fanden inmitten eines 50-
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wohl organisatorischen als auch techni­

schen Chaos statt. Es ging soweit, daß 
der Zentralwahlrat am Nachmittag des­

Wahltages die Anordnung gab, daß jeder 
wählen durfte, wo er wollte, sofern er im 
Besitz eines Personalausweises war. 
Denn das in den letzten Tagen in aller 
Eile erstellte Wahlregister erwies sich als 
unzulänglich und zu kompliziert rur die 
Bevölkerung, was den Weg fUr viele Pan­
nen öffnete. Es gab z.B. drei Arten von 
Wahhimen: die "Nationalen", die .. Re­
gionalen" und die "Örtlichen". In den 
entsprechenden örtlichen Registern er­
schienen viele Wählernamen nicht, so 
daß viele sich fUr die "Nationalen" ent­
schieden - die übrigens fUr die Flüchtlin­
ge bedacht waren und wo man nur mit 
dem Personalausweis wählen konnte. 
Viele andere wurden zunächst abgewie­
sen, ihre Namen erschienen nirgends. 

Chaos an den Urnen 

Der Zentralwahlrat rief zu einer Presse:­
konferenz im Sheraton-H otel in San Sal­
vador zusammen und erklärte angesichts 

des entstandenen Chaos, daß die "Sub­
version, Organisationsmängel und das 
neue System das Chaos verursacht hät­

ten, aber es trotz allem eine faire Wahl 
war. Die Guerilla hätte Urnen gestohlen 
- wo sie fehlten -, Wahlzettel wurden 
mit Fehlziel geleitet und am Wahlabend 
erschienen Stimmzettel, Wahlurnen und 
Säcke mit Stimmzetteln an anderen Or-
ten". 

Der Zentralwahlrat schwieg dazu,daß es 
in vielen Orten überhaupt keine Wahl­
urnen gab, oder nicht mal das Register 
bekannt gegeben wurde. Der Gipfel war 
es, daß die Standorte der Wahllokale in 
der Hauptstadt einen Tag vor der Wahl 
bekannt wurden, und daß einige am 
Wahltaggeändert wurden. 
Die kleineren Parteien wollten die Wah­
len anfechten, denn sie zeigten minde­
stens 100 Unregelmäßigkeiten bei der 
DurchfUhrung. Sie mußten offensich t­
lich auf Druck der US-Regierungzuruck­
stecken, und die Anträge zurücknehmen. 
Einige Mitglieder der Parteien, klagte der 
Zenlralwahlrat, haben sich in einigen 
Orten einem Boykott, wie die Guerilla 
ihn durchfUhrte, angeschlossen_ 
Andererseits kommen die Zentralen der 
großen Parteien mit eigenen Ergebnissen 
heraus, die nicht der Wirklichkeit ent­

sprechen und Durcheinander verursa­
chen. "Einige voreilige Kandidaten" -
so der Zentralwahlrat weiter - "spre­
chen bereits von Betrug." Das galt in 
erster Linie ftir Duarte, der am 26. Män 
gegenüber der internationalen Presse von 
Fälschung und Unregelmäßigkeiten vor 
allem in der Hauptstadt sprach, wes· 
wegen er die absolute Mehrheit verfehlt 
habe. 

Joaquin Villalobos 

Die Wahlen - ein Tag mehr im Krieg 

NO(.~~~l"''' 
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Gue,;U.,fO "0' e.n.,m • .,,,,,,",.," Sn.llen,'Ock. Rech',: J. Vill~!obo< 

Am Vorabend der Prisidenuchaltswahkn bewertete Joaquin Villalobos. dner der filnfGeneral­
kommandant.,n der FMLN und Führer de5 Revolutionären Votksheerel (ERP), du Wahlge­
IChehen aus der Sicht der Guerilla. Wir bringen Ausschnitte aus seinem Gesprich mit Radio 
VeneeremO$. 

Wir haben klar gesagt, daß die Wablen fiirdie FMLN kein wichtiges politisches Ereignis sind. Wir 
boykottieren keine Wablen. Wir fUhren Krieg. 
In EI Salvador herrschte schon Krieg, bevor ihnen eingefallen iSI, ein Wahlprojekl dun:hzufiih· 
ren. Wenn lich die Regierung und der Imperialismus entscheiden. unter den herrschenden 
Kriegsbedingungen Wahlen durdl~ufiihren, ist das ihr Problem. Der Krieg wird diese Wahlen 
mlürlich behindern. Wir werden den Krieg nicht stoppen. um ein imperialistisches Projekt ~u 
begünstigen. 
Für die FMLN ist es unimcressant, was die Diktatur bezüglich tausenden von Wählern, langen 
Schlangen vor den Wabllokalen und ähnlichen Dingen sagt. Wir winen, daß sie über Mechanis· 
men und DruCkmittel verfiigen, um die Leute wählen zu lassen. Uns ist gleichgültig, was sie der 
Welt am Wahltag vorfUhren. 
In einer hohen Zabl von Dörfern wird es keine Wahlen geben, Hunderttausende werden nicht zur 
Wahl gehen, weil sie sich berein nichl mehr unter der Kontrolle der Diktatur befinden. sondern 
entweder unter dem völligen Einfluß der FMLN stehen oder die Kontrolle über diese Gebiete 
wechselt. 
Auf lange Sicht sind die Wahlen nicht nur als Strategie gegen die FMLN unnütz, sondern werden 
den Feind in eine tiefe Machtkrise stoßen. Du sind in Wirklichkeit die Auswirkungen und das 
Wichtige an den Wahlen. 
Erinnern wir uns an den 28.3.1982, wo man der Welt ebenfaUs lange Schlangen vor den 
WahUokalen gezeigt hat. Dorl wurden die gleichen Mittel, die gleiche Repression angewandt. Es 
wurde gesagt. das Volk lehne die FM LN ab, die Wahlen seien ein Vemichtungsschlaggegen uns. 
Heute, 2Jahre späler sind wir viel weiter vorangcschritten. Die Armtt in auf dem Weg, den Krieg 
zu verlieren, und aUein schon die imperialistische Intervention, deren Entscheidungimmer klarer 
wird, mit Truppen direkt zu intervenieren, zeigt, daß nicht wir es sind. die zurückweichen. 
Diejenigen, die zurückweichen, sind sie. Der Krieg Ichreitet voran. 
Das loUte man in Re<:hnung stellen, wenn man einschätzen will, ob die Wahlen ein Projekt 
darstellen, das Wert für EI Salvador hat oder nicht. 
Für uns lind sie ein Tag mehr im Krieg. 
Anscheinend sorgt sich die US-Mministration sehr um die Dun:hführungder Wahlen. Um sie zu 
garantieren, wurde ein Plan entwickelt, uns mil aktiven Mitteln zu erpressen. Nach uns vorliegen­
den Geheimdokumenten, stellt dies den ersten Teil des Plans einerdirckten Intervention dar. 
frech sprechen sie von Hunderten von Spionagdlügen von US·Kampfflugzeugen über unsere 
P05itionen in den kontrollierten Gebieten, von der Möglichkeit massiver Luft- und Wasserbom· 
bardierungen gegen unsere Stellungen, von der Präsenz von 2.000 Soldaten, die an der Grenze 
zwischen Hondunu und EI Salvador Manöver durchführen würden. 
Nach den Einschätzungen der Reagan·Administration sollten wir, durch aU dies eingeschüchtert , 
die Durchführungder Wabl respektieren und Ußl aus Angst vor der Intervention zurückziehen. 
Angesichts der Erpres.sungen und Drohungen der US·Admininration muß eine Sache klar sein: 
Wir lassen uns durch die Kanonenbootpolitik der US-Administration nieht beeindrucken; und 
wenn die Politik der USA darauf angelegt ist, uns einzuschüchtern, so erreicht sie in Wirklichkeit 
das genaue Gegenteil. 
Die aktuelle Kriegspolitik der nordamerikanischen Administration kann sich nur ändern, wenn 
t.ie ihre Logik ändert, sie sei in der Lage, auf der Basis von Druck und Erpressung Siege zu 
erringen. Die libanel ischen Patrioten gaben die angemessene Antwort auf die US-Außenpolitik. 
In EI Salvador wird die US·Administration die gleiche kämpferische Situation vorfinden, wenn 
es nötig ist. 
Wenn die Reagan-Administration mit der lntervention droht, muß sie sich bewußt sein, daß wir 
uns nicht niederknien werden, um sie zu verhindern. 
Wir sind bereit. ihr entgeßl=ozutreten und die Aggrcs1 ion zu besiegen, wenn sie sich enuchließen, 
sie durchzuführen. 

Internationaler Pressedienn von Radio Venceremos, April 1984 ) 
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Bericht zur Märzwahl1984 
Eine unabhängige bundeJCIeuuche Delega· 
tion, der der Theologieprofclsor N. G~i· 
naehcr, der Rechtsanwalt H.H. HcJdman und 
der Journalist Th. Hellmann angehörten, 
weille vom 18.·28. Man dJ. in EI Sal,·ador. 
Sie führten Gupriicht mit Parteien·, 
Kirehenv-crtretem U.a. und beobaehleten 
den Wahlvorgang am 25. März in der Haupt· 
st<ldt wie in iieben Provinzen EISa/ndors. In 
ih~m 30sc:itigen Sericht vOm 29.3. 1984, 
den sie im Auftrq; von tern5 dei hommn, 
medico international und der Christlichen 
Iniliati"e EI Sajvador verlaßten, gelangen sie 
Zu folgenden Ergebnissen: 
J. Die Wahlen des Jahres 1984 stehen in 
Kontinuitill mit allen Wahlen nach 1931. Die 
du Volk behernchenden gesellKhaftlichen 
Kräfte, nämlich Oligarchie und Militär, die in 
der Vergangenheit die Wahlen massiv mani· 
puliert hatten, hab('n von ihrer untcrdrük· 
kenden Gewalt und Gewalttätigkeit nichts 
v('rlor('n. 
2. Die Unlerdruckung hat 5ich seit 1979/80 
vielmehr vcrichlimmert dun:h den perma· 

Das .. Enderg('bnis '· des Zentralwahlrates 
wurde nun am 1. April bekanntgegeben: 
Abgegebene Stimmen 1.370.473 
= (72% der Wahlberechtigten) 
Gültige Stimmen 1.266.276 
Ungültige Slimmen 109.557 
EnthallUngen 41. 736 
Nicht anerkannte Stimmen 6.924 
Die gültigen verteilen sich wie folgt; 
PDC 43,41% 
ARENA 29,76'l{, 
PCN 19,31% 
AD 3,46% 
Die restlichen 4% verteilten sich auf die 
vier Parteien: PAISA. PPS, MERECEN 
und POP. Das Zählen dauerte eine 
Woche lang, ein se:ltsamer Vorgang, 
wenn man bedenkt. daß die Stimmen per 
Computerge:zähit wurden. 
Die Wahlen haben nicht, was sich die 
Reagan.Administration gewünscht hat· 
te, klare Verhältnisse geschaffen. Sie 
sind praktisch ein politisch.militärischer 
Fehlschlag der US.Regierung, denn sie 
zeigen: 
• Unsere politisch.militärische Stärke. 
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nenten Ausnahmezunand und die Auswci· 
tung des Burgerkrie~s. 
3. Der Ausnahmezustand hat hierund heute 
die Beteiligung relevanter politlJcher Krähe 
an dieser Wahl verhindert. Der Bürgerkrieg 
hat einen Teil des Volkes (Bewohnerdervon 
der FMLN kontrollierten Gebiete und die 
Burgerkriegdlüchtlinge) von der Wahl ausge· 
schlouen. 
04. Ohne die verstärkte militärische und wirt· 
scbaftliche Untentützung der USA häHe die 
8llrgerkriegssituation diese Wahl unmöglich 
gemacht. 
5. Diese Wahl entbehrt zure ichender 
Rechtsgrundlage, weil es keine demokratisch 
und rechtsstaatlich zUlitandegekommelle Ge­
setzkörperschaft gibt, die rur die Wahlgesetz· 
gebung kompetent gewesen wäre. 
6. Unsere Beobachtungen am Wahltagselbst 
beweisen, daß die Wahl den Anforderungen 
der salvadorianischen Verfassung nicht ent· 
spricht. Sie war nicht allgemein, weil ein Teil 
des Volk.es an den Wahlen zurückgewiesen 
worden ist. Sie war nicht rrei, weil viele 

Die von uns kontrollierten Gebiete ha· 
ben seit der Wahlfarce vom Män 1982-
wo die US-Administration uns als polio 
tisch erledigt abstufte - zugenommen. 
Die FMLN /FDR befindet sich auf dem 
Vormarsch. Ohne uns ist keine Lösung 
des Konflikts möglich. 

Ein Fehlschlag für Reagan 

• Die Widersprüche zwischen dem von 
den USA favorisierten Duarte und sei­
nem Widersacher, dem Chef der Todes· 
schwadro ne und Vertreter der Oligar· 
chie, Major D'Aubuisson, werden bis 
zum nächsten Wahlgang ohne Zweifel 
innerhalb der herrschenden Schichten zu 
kritischen Konflikten fUhren. 
• Die Armee war nicht in der Lage, uns 
durch die Wahlen eine politische und 
durch ihre militärischen Operationen 
eine militärische Niederlage zu bereiten. 
Ganz im Gegenteil. sie mußte erhebliche 
Verluste hinnehmen. 
Die Wahlen können das eigentliche Ziel 
der US·Administration vor der Welt· 
öffentlichkeit nicht verdecken: den sal· 
V'.ldor ianisehe n 
lösen zu wollen. 

KonOikt militärisch 

Die FMLN/FDR Stellt fest, daß die Wah· 
len JeU Ende gegangen sind, wie sie ange· 
fangen haben: mit einer großen Propa. 
gandakampagne seitens der US.Regie. 
rung und der mit ihr kooperierenden 
Presse. Die Kampagne entspricht dem 
Wunsch, einem national und internatio· 
nal abgenutzten Regime Anerkennung 
zu verschaffen . um eine mögliche Inva· 
sion als Teil ihrer militärischen Lösung in 
EI Salvador zu erleichtern. 
Die F~ILN/FDR hat wiederholt ihre Be­
reitschaft zu einem gerechten Frieden 

Bürger aus Angst vor Repressionen zur Wahl 
~gangen sind. Sie war nicht gleich, weil die 
staatlich organi~ierte oder zugelassene Un° 
terdriickung den Wettbewerb der politischen 
Kräfte verhindert hat. Sie war nicht geheim, 
weil die Stimmahgabe kontrolliert werden 
konnte und in viden Fällen kontrolliert wur· 
d" 
7. Unter den beobachteten Umständen 
können wir diese Wahl nicht anders würdigen 
als einen Veuuch, die offenkundigen Ddi· 
tite an Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
zu vertuschen. Die Lösung des Konfliktes in 
EI Salvador können wir nur sehen im Dialog 
im Sinne von Verhandlungen zwischen den 
Bürgerkrieg5parteien. 
Die Politik der Bundesrepublik DeuUichland 
muß unserer Oberzeugung nach darauf ge· 
richtet sein, ausschließlich verhandluflJ!Sbe· 
reite Krifte zu unterslÜtzen. Die 
FDR/FMLN hat für Verhandlungen im 

31.1.1984 ein umfassendes Angebot unter· 
b~itet. Die Katholische Kirche ist zur Ver· 
mittlungbereit. 

unterstrichen und schlägt vor, einen Dia· 
log mit allen politischen Kriiften des 
Landes JeU fUhren mit dem Ziel, eine pro· 
visorische Regierung mit breiter Beteili· 
gung zu bilden, die sich auf eine Platt­
form stützt, in der die Aufgaben enthal· 
ten sind, die aufgenommen werden 
müssen, um die jetzige Krisensituation 
zu überwinden und durch die unser Volk 
die Möglichkeit erhält, einen Prozeß von 
sozialen, politischen und wirtschaftli· 
ehen Veränderungen fortzuSetzen . um 
eine wirklich gerechte Gesellschaft auf· 
<'-ubauen, wo freie und aJlgemeine Wah· 
len durchgefuhrt werden können. 

Kritisches 
Wörterbuch des Marxismus 
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RODERBERG 

BIOGRAFIEN 
RT 120 
Joseph I'illchel 
LrON FEUCIlT'oiANGER 
VersuCh Uber Leb~n und Werk 
2~4 seiten, 69 Abb . • 8. - - DM 

Der Literatur'wissenschaftler 
J. Pischel zeichnet das Bild 
des großen Romanciers . Dra­
matikers und Novellisten, 
seinfm "argen Weg der 
Erkenntni s" vom bUrgen l lehen 
Ästheten zum politi~Ch ~nqa­
gierten IWnstlel. frl:lgnante 
... ·arkanalysen sowie verg;elche 
!lH t dein zej tgenössischE'n 
literarischen SChaffen 
(H, und Th. Hann, Brecllt. 
D1blin, rallada. L. Frank. 
SeghersJ erhellen den Wuchs­
tumsprozeß von f~ucht wange rs 
(1884 - 1956) weltanschau­
lichen und kUnstlerischcn 
Positionen. Oie neue Ausgabe 
berUcksichtigt im Biografi­
schen ... ie im Werkverständnis 
den neuesten Forschungs·;t and . 

Irr 121 
DAS ERSCHEINEN EINE"S JEDEN IN 
DER MENGE 
Lyrik aus der BRD - Lyrik 
aus Westberlin seit lQ70 
264 Seiten, 4.-- DH 

30 Autoren sind versa~me~t, 
die das Gesicht der west­
deutschen Lyrik im letzten 
Jahrzehnt wesentllch mitbe­
stimmt haben: Andersch, 
Krolow. Kipphardt, RUhmkorf, 
Enzen sberger , von Törne, 
Heckel, Haufs, Born, SchUtt, 
Brinkmann. Kiwus. Delius, 
Ritter, Kor.jetzly. KrUger. 
Theobaldy, Krechel. u.a. 
In ebenso poetischen wie 
gesellschaftlich relevante-n 
Te~ten widerlegen sie das 
Gerede von einer konservati­
ven "Tendenzwende" der Lyrik 
oder ihrer flucht in die 
"Innerlichkeit", fordern und 
fördern sie das "Erscheinen 
eines jeden in der Menge". 
Diese Sammlung sieht SIch 
als Nachfolge der Anthologie 
"Denkzettel" • 

Röderberg-Verlag 

RT 118 
VERf~LGUNG _ VERTREIBUNG -
VERNICHTUNG 
Dokumente zum faschi ~tischen 
Antisemitismus 1933-1915 
368 Seiten , 5.-- DM 

Am 20. J3nuar 1942 konf~rier­
te am Berl iner Io'anl,see eIne 
Gruppe faschistischer WUrden­
trl!lgcr, um sich mit der "End­
lösung der Judenfrage" zu be­
schl!lftigen. Auf dieser Bera­
tung wurde der Vernichtu~gs­
plar. fllr Millionen "'«nschen 
erll!lutert und das organisa­
torische Zusammenwirken der 
Mörd-er geregelt. 
Anhand einer Vielzahl bisher 
nIcht pUblizierter Dok~mente 
zeigt die Auswahl , die Plan­
m:1ßigkeit und Kontinuit:1 t 
deutlich, mit der seit dem 
Machtantritt der faschisti­
schen NSDAP auf den größten 
Massenmord in der GeSchichte 
der Menschheit hingearbeitet 
wurde. 

Postfach 4129 6000 Frankfurt/M. 1. 
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Was ist der ~\ '-~ 
militärisch-industrielle Komplex? 
, \ 

Victor Perlo zählt zu den namhaftesten 
gesellschaf tsk Tit ischen W irtschaftsw is­
sensehaftlern in den USA. Er machte u.a. 
durch Studien über die imperialistische 
G lobabtratcgie der USA und über ihr 
Engagement in Nahost von s ich Reden. 

Der militärisch-industrielle Komplex 
(M IK) der Vereinigten Staaten ist der 
gefährlichste Teil der herrs<::henden Klas­
se. Er ist wahnwitzig in seinem Haß auf 
den Kommunismus und die Arbeiter· 
klasse, zügellos in seiner Gier na<::h I'rofi­
ten und zunehmend verzweifelt in dem 
Maße. in dem das Gleichgewicht der 
Kräft<: sich weltweit zugunsten der 
Werktätigen, der Friedenskräfte ver­
schiebt. 
Es handelt sich um eine Koalition von 
Rüstungsunternehmen, Oberen des Pen­
tagon_ ultrarechten Politikern, fanati­
schen ,.Experten" aus dekadenten Multi­
millionärsfamilien und Auswanderern 
aus s02:ialistischen Ländern, die haßer­
flillt auf die Regierungen ihrer Heimat­
länder sind. 
Der militärisch-industrielle Komplex 
glaubt, daß alle internationalen Angele­
genheiten letztendlich nur durch Waf­
fengewalt gelöst werden können. ergänzt 
durch Mord, chemische und biologische 
Kriegftihrung, wirtschaftliche Sanktio­
nen, Erpressung oder Bestechung. 
Der MIK betrachtet die Atombombe als 
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Victor Perlo 

Retter des kapitalistischen Systems, das 
andernfalls dem Untergang geweiht 
wäre, und kalkuliert, daß nur sie, die 
sc:lbsternannten Auserwählten, über­
leben werden, allerdings als Erben einer 

aber kapitalistischen - Welt in 
Trümmern. 
Der Aufstieg des MIK begann während 
des 2. Weltkrieges. Seither stellt er einen 
erstrangigen Faktor dar, der stetig eine 
einflußreiche Vertretung in der Regie­
rung der Vereinigten Staaten hat und auf 
die ideologische Unterstützung eines ent­
scheidenden Teils der Massenmedien 
2:ählen kann. 

Neues Machtzentrum Kalifomien 

Gegenwärtig hat seine Macht in Washing­
ton ihren Höhepunkt erreicht. Die Rea· 
gan-Administration wird mehr als jede 
Vorgängerin von dem Komplex be­
herrscht, dessen Repräsentanten 
Schlüsselpositionen innehaben und die 
darum kämpfen, die ZieJsetwngen des 
MIK durchzuset2:en. 
Die außenpolitische Linie der Reagan­
Leute ist wesentlich prononzierter als 
die vorheriger Regierungen. deren offi­
zielle Position darin bestand, den Atom­
krieg zu vermeiden, während man die 
Voraussetzungen dafUr schuf, ihn 

ftihrbar w machen. Die Kräfte um Rea­
gan haben gam offen die Schlagwörter 
"Mäßigung" und "Abschreckung" er­
setzt durch die Zielsetwng der" überle· 
genheit" in einem Atomkrieg, d.h. einen 
solchen "zugewinnen". 
Der Sieg in einem atomaren Holocaust 
würde 2:war bedeuten, daß Hunderte von 
Millionen Bürgern der USA und der 
UdSSR getötet, aber mehr Nordamerika­
nerüberleben würden. 
Acht Männer bestimmen den Kern der 
Außen· und Militärpolitik der US­
Administration: Ronald Reagan, George 
Bush, George P. Shultz, Caspar Weinber­
ger, William Casey, WilliamClark,James 
BakeT III und Edwin Meese 1II. 
Zum ersten Mal in diesem Jahrhundert 
wird die am tierende Regierung nicht von 
Repräsentanten des Establishments der 
Ostküste, der Watl Street, beherrscht. 
Fünf dieser acht Männer vertreten den 
Komplex aus Hochfi nan2: und Industrie 
Kalifomiens. 2:wei gehören 2:ur Interes-
sengruppe von Erdöl, Elektronik, 
Rüstungsgiitern und Finanzen von 
Texas, und nur ei ner kommt direkt von 
der Wall Street, nämlich Casey. 
Das bedeutet nicht, daß der Einfluß der 
Wall Slreet weniger bedeutend wäre. 
Reagan, Bush und Shultz pflegen auch 
enge Beziehungen 2:ur Wall Street und 
die Finan2:untren der Ostküste behalten 



ihre Macht nicht nur durch direkte polio 
tische Vertretung, sondern ebenso durch 
ihren finanziellen Einnuß auf die Rü­
stungsindu5trie und den Bundeshaus· 
halt. 

Kalifornien ist eindeutig der fUhrende 
Staat in der Produktion von Rüstungs­
gütern. Und mehrere einnußreiche Bera­
ter Reagans sind direkt liiert mit diesen 
Rüstungsfirmen, seien sie staatlich oder 
privat. Richard Oe Lauer z.B., der Millio­
nen machte als Raketenspezialist im kali­
fornischen E.stablishment des Unter­
nehmens TRW. ist Staatssekretär fUr 
Forschung und Technik im Verteidi­
gungsministerium. Er hat eine Schlüssel­
position des Pentagon inne als federfUh· 
render Beamter fUr Beschaffungsverträ­
ge, und von daher als Hauptbindeglied zu 
den Waffenproduzemen. 

Bushs "Team B" 

Zwei der äußerst kriegslüsternen Prota­
gonisten des Rüstungswetllaufs inner­
halb der Reagan-Clique - der stellvertre· 
tende Staatsekretär des Verteidigungs· 
ministeriums, Richard Perle, und der 
Staatssekretär der Marine,John Lehman 
- fallen unter diese Rubrik. Als junger 
Mann war Perle erster Assistent von Se­
nator Henry Jackson, berüchtigter Ver­
fechter des Kriegskurses. der mehr als 
irgend ein anderer Politiker dazu beitrug, 
einen entspannungsfeindlichen Kurs in 
der amerikanischen Politik durchzuset­
zen. Zudem ist Jackson (er verstarb noch 
Ende 1983; d. Red.) ja bekannt als "der 
Senator der Boeing", des größten Arbeit­
gebers seines Staates, nämlich des Bun­
desstaates Washington. 
Perle und Lehman, letzterer Kapitalist 
aus Penruylvania, verbindet das Unter­
nehmen Abington, eine Berater- und 
Lobbyisten-Firm a mit Sitz in Washing­
ton. Jeder von beiden erhielt mehrere 
Hunderttausend Dollar 1980 als Hono­
rar von den Rüstungsproduzenten. bevor 
sie 1981 direkt zur Gruppe von Reagan 
stießen als wesentlich wirksamere Reprä­
sentanten ihrer alten Klientel. 

Lehmann war heftiger Verteidiger einer 
Marine von 600 Schlachtschiffen und er­
reichte, daß die Marine den größten An­
teil der Zuweisungen an die drei Waffen­
gattungen erhielt. Er träumt von der al­
leinigen Kontrolle der USA über die 
Weltmeere und vom Zurückdrängen der 
sowjetischen Flotte auf ihre nationalen 
Häfen. 
Perle, einer der Hauptarchitekten des 
Fünfjahresplanes des Pentagon, der auf 
die Vorbereitung der "überlegenheit" 
im Falle eines Atomkrieges abzielt. be­
kannte demjournalisten Robert Scheer: 
"Immer war ich weniger besorgt darum. 
was in einem realen atomaren Austausch 

passieren könnte, als um die Folgen. wel­
che das atomare Gleichgewicht auf unse­
re Bereitschaft hat, Risiken in nationalen 
Situationen auf uns zu nehmen." 
Auf diese Weise, nämlich mit der atoma­
ren Bewaffnung zu drohen - und sie 
notfalls einzusetzen - hofft er, die Be· 
freiungskräfte vo n EI Salvador bis Süd­
afrika vernichtend zu schlagen. Darüber 
hinaus gibt es eine direkte materielle 
Verbindung zum Apartheidstaat. Che­
ster A. Crocker, Staausekrelär fUr afrika­
nische Angelegenheiten. ist Investor in 
den Goldminen Südafrikas, schreibt fUr 
die südafrikanische Presse und ist zu an· 
deren Zeiten Ratgaber prominenter 
transnationaler Konzerne für ihre süd­
afrikanischen Investitionen. 
Die Interessen von Erdöl und Militär 
waren immer auf das engste miteinander 
verbunden. Die fUnf US-amerikanischen 
Milglieder des Kaqells der "Sieben 
Schwestern" (weltgrößte US-Olmultis: 
Exxon, Mobil on, Texaco. Standard Oil 
of Califonia und Gulf Oil; d. Red.) 1 
waren die bei weitem größten Nutznie­
ßer der nordamerikanischen imperialisti­
schen Expansion und diejenigen, die von 
militärischer Besetzung am meisten ab­
hängig waren. um die notwendige 
.,Sicherheit" fUr ihre Investitionen zu 
schaffen. 
Vizepräsident George Bush und Paul 
Ni tze, Unterhändler der Waffenkontroll­
verhandlungen, repräsentieren die Ver­
bindung von Erdöl und Militarismus in­
nerhalb der Reagan-Administration. 
Bush machte ein Vermögen mit texani· 
sehern Erdöl und Bankgeschäften, 
während er seine Verbindungen mit dem 
Operationszentrum seines verstorbenen 
Vaters im Establishment der Ostküste 
aufrechterhielt. (Prescotl Bush war Se­
nator von Connecticut, dem Staat mit 
den höchsten Rüstungsaufträgen pro 
Kopf.) 
Bush, Direktor des CIA unter Präsident 
Ford (Mitte der 70er Jahre; d. Red.). 
schickte die berüchtigte .. Gruppe B" 
zum Geheimdienst, um die schon ge-

falschten Zahlen des CIA hinsichtlich 
der sowjetischen Militärausgaben zu ver­
doppeln. Ziel dieses Manövers war es, 
dem Pentagon zu ermöglichen. seine 
außerordentlich überhöht veranschlag' 
ten Militärausgaben erfolgreich durchzu­
setzen. 

Nitze gehörte zur ,.Gruppe B". Er wurde 
"bedeutend", als er in die Familie der 
Pratt Standard OB einheiratete. über 30 
Jahre war er ein prominenter Führer der 
kriegswütigsten Kräfte des Landes. 
Den:eit ist er einer der Direktoren der 
Schroders' lnc .• New Vork, Teilhaber 
einer deu tsch-bri tisch-nordamerikani­
schen Bankengruppe. die sich dadurch 
hervortat, daß sie vor und während des 
2. Weltkrieges l litler verteidigte. 
Richard Pipe, der als junger Mann aus 
Polen den I-litler 'schen Gaskammern ent­
kam, arbeitete zielstrebig in Washington 
daran, alle Polen und andere Bürger so­
zialistischer Staaten mit Atombomben 
einzuäschern. Pipe. vormals Chef der 
.. Gruppe B"von Bush. wurde schließlich 
Mitarbeiter Reagans als UdSSR-Expene. 
Nach der Versicherung, daß mit 40% 

47 



Wahrscheinlichkeit ein Atomkrieg aU$­

brechen werde, sagte er einem Korre­
spondenten der Washington Post, daß es 
ihm "wesentlich mehr Sorgen mache, ob 
seine Kinder vorsichtig fahren und nicht 
krank würden als ein Atomkrieg". 2 

Die Hauptpropagandisten und Protago­
nisten des MIK sind gegenwärtig Präsi­
dent Reagan und Verteidigungsminister 
Weinberger. 
Diese alten "Freunde", politische Vete­
ranen der kalifornischen Rechten. Multi­
millionäre, Diener der tramnationalen 
Konzerne (Reagan der Ceneral Electric, 
Weinberger der Bechtel.Crupp( 3 ), 

wütende ~ I ilitaristen. antikommuni­
stisch und anlisowjetisch. sind außerdem 
gegen die Arbeiterklasse und offen rassi­
stisch eingestellt. 
Ihre politische Linie in illlernationalen 
Angelegenheiten verfolgt ein doppeltes 
Ziel: die imperialistische Expansion in 
der "Dritten Welt " mit Waffengewalt 
durchzusetlen sowie die rur einen ato· 
maren Ersuchlag notwendige Uberlegen­
heit lU erreichen, um die Sowjetunion 
und den Weltsolialismus anlugreifen 
und zu lerstören. Um diese Ziele zu er­
reichen. lügen sie in unverschämter Wei­
se. setzen sie jegliche Normen in den 
internationalen Beziehungen außer 
Kraft. beleidigen und bedrohen sie je­
den. der sich ihrer Politik entgegenstellt. 
und nahem sie sich dem Wahnwitz in 
ihrer Bereitschaft. die Welt in die Luft lU 

sprengen. um den Kapitalismus lU retten 
und den Sozialism us zu lerstören. 

Oie Außenpolitik des gegenwärtigen Re­
gimes ist im wesentlichen die der einfluß­
reichsten Organisation der Ultran:chten: 
Des Ausschusses über die vorhandene 
Gefahr. Unter seinen J'olitgliedern finden 
sich Reagan. Shultz. Casey, Lehman. 
Eugene RoslOw. ehemaliger Chef der 
Waffenkontrollbehörde und der vor eini­
ger Zeit vorgeschlagene Chef dieser Be­
hörde, Kenneth Adelman, die UNO­
Botschafterin der USA Jeane Kirk­
patrick, der lIauptunterhändler der Ver­
handlungen über Mittelstreckenwaffen. 
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Nitze, und viele andere hohe Funktio­
näre.4 

Die beiden größten Projekte - von je­
weils mehr als 6 Mrd DoUar - des von 
Reagan unterbreiteten Militäretats ftir 
das Finanzjahr 1984 gehen zugunsten 
von Waffensystemen rur den Erstschlag: 
die MX und die B-l B. 5 
Ohne die Billigung durch den Kongreß 
ainuwarten. komtruierte RockweIl In· 
ternational. Hauptvertragspartner rur die 
B-IB, bereits große Arsenale von Teilen 
und investiert hunderte von Millionen in 
Untervenräge und Aufträge rur Ma­
schinen. Der Direktor des Programms 
der B·I B, Seott L. White, erklärte: "Wir 
haben kein Programm rur 100 Flugzeu­
ge. Wir hatten einen Vertrag rur ein ein· 
ziges Flugzeug und inzw ischen einen 
Vertrag rur sieben weitere ... 6 

Auf diese Weise erhofft RockweIl zwi· 
schen den Haushalten rur 1983 und 1984 
eine Mrd Dollar rur jedes Flulrleug zu 
erhalten. 
Kurt. nach der Amtsübernahme von Rea· 
gan wurden den Firmen von Kalifornien 
die wichtigsten langfristigen Rüstungs­
aufträge zugeschanlt: der Rockwellln· 
ternational der Bomber B-18, der 
.Northrop der Steahh-Bomber (noch 
ohne Bezeichnung); und einem Komplex 
mehrerer Unternehmen die MX. 

Z.B. RockweIl, Northrop 

Gordon Adams fUhrt in seinem Buch 
über den militärisch·industricllen Kom­
piex. The lron Triangl~ (Das eiserne 
Dreieck) viele der Verbindungen aus Mi­
litär, Industrie und Zivilregierung auf. 
Nehmen wir die Firma Northrop: 
Während der 70er Jahre verließen 343 
Militär· und Zivilbeamte des Pentagon, 
ferner 17 hohe Funktionäre der militäri­
schen Raumfahrtbehörde, ihre Ämter, 
um zur Norlhrop zu wechseln, während 
17 Spitzenkräfte der Northrop über­
wechselten. um diese Militärorgane zu 
"verstärken'·. Sechs der elf Direktoren, 

Hauptlieferflrmen 
des Pentagon 

den Milliarden, die die Rcagan·Admini· 
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einschließlich des Präsidenten des Auf­
sichtsrates, Thomas V.jones, haben rur 
das US·Außenministerium (State De­
partment) gearbeitet, rur fremde oder 
US-Militärorganisationen. die alle Käu­
fer der Ausrüstungen der Company sind. 

Die wichtigsten Betriebe der Nonhrop 
liegen in Kalifomien. Zwischen 1978 
und 1980 unterstützte das Unternehmen 
die Wahlkampagnen der beiden kalifor· 
nischen Senatoren. von 26 der 43 Mit· 
glieder des Kongresses, über hundert wei· 
tere Kongreßmitglieder einschließlich 
der Mehrheit der Mitglieder des Komi· 
tees der Streitkräfte sowie der Führer der 
Mehrheits- und der Minderheitsfraktion, 
ferner acht Präsidentschaftskandidaten, 
angeflihrt von Carter und Reagan. 

Sie begünstigt in gleicher Weise Republj· 
kaner und Demokraten. Außerdem wur-

de sie bestraft, da sie 1972 Nixon illegal 
mit 150.000 Dollar unterstützt hatte. 
Außer ihrem umfangreichen Personal in 
Washington nutzt sie die Dienste von 12 
Lobbyistenbüros. Sie fUhrt fast allein das 
gesamte Programm des US-Verteidi· 
gungsministeriums (Pentagon) zur Aus· 
rüstung und zum Training der Luftwaffe 
Saudi Arabiens durch und ist einer der 
Hauptvertragspartner des geplanten 
MX -E rsuchlagraket en-Progr amms. 
Die Gewinne der Rüstungskonzerne sind 
rapide emporgeschnellt als Resultat des 
enorm gestiegenen Militäretats sowie der 
wachsenden Gewinnspannen. welche 
durch die Rüstungsaufträge abgesichert 

sind. 
Der US·Rüstungsetat überschrin 1978 
erstmals die I OO·Mrd·Dollar-Grenze mit 
105 r.lrd Dollar. Im Finanzjahr 1983 
werden es mehr als das Doppelte der 
vorherigen Summe sein. um die 215 Mrd 
Dollar, und 1988 wird er sich mit 386 
~Ird Dollar erneut verdoppelt haben. 
Und dies noch ohne die weiteren unver­
meidlichen Eskalationen mit "exzes­
siven Kosten" zu berücksichtigen, wenn 
das Pentagon nicht gebremst wird. 
Doch der Teil des Etats, der die üppigste 
Gewinnquelle darstellt. Beschaffung. 
verdreifachte sich nahezu, von 20 Mrd 
1978 auf 55 Mrd Dollar 1983 und er­
reicht voraussichliich 13 1 Mrd Dollar 
1988 - das Sechseinhalbfache der Sum­
mevon 1978. 
In den letzten jahren gab es mehrfach 
Veränderungen in den Pentagon-Richt-

linien, die dazu bestimmt waren, die Ge­
winnspannen der Rüstungsfabrikanten 
zu erhöhen. 
Diese Politik zahlt sich sicher rur die 
wichtigsten Rüstungskonzerne aus, 
deren Gewinne bei weitem den Zuwachs 
der Produktionskosten übersteigen. Die 
Gewinne der Rüstungsfabrikanten 
florierten 1982 trotz der Verschärfung 
der Wirtschaftskrise. Im letzten Quanal 
1982 erhöhten sich die Profite der acht 
wichtigsten Rüslungsproduzenten 
(Boeing, General Dynamics, Grumman, 
Lockheed, McDonnei Douglas, Nor­
throp, RockweIl International und Uni­
ted Technologies) um 23% im Vergleich 

zum Vorjahr, während andererseits die 
Profite aller großen Konzerne um 24% 
fielen. 

1982 wurde der Anstiegder Gewinne rur 
die Waffenfabrikanten getrübt durch 
ihre Verluste im zivilen Bereich ab Folge 
der Wirtschaftskrise. Aber Value Line, 
ein Investitionsberatungsdienst, schätzt, 
daß die Gewinne der Gruppe von Unter­
nehmen des Bereichs Luft· und Raum­
fahn - im wesentlichen also die Rü­
stungsproduzenten einschließlich der 
kleineren Unternehmen innerhalb dieses 
Bereichs - ansteigen werden: 1983 um 
34% und in den 4 Jahren von 1982-86 
um 164%. 
Die Mehrheit der Rüstungskonzerne sind 
immense Gewinnquellen rur die Direk­
toren und ihre militärische Klientel. Die­
jenigen, welche sich die Kontrolle vor· 
behalten , schöpfen den Rahm desMehr­
werts ab, den sie aus den Arbeitern zie­
hen, vergeben extravagante Unterver­
träge an persönlich betriebene Unterneh· 
men und wirtschaften darüber hinaus 
noch den größten Teil der Pentagon· 
Milliarden in die eigene Tasche, bevor sie 
die Dividenden an die Aktionäre auszah· 
len. 
Während der kurzen Entspannungsperio­
de nach dem Vietnam krieg (1973.79; d. 
Red.) ließen die Rüstungsaufträge merk­
lich nach, so daß die Konzerne sich den 
Luxus kostspieliger Extravaganzen in 
den Ausgaben, Gehältern, Prämien, Gra­
tifikationen und Bestechungsgeldern für 
Politiker und Käufer nicht leisten konn­
ten. Einige Gesellschafter wie Lockheed 
wurden gar uhlungsunrahig, 50 daß eine 
Koalition der größten Banken sie aus der 
Bedrängnis hoten mußte. 
Um den enormen Anstieg der Notierun· 
gen dieser Konzerne an der Börse als 
Ergebnis der Konfrontationen und der 
ungebremsten Aufrüstung unter den Re­
gierungen Carter und insbesondere Rea· 
gan zu illustrieren, sollen die aktuellen 
Zahlen mit denen der Baisse der 70er 
jahre verglichen werden: 

Aufschwung der US-Kiinungskonzerne 
(Börsennotierungen in Dollar, 70er Jahre 

und 1983 im Vergleich) 

Gesellschaft Niedrig· Aktudler Unge-
stand Stand fahre 
(70er Zunahme 
Jahre) 

Boeing 2,62:' 41 l!i fach 
General 
Oynamics 2,75 46 17 fach 
Grumman 7,25 54 7 fach 
Lo<:kheed 2,75 \0. 38 fach 
McDonnell 
Douglas 7,625 " 7 fach 
Northrop 4,75 75 16 fach 
RockweIl 
International 9,0 52 6 fach 
United 
Technologie, 10,375 69 7 hch 
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Es gibt einen wachsenden Widerstand an­
gesichts der Gefahr eines 3. Weltkrieges, 
der Marschrichtung des nordamerikani­
schen Imperialismus unter dem Regime 
der Reagan-Leute. In den USA wies die 
Untersuchung der Ibms Organisation 
nach, daß 6 Monate nach dem Amtsan· 
tritt Reagans eine Meinungsumschwung 
ohne Beispiel gegen ihn stattfand. 
Ende 1982 konkretisierte sich das in 
Form von Widerstand gegen Reagans 
Kriegspläne. Mehr a ls 60% der Voten in 
den Referenden, die im ganzen Land 
durchgeführt wurden, unterstützten die 
Resolution ,wgunsten des Einfrierens 
der atomaren Aufrüstung, eine außer­
gewöhnliche Mehrheit nir einen Gegen­
stand der amerikanischen Politik, insbe­
sondere, weil -zig Millionen direkt über 
eine Frage abstimmten. 
Der Schaden, den die Militarisierung der 
Wirtschaft der Arbeiterklasse zugefügt 
hat, ist rur die Mehrheit der Arbeiter 
offensichtlich geworden. 

Gegenwehr mit Massencharakter 

Innerhalb des Exekutivrates der Gewerk· 
schaftszentrale AFL-CIO besteht gegen­
wärtig eine beträchtliche Strömung Hir 
den Frieden. Die Internationale Vereini­
gung der Mechaniker, eine der wichtig­
sten Gewerkschaften, spielt eine ent· 
scheidende Rolle in der "Freeze"- Bewe­
gung. Selbst AFL-CIO-Präsident Lane 
Kirkland sah sich gezwungen. seine pro· 
Pentagon-Position zu verändern. 
Der Widerstand gegen die US·lnterven· 
tion in EI Salvador, Nikaragua usw. und 
die Rückwirkungen auf die öffentliche 
Meinung. welche die Grausamkeiten, die 
vom US-Imperialismus unterstützt wer· 
den. auslösen, haben sich vergrößert, 
wenngleich sie noch nicht gut genug or­
ganisien sind. 
Es gibt eine breite Massenbewegung ge· 
gen die US-Atomkriegspläne in West· 
europa, welche die Anstrengungen Wa­
shingtons und seiner NATO-Verbünde­
ten zur Aufstellung von Erstschlagswaf­
fen auf diesem Territorium behindert. 
Selbst wichtige Teile der herrschenden 
Klasse sind zu der Schlußfolgerung ge­
kommen, daß das Reagan-Weinberger. 
MIK-Team zu schnell zu weit gegangen 
ist. Sie verlangen etwas geringere Steige­
rungen der Militärausgaben, unterstüt­
zen aber die Kürzungen der öffentlichen 
Fonds für soziale Sicherheit und Wohl­
fahrt, was die gesamte Kapitali stenklasse 
mitträgt. 
Sie wünschen ein zuriickhaltenderes 
diplomatisches Auftreten, die Wieder­
aufnahm e der Verhandlungen - und 
vielleicht des Handels - mit der Sowjet­
union in einem Ausmaß, daß die to tale 
Isolierung der USA von ihren Verbün· 
deten vermieden wird. Sie akzeptieren 
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die Doklrin der "überlegenheit" in ei­
nem Atomkrieg nicht. 
Repräsentanten der Mehrheit der ent­
scheidenden amerikanischen Finanz­
und Industrieunternehmen unterzeich­
neten eine Bekanntmachung dieses In· 
halts im Zusammenhang mit der Haus­
haltspolitik. 
Bis vor kurzem war Weinberger der 
unnachgiebige Strohmann des MIK. 
Aber er verlor das Vertrauen bis hin zum 
Kongreß, so daß ihn ein journalist als 
"erloschenen Vulkan" titulierte. Inzwi· 
sehen hat Reagan selbst seine Stelle e in· 
genommen. 

Ein Schimmer von Wahnsinn 

Theodore H. White, dem Establishment 
wohlgesonnener Chronist, schrieb kürz· 
lieh in einem Artikel über Weinberger: 
"Sowohl die Kosten wie aueh die mora­
lische Ehre, welche die Vorbereitung der 
Kataslrophe wachgerufen hat, haben 
e ine Revolte gegen Weinberger provo­
ziert. .. Uber allem, was über die Raketen 
der Zukunft gesagt wird, liegt ein Schim­
mer von Wahnsinn. Was spielt es rur eine 
Rolle, wer zwischen den Ruinen noch 
am Leben sein wird und wessen Ruinen 
es wären. die als Wiege der Zivilisation 
übrig blieben? " 
Und er endet mit folgenden Sätzen: 
"Ronald Reagan und Caspar Weinberger 
sind beide Politiker. Ihr Programm der 
strategischen Waffen ist grundsätzlich 
notwendig als Vorspiel rur Verhandlun· 
gen. Um sich aus der Position einer 
Festung zu Friedensverhandlungen zu 
begeben erfordert mehr als politisches 
Geschick. Es erfordert staatsmännisches 
Format ... 7 

Das staatsmännische Format ist jedoch 
Reagan, Weinberger und den übrigen 5 1 
!\'iitgliedern des Ausschusses gegen die 
vorhandene Gefahr, die hervorragende 
Positionen in der Reagan.Administra­
tion einnehmen, ebenso fremd wie dem 
gesamten militärisch·industriellen Kom­
plex. 

Der Friede muß durch geeinte , koordi· 
nierte Aktionen einer zunehmend breite· 
ren und militanteren Massenbewegung 
errungen werden, und zwar an allererster 
Stelle durch die Massen der Vereinigten 
Staaten, Wiege nicht nur des mächtigsten 

_und gefahrlichsten Imperialismus in der 
Geschichte, sondern zugleich eines Vol­
kes mit langer Tradition im demokrati­
schen Kampf. 
(Quelle: tricontinental, Havanna, Nr. 89, 
5/ 1983, S. 59·68, Auszüge) 

Anmerkungen: 
I) Zu den angloamerikaniKhen Ölmultis 

siehe Serie in: AlB 3-5/1980, besonders 
AlB 3/1980,5. 14·15;d. Red. 

2) R. Scheer, With Enough Shavels, New York 
1982,S.65 

3) 8cchtel, mit Sitz in San Francisco (West. 
küste), ist die wohl wehgTößte Ingenieur­
baufirma der Weh, die u,a. mit Mammut· 
projekten am Persischen Golf (Saudi Ara· 
bien l) Aufsehen erregte. Aus ihr ging neben 
C. Weinberger auch US·Außenminister 
George Shultz hervor. D. Red. 

4) Der Ausschuß gegen die vorhandene Ge­
fahr wurde im November 1976 vom frühc­
ren Marineminister Paul Nitze und vom 
Ex·Lciterder Abrustungsbehörde umcrder 
Regierung Reagan, Eugene Rostow, ge. 
grundet. 50fortanliegen des Ausschusses 
war es, den sowjetisch·amerikanischen 
Rüstungsbegrenzungsvertrag SALT 11 und 
den Enupannungsprozcß zu FaU zu brin· 
gen. 
Einzelheiten zum Ausschuß siehe bei: R. 
Sche<:r, Und brcnnend stürzen die Vögel 
vom Himmel, München 1983. S. 66ff.; d. 
Red. 

5) Interkontinentalraketen 
streckenbomber. 

"rni Lang· 

Eine Gesamtschau zu Reagans Super­
fÜstungsprogramm zeichnet M.T. Klare in: 
AlB 11 -12/1983,5. 32·34;d. Red. 

6) ElectronicNews, 14.2 .1983 
7) Ncw York Times, 6.2.1983 
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Rezension 

Bücher zum Waffen handel 
Nicht immer lohnt es sich, ein Bueb noch l wei 
Jahre nach seinem Erscheinen lU besprechen. 
Das Thema des Bandes 
M. Bnosu/A.A. Guha/Ch. Wdlmann, Das Ge­
schäft mit dem Tod. Fakten und Hintergründe 
der Rüttunpindustfic, Eichhorn Verlag, 
FI'llIlUurt 1982, 186 Seiten, 22,80 D!tf 
ist freilich heute !I<) aktuell wie damals. Er 
enthält drei Einzelbeiträge zu den Schwer­
punktthemen "RüslungsinduJtrie in der Bun­
desrepublik" (Bn:oska), "Rüstungscxport und 
westliche Interessen in der Dritten Welt" 
(Guha) und "Gcwcrkschahliche Intcreuenvcr­
lUtung und Arbeitsplätze" (WcUmann) sowie 
einen Anhang mit den wichtigsten GcsclZcsbe­
stimmungc:n zum bundesdeutschen Waffen­
export, einer umfa~ichcn Auflistung der 
größten bundcsdcuUcllcn Rüstungsfirmen 
u.a..m. 
Die Bciträ~ sind von unu:nchicdlicher Quali­
tät. Am nützlichsten fand ich die Aufsätzc von 
Brzoska und Wellmann, etwas ausufernd und 
wenig stringent in der Analyse dagegen den 
von Guha., dessen Bücha Uber die "Nachrii­
nung" (z.8 . .. Da Tod in der Grauzone", 
Frankfurt 1980) hätten mehr erwarten lassen. 
Brzoska, inzwischen Mitarbeiter am Stockhol· 
mer Friedensforschungsinst,tut SIPRI, lidert 
auf engstem Raum einen äußent faktenrei· 
chen überblick über die Hc-rausbildung und die 
Struktur der bundesdeutschen Rüstungsindu· 
Slrie. Er zeigt, daß die hiesige Waffenbranche 
ihren vomehmlich technologischen Rückstand 
gegenüber westlichen Konkurrenten ent inder 
zwei ten Hälfte der 70er Jahre aufgeholt hat. 
Obwohl immc-r noch einzelne Lücken bleiben, 
können heute jedoch die meisten konventio­
nellen Waffensysteme in der BRD entwickelt 
und hergestellt werden. 
Alli weitere wichtige Merkmale der gegenwärti­
gen (insgesamt der 4.) Pha.sc der bundesdeut­
schen Rüstungsproduktion nennt Brzoska die 
,,(Wieder.)Enutehung eines starken politi­
schen Sdb5lbewußtseins der bundesdeutschen 
Rüstungsindustrie" und die "aggre~siv betrie· 
bene Ausweitung von Rüstungsexporten aus 
der Bundesrepublik" (5.15). Trotz der gegen· 
wärtigen Expansionsph3$e prognostiziert 
Brzoska für die nächste Zeit eine "wirtschaft­
liche Klemme", wie sie die Rüstungsindustrie 
in der Bundesrepublik "noch nicht erlebt" hat. 
Infolge des Auslaufens der gegenwärtigen Be· 
schaffungswelle der Bundeswehr (Fregatten. 
programm, Leopard-lI- und Tornado·Produk· 
tion) werde es zu einem Beschäftigungsein· 
bruch kommen, der selbst durch eine noch· 
malige Verdoppelung der Rünungsexporte 
nicht aufgefangen werden könne. (5. 44) 
Dennoch dürfte der Einfluß der Rüstungsindu­
IIrie auf die politischen Entscheidungsfin· 
dungsprozene in Bonn weiter anwachsen. 
Denn, wie Brzoska detailliert nachweist, hat 
sie - obwohl die Rüstungsproduktion wirt· 
schaftlich gesehen von untergeordneter Bedeu· 
tung in der Bundesrepublik ist und es nUr 
wenige "Nur·Rüstungsproduzenten" gibt -
"durch die Verbindung mit der bundesdeut· 
schen Großindustrie erhebliches politisches 
Gewicht" (5. H). 
Materialreich ist auch der Aufsatz von Anton­
AndrellS Guha (Redakteur der Frankfurter 
Rundschau). Er behandelt einerseits die 
TÜstungsexportpolitische Praxis der Bundes­
republik' vor dem Hintergrund der offil:iellen 
Deklamationen ("restrik tive Handhabung", 
angebliches Verbot des Exports in "Span-

nungsgebiete" usw. ). Andererseits soll er den 
globalen Hintergrund für die Militarisierung 
der Drinen WeIl sowie die Auswirkungen da· 
selbst aufzeigen. 
Ärgerlich, weil die Schärfe der Kritik an den 
imperialistischen PT1lktiken der We$lma.chle 
relativierend, ist Guhas permanentes .. j~doch 
nirgendwo belegtes Insistieren auf Theoremen 
wie "Blockri\-al.ität" und "Supermächtepoli· 
tik". Die politische Nähe des Verfassers zu 
sozialdemokratischen Denkweisen schlägt 
selbst auf die Kritik an der offiziellen Waffen· 
exportpolit ik durch . wo als bedeutendster 
Mangel ein "verheerender Verlust an Glaub· 
würdigkeit" (5. 115) konstatiert wird. 
Christian Wellmanns (Mitarbeiter an du FU 
Berlin) Verdienst ist es, daß er mit Vorurteilen 
gegenüber den Beschäftigten in der Riistungs· 
industrie und ihren Interessen aufräumt, die 
auch in der Dritte-Welt· und Friederubewe­
gung nicht selten anzutreffen sind. WeUmann 
stellt fest: " ln aster Linie sind Rüstl.mgsarbei­
ter abhängig B<::schäftigte in der privat·kapitali­
stisch organisierten Produktion. Ihr Bewußt· 
sein und ihre Interessen werden vor allem hier­
durch geprägt, und insofern gibt es keine Uno 
tenchiede zu den Lohn· und Gehaltsempfan­
gem in zivilen Proouktionsbereichen. Entspre· 
chend hat auch für lÜ5\Ungsabhängig Beschäf· 
tigte der Erhalt des Arbeitsplatzes eine alles 
überragende Bedeutung ... In der Friedens- und 
Abriistungsbewegung wird dies nur ungenü­
gend verstanden." Moralische Argumente 
hülfen hier kaum weiter; es bestünde vielmehr 
die Gefahr. "daß sie als Diffamierungempfun­
den werden und zum Kommunikationsab· 
bruch führen" (5. I 2~). 
Wie Wel!mann aufzeigt, bietet die Beschluß.­
lage der Gewerkschaften seit 1977 (besonders 
im IG·Metall.Bereich) vielfaltige positive An­
satzpunkte zum Kampf gegen eine weitere 

Ausweitung von Rüstungsproduktion und Ex­
porL Gleichwohl sei die Gefahr des "Basis· 
lobbyismus", wie er 1975 mit der Bildung 
eines Betriebsrätearbtitskreises "Arbeitneh· 
mer Wehrtechnischer Unternehmen" zum 
Ausdruck gekommen sei, noch keineswegs gc­
bannt (S. 144). AngesichtS der zu CIVo'artenden 
Bcschäftigungskrise in der Riistungsindustric 
empfiehlt Wellmann, die Diskussion um Mög­
lichkeiten der Umstellung von Kriegs- auf Fric­
densproduktion, wie sie in einer Reihe von 
Rü9tungsb<::trieben von gewerkschaftlicher Sei­
te initiien worden ill, weitenulreiben. 
Einer der wenigen Gründe, hin und wieder mal 
in den Stem zu schauen, ist Wolf Perddwitz. 
Zusammen mit Hasko Fischer und unter Mitar' 
beit von Karl-Günther Barth hat er jetzt eine 
Artikelserie. die die Illustrierte Ende letzten 
Jahres \'Cröffentlichte, in e rweiterter Form als 
Buch vorgelegt: 
W. PerdclwitzfH. Fischer/K.·G. Barth, Waffen. 
schmiede Deuuchland. Das Bomb<::ngeschäft. 
Hamburg 1984, 3 17Seiten.18 DM. 
Wer bereit ist, über den zuweilen reißer ischen 
lUulitrierten·J argon. in dem das Buch abgefaßt 
ist, hinwegzusehen, hat hier eine Fundgrube 
gut recherchierte r Fakten und Stories über die 
Geschichte der deutschen Rüstungsindustrie. 
ihre wichtigsten penonellen und firmenmäßi· 
gen Träger und ihre Geschäfte in aller Welt vor 
sich. Man merkt, daß die Autoren die Arbei­
ten, ..... ie sie z.B. vom Hamburger Arbeitskreis 
"Rüstung und 1,;nte-enlwicklung" oder der 
Bremer Arbeitsgruppc "Abrüstung" in den 
letzten Jahren vorgelegt wurden, gründlich 
aufgearbeitet und ihre Ergebnisse popularisiert 
haben. Wenn auf diesc Weise zur Verbreiterung 
eines kritischen Bewußtseins gegenüber Rü· 
Slungsproduktion und ·export der Bundesre· 
publik beigetragen wird, ist der Zweck de r 
Veröffentlichung voll erfüllt. 
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Lesermeinungen • Standpunkte 

Frauen In der Dritten Welt 

Zunächst möchte ich Euch sa~n, daß ich die 
neue Fonn gut finde, besonders die Idee und 
die "wcrbttcchnischc" Ausflihrung für dcn 
Frdvcrkauf. 
Es freut mich auch. daß Ihr Euch auch mit 
Themen aus der Kultur beschäftigt. W:u aller­
dings fehlt, sind Informationen über die Situa­
tion dcr Frau in dcn Ländern dcr 3, Welt, was 
eigentlich unverständlich in, da die Folgen der 
ständig wach~cndcn Verelendung in crun 
Linie Frauen betrifft, u.a. weil in ausweglosen 
Situationen oft die Männer verschwinden und 
den Frauen den Kampf ums Obnlcbcn roT sieh 
und die Kinder überlassen. Dies trifft nicht nur 
für Länder der 3. Wdl1.U, sondern 1..8. auch für 
die USA. 
Es ist auch wichtig, die Situation der Frauen in 
den verschiedenen Uindcrn zu untersuchen, 
denn angeblich fortschrittlich<, Länder, die 
Frauenurlterdrikkung tolerieren und /oder 
fördern wo:rden erfahrungsgemäß auch aufan­
deren Gebieten ihre forts<:hrililiche Politik 
nicht beibehalten (Beiipiel: Iran, Algerien ... ). 
E. Schnl.'ider, FronkfurtfM. 

Indien-Assoziationen 

Die in AlB 4/ 1984 (S.~81 veröffentlichte 
Kurzinformation über Indien (Punjab; gewalt­
same Zusammenstöße zwi~chen Sikhs und 
Hindus) halte ich, VOT allem in Verbindung mit 
dem danebenstehenden Bild ("Amristar: Bru­
tale Polizeieinsätlle gegen rebellische Sikh''') 
rur - gelinde ausgedrückt - unglücklich. 
Text und Bild lassen nämlich die AsSOlliation 
zu, daß eli sich bei den separatistisch<'n IkstTe· 
bungen der Sikhs und ihrer militant<'n Führer 
um eine foruchrittlich<', vielleicht sogar unter­
stützenswerte Bewegung handdt. Vi<, Hinter­
gründe dieses Konflikts werden im Text nur 
sehr oberflächlich gestreift und Knüppclorgien 
der Polizei, wie sie auf dem Foto zu sehen sind, 
wecken natürlich Sympathien rur die Zusam­
mengeschlagenen. 
Tatsache in aber doch, daß es sich bei den 
extremen Nationalisten der Sikhs, die sich den 
Stimmungen des sozialen Protesu der Bauern 
und unterdruckter Teile der Bevölkerung für 
ihre Ziele bedienen, um eine kleine, privilegier­
te Minderheit ländli<;her Großbnurgeois und 
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fanatischer Priester handelt, die U.a. bei reak­
tionären Kreillen der USA großzügige Unter­
stütz.ung finden. Und eine ebensolche Tatsache 
ist es auch, daß ihre Forderung nach einem 
unabhängigen "Khalistan" Bestandteil eines 
Planes der Reagan·Adminililration ilit, Indien 
als eines der führenden Länder der Nichtpakt· 
gebundenbewegung rystematisch ~u destabili· 
sieren. 
Auf diese Zusammenhänge seid Ihr übrigens in 
einem Indien-Artikel von A. Krajczek und ei­
nem Kasten "US·Balkanisierungsplan gegen 
Indien" (A lB 4/ 1985, S. 12ff.) bereits ein8'=' 
gangen. Umso verwunderlicher, daß besagte 
Kurzinformat ion im April-Heft dJ. genau die­
se Zusammenhänge bzw. die e!Wähnte AlB­
HintergrundeinKhäuung une!Wähnt läßt und 
so durchaus Fehlinterpretationen möglich 
macht. 
G. Diederichs. G;~ßen 

Was zum 60lfkrieg fehlt 

So lobemwert es ist, daß der Beitrag von Naim 
Baraki und Nima Mina (in AlB 4/84, S.4ff.) 
die Engagements und Interenenla8'= der West· 
mächte, allen voran der USA, in der Golfregion 
und dio: darin ursächlich angelegte Eskalations· 
gefahr des Golfkriegcs mehr oder weniger deo 
tailliert belegt, so unbefriedigend ist es, daß die 
Rolle der Sowjetunion mit keinem Wort auch 
nur erwähnt wird. Dies ist umso bedauerlicher, 
alli gerade der Golfkrieg in de r aktuellen Oe­
hatte von der bürgerlichen Prcsu: (und nicht 
nur von ihr!) als Paradebeispiel rur die These 
vom "Stellvertreterkrieg" prisentien wird, der 
dem "Kalkül der Supermächte" en"pringe 
(siehe z.B. die "Stern"-Story vom 15. März), 
In Wirklichkeit freilich ist der Golfkrieg eher 
ab ein Beispiel für einen Konntkt anzusehen, 
der aufgrund der ihm innewohnenden Eigen· 
dynamik von den Großmächten eben nicht 
voUstiindig kontrolliert werden kann. 
Unter den Intervenlionss~enarien, die für den 
Ein~tz der S(hnellen Eingreiftruppe der USA 
Gultigkeit besitzen, spielt immer noch jener 
"wont caSt" eine Rolle, die Sowjetunion 
könnte einen direkten militärischen Vontoß 
zu den iranischen Ölfeldern unternehmen. Die 
Pentagon·Strategen gehen dabei von der inzwi-
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I N H A L T: Zusammenfassung der wichtigsten Redebe1träge 
von KENRICK RADIX, Mini . ter der Regierung Bishop, auf der 
2 . bundesweiten Grenada - Solidar1tätskonferenz in HaClburgJ 
Maurice Bishop and thc 19 . of Oct. Martyrs Foundation ge-
gr~ndet/ Bericht über eine Konferenz der NJM Support Group 
in London/ "Die zv.eite Zerstljrung der Revolutlon"- Bericht 
eine r bri tischen UntersuchungDkommiasion( "Meinunf,su!IIfragen" 
auf Grenada zur Fra,e der Wahlen/ Die Militarlslerung des 
Karibischen Beckens Ausfuhr liche Dokumentation der Inter-
ns'tionalen Presse Uber die politisch-wirtschaftliche Ent-
wicklung auf Grenada nach der US - Invasion. 
Das Heft hat einen Umfang von 56 Seiten 
und kostet 6 DU exklusive Porto. 
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sehen mehrfach widerlegten Primisse aus, daß 
die Sowjetunion spätestem ab 1985 ihren 
ölbedarf nicht mehr aus eigenen Quellen 
decken könne. Tatsache aber ist, daß die rui· 
sche Annee aufgrund der früher einmal guten 
Beziehungen zur Sowjetunion übergroße Men· 
gen sowjetischer Waffen verfügt und dieu: auch 
einsetzt. 
Bekanntlich hat die UdSSR diese Waffenliefe­
rungen gestoppt, alli der Irak seinen Aggres­
,ionskrieg gegen den Iran begann, später - ab 
sich das Kriegsblatt zugumten des Iran wen­
dete - jedoch wieder aufgenommen (vgl. 
DVZ/Die Tat, 16.5.1984). Um die zur Erklä· 
rung dieses Verhaltens notwendige Argumen­
tationsanstrengung kann man sich aber nicht 
herumdrücken, indem man so tut, als kämpfe 
der Irak nur mit westlichem Kriegsgerit. 
Mjcll<l~jMohnJr.~, Gießen 

Nicht nur Dst- und Wast-8alrut 

Kompliment ilegenüber der März·Nummer eu· 
rer Publikation; di<, Libanon Bericht<'ntattung 
ist ausgezeichnet, dicht und ausftihrlich. 
Besonders freut uns natürlich, daß ihr - im 
Gegensatz zu den bürger lichen Journalisten -
nicht nur Ost und West Beirut kennt, sondern 
nicht zuletzt auch Süd Beirut - wo eben 1/4 
der libanesischen Population lebt. Aus diesen 
Vorstädten und Slums gelang der Aufstand, 
der die Marines zum Abzug zwang und die 
libanesische Armee aus den Händen Gemayds 
löste. 
Wie wäre es, ihr würdet in diesem Zusammen­
hnng einmal darauf hinweisen, daß wir die 
einzige westdeUtlIche Hilfsorganisation sind, 
die ineben diesen südlichen Vororten dabei ist, 
eine medizinische Struktur aufzubauen? Daß 
wir diejenigen sind, die derzeit unter recht 
schwiCTi8'=n Bedingungen beauftragt sind (von 
libanesischen demokratischen Hllfsorganisa­
lionen), die wichtige medizinische Soforthilfe 
zu leisten? 
Das stünde eurer guten Berichtentattung gut 
zuGesicht. 
H. Brans,h~idl (medico interno/umat), 
Frankfurt/M. 

Anmerkung der Redaktion: Diesem Anliegen 
haben wir bereits in Al B 4/1984 enl5prQ<:hen. 
Dies konnte H. Branscheidt jedoch nicht WI" 
u:n, da uns s.ein Brief vor ErKheinen des April· 
Heftes erreichte. 

Beste 3. WeIt.Zeitu ng 

Zum Al B möchte ich Euch gratulieren. Meiner 
Meinung nach handelt el si<;h beim AlB um die 
beste 5. Welt-Zeitung, deren Archiv mir seit 
Jahren eine nützliche Stütze bei der polltischen 
Arbeit und auch im Studium ist. 
Eine Bitte vielleicht: Etwas mehr über die Poli­
sario! Ansonsten weiter so. 
e.M. Brenn~is~n, Hannover 
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Broschüren zu MItteiamerika 

"EISalvador: Wo die Zukunft bereit. Wirklich­
keit wird", ist eine Broschüre, die die Porler­
Popular-Kampagnc unterstüttcn soll. Auf !l2 
Seiten gibt sie" ein /ln5chaulichCI Bild über das 
Leben in den von der Befreiungsbewegung 
kontrollierten Gebieten. BClIOndcrs beein­
druckend sind die Berichte zahlreicher Frauen, 
die erzählen, wie sie zur Befreiungsbewegung 
~stoßcn sind. Die Broschüre kann beim Maga­
:tin·Verlag, Königsweg 7, 2300 Kiel I bestellt 
werden und kostet 1) DM. 

Mit der Einführungsbroschürc "l!U Kostuika 
,,Auf du Suche nad! einem Modell" von Man­
!red Emn soll - so der Autor im VOlWort -
die irreführende Ooaraktcrisicrung dieses Lan­
des als "Schweiz Mittelamcrikas" korrigiert 
werden. Auf insgesamt 68 Seiten gibt der 
Autor einen historischen überblick und geht 
d .. nn in drei weiteren Kapiteln auf die Ent­
wicklung in der Nachkriegszeit, die KriliC der 
bürgerlichen Hernchaft seit 1970 und die Per­
spektiven der Volksbewegung ein. Die Bro­
schüre kann fiir 4 DM beim Magazin-Verlag 
bezogen werden. 

Im März d.J. gab die Olristliche Initiative EI 
Sah'ador (Kardinal von Galen Ring 45, 4400 
Münster) eine 44seitige Broschüre zum Thema 
"Wahlen in El Salvador 1984" heraus. Anhand 
von 8 Thesen wird die Funktion der Wahlen 
von 1982 und 1984 ausführlich und detailliert 
analysiert. 
Die Autoren der Broschüre, die auch den Pro­
grammvorschlag der FMLN/FDR zur Bildung 
einer provisorischen Regierung enthält, kom­
men zu dem Schluß, daß nicht die jeaigen 
Wahlen, sondern nur Verhandlungen unte r 
Einschluß der Befreiungsbewegung zu einer 
Beendigung des KriegC5 führen können. 

Mlttelamerlka-Konferenzln 

Am 24.·25. März d.). fand in Münsterein Bun· 
destrcffen der Nikaragua-Solidaritätsgruppen 
stau. Die Teilnehmer beschlo$llen in einem 
gemeinsamen Aufruf, die Entsendung von Ar­
beiubrigaden nach Nikaragua fortzusetzen. 
Sie sollen im Norden des Landes Kooperativ­
dörfer wiederaufbauen die von den Contras 
zer5tört wurden, und im Süden zwei Siedlun­
gen rur Flüchtlinge errichten, die vor den 
Söldnern fliehen mußten. 
Gleichzeitig machten die Teilnehmer aber 
deutlich, daß die Aggrenion der USA sich ge­
nauso gegen EI Salvador richtet. Aus diesem 
Grund haben sich die Solidaritäugruppen vor­
genommen, 200.000 DM zu »mmeln, die zu 
gleichen Teilen den Projekten der Nikaragua­
Aroeitsbrigaden und der salvadorianischen 
FMLN/FDRzur Verrugunggeslellt werden. 
Wie bei diesem Treffen, 10 war auch am voraus­
gegangenen Wochenende auf einem Mittel· 
amerika-Hearing der Grünen die Bundesregie­
rung - wegen der Streichung der Hilfe rur 
Nikaragua und der Unterstützung EI Salvadors 
- rur die Zuspitzung der Lage mitverantwort­
lich gemacht worden. 
Auf dem Hearing, an dem auch E"perten aus 
den USA teilnahmen, halte Laurence Bims, 
Direkto r des Rates rur Hemisphäris.che Ange­
legenheiten (COHA), die Konrad-Adenauer­
Stiftung beschuldigt, 1,5 Mio DoUar CIA­
Gelder an die Contras in KO$tarika weitergelei­
tet zu haben. 

Infodienst zur Solidarität 

Gefangene In Südafrika 

Am Vorabend des 6. April 1984, dei runften 
Jahrestages der Hinrichtung des südafrikani­
Ichen Freiheitskämpfen Solomon Mahlangu, 
erreichte die Kampagne gegen die drohende 
Vollstreckung eines weiteren Todesurteils in 
Südafrikaeinenenten Höhepunkt_ 
Die Anti-Apartheid-Bewegung (AAR) über­
reichte Au8enminister Genscher einen Appell 
an die Bundesregierung, sich gegen die anste­
hende Hinrichtung Malesela B. Maloiscs, eines 
nachweislich unschuldig verurteilten Südafri· 
kanen, einzusctzen. Ferner wird darin die 
Freilanung aller politischen Gefangenen in 
Südafrika gef ordert_ 
Der Appell (vgl. AlB 3/ 1984, S. 49) war von 
2.992 Personen, darunter uhlreiche Politiker 
und Kultunchaffende, unterzeichnet. Unter­
schriftenlisten sind bei der AAB, Blüchernr. 
14,5300 Bonn I erhältlich. 
In der ersten Aprilwoche zeichnete die Dresd­
ner Bank einen 75·Mio-Dollar-Kredit direkt an 
die südafrikani,che Regierung sowie einen wei· 
teren über 150 Mio Dollar an die südafrikani­
sche Elektrizitäugeseilschaft ESCO~f. Diese 
Gesellschaft baut Südafrik;u Atomindustrie 
auf, die keiner Kontrollmöglichkeit auf 
Grundlage internationaler Verträge unterliegt. 
Während der Jahreshauptversammlung der 
Dresdener Bank am 25. Mai dJ. werden Apart­
heidgegner gegen diese erneute Unterstützung 
I'retoriaJ protestieren. 

TAl und 3, Welt·Zeitschrl"en 

Einen Korb gab die Ausbndsredaktion der 
Tageszeitung (TAZ) den bundesdeutschen 
Dritte-Welt-Zeitschriften. 
Zunächst hatte es in einem S<::hreiben vom 
6.3.1984 geheißen, "daß die TAZ in Zukunft 
keine Zdts~hriften$chau mehr dru~ken wird, 
um mehr Platz w haben rur eine inhaltliche 
Vorstellung und Besprechung der Dritte-Welt­
Zeitschriften." Diese beiden Kooperationszu­
&.agen hatte die T AZ-Redaktion beim Treffen 
der Dritte-Welt-Zeitschriften vom 28. Mai 
1983 abgegeben. Do~h dann wurden in einem 
~weiten Brid der TAZ·Auslandsredaktion, 
verfaßt am 14.3.1984, auch noch die Zeit­
schriftenbesprechungen gestrichen. Die Be­
gründung lautet auf einen 'tu "e rheblichen Ar· 
beit&.aufwand", "Funktionslosigkeit" bzw. 
Unzumutbarkeit von "Bleiwiisten". 
Die meisten Dritte-Welt-ZeiUchriften, dar­
unter auch das AlB, sehen das anders. Sie 
veröffentlichen seit November 1980 regt!· 
mäßig diese "Bleiwii$len". Sie lichen die Zeit­
schriftenschau ab einen Service rur ihre Leser 
an und fordern von der T AZ, ihren Korb zu­
rikkzunehmen. 

Auslinderpolltlk 

Vom 23.-25. März dJ. trafen sich in Frankfurt 
mehr als 1.000 ausländische und deutsche 
Frauen, um die besonderen Auswirkungen der 
Ausländerfeindlichkeit auf die Frauen öffent­
lich zu machen und Gegenmaßnahmen zu dis­
kutieren. Der Frauenkongreß ,,gegen die be­
sondere Unterdriickung von ausländischen 
Mädchen und Frauen" wurde von zahlreichen 
Frauengruppen aus den unterschiedlichsten 
Ländern vttanstaltet_ 
Ihre wichtigsten Forderungen verabschiedeten 

sie in einem gemeinsamen Kommunique, in 
dem die Ausländerpolitik derderzeitigen Bun­
desregierung verurteilt wird. Als Sofortforde­
rungen benannten sie das eigenständige 
Aufenthaltsrecht und die Arbeitserlaubnis rur 
Frauen in der BRD, unabhängig von ihrem 
Familienstand. Geschlosscn sprachen si~h die 
Teilnehmcrinnen ruf weitere Aktionen gegen 
Ausländerfeindlichkeit und gegen die beson­
dere Diskriminierung aus.!ändischer Frauen aus 
und richteten eine Koordinationutellc ein: 
IAF-AG, Frauenkongreß, f>1ainzer Landstr. 
239-241,6000 Frankfurt I 

5 Jahre 
Wissenschaftliches Volksfest 
8. bis 11. Juni 
Henry·Ford·Bau der FU Bertin 

Vorlesungen, Erfahrungsaustausch, 
Workshops, Theater, .~ 
Ueder, Diskussionen .. ~ 

lf/HI(S 
VOLKSUNI·Büro 
Muthesiuss!.alle 38 
tooo Bertin (West) (t 
Tel.: 000/7928920 
(Oi + Fr 10·16 Uhr) 

Aus dem Programm: 
o 3S.sturtOeo·W:x:he Slßnvolie Pr«luktiOn. 

Verkabelung urd HeImarbeIt 
Arbell als LebensbedurllllS Arbells,zellver· 
kurzl.Tlg lor den Frieden 

o Weibel/ale und Fraueofiste Arbel!s,ze~ver­

kurzung - mehr Fre~ell , metu Pnvalhell. 
mehr Famn.e? Technolog.etrallSfer und 
Fravenausbeutl.Tlg in Oer D.lttef1 Weil. 

o StrategIen für ene neue Mehrheit. 
W"tschalts· und Sozla~llk jenSeIts des 
Keyneslalllsmus D.e GrLoen - FlKldamen· 
talopposlhon oder ..k.lniOrparlner der SPD? 

o Körperkultur 11"1 den SOZialen Bewegungef1 
Techlllklas,zll"latlOfl. Technikpanik. Utopien, 
Kulturpohtik ZWischef1 F'opuhsmus und 
AvantgafOe. 

o ZIVIle/ Ungehorsam Angst und Politik Politik 
mIt Oef Angst 

o Katholische Knche und NachrustUl'l!l Corn­
pule., Macht und TheoIogI(! 

o Walclsterben, Gesuno:tleltliche Folgen des 
Sauren Regens, 6H3ewegung. 

o Ausjlir.derpoli"k Arbertszeltverkflrwng, Ar­
ooltsloslQkM. ausjaochsche 
Albe,tnehmer und ooe Gewerkschalten. 

Abendveranstaltungen: 
V,bll 61ermann. Martll"l Buchhotz. GeOIge Re,S 
- Pol illsches Nachtgebet lur NICaragua. -
Fest Viel KlelnkLll"ls1. MUSIk aus dem In· und 
Ausland. Tanz. 

"'/eItere InlortnatlOOen erhlillhch (bar die 
VOLKSUNI·6I1efe (10.· DM im Jahr). Ausf l1uli­
cheS PrClgral'TllTltllJCh glbfs ab dem 1. Mai. 
Schlalpltltze kOnnen (ber das VoIksuni·BOro 
ve rm,1te tt werden 
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Infodienst 

BUKO 
Vom 31. Mai· !I. Juni 1984 findet in Munu<:r 
unter dem Motto "Zwischen Button und Bri­
gaden" der 8. BundcskongreB entwicklungs­
politischer Aktionsgruppen (BUKO) stall. Der 
BUKO, ein bundesweiter Zusammcmchluß 
lIon Dritte-Welt-Groppen, hatte sich auflieincn 
heiden letzten Kongreuen mit dem Thema 
"Entwicklung heißt Befreiung" befaßt. Dieses 
Jahr gcht es lIor allem darum, sich kritisch mit 
den Aktionsformen der Drille-Welt-Gruppen 
auseina ndcnusel:zen. 
In insgcilamt J 5 Arbcit~gruppcn sollen u.a. fnl­
go:ndc Themen diskutiert werden: Boykott, 
Alternativtourismus, Kultur.nbcit, Paten­
,chaften, Solidaritätsprojckte, Dritte-Welt­
Uden. Ausllindcr, Medienarbeit, Solidaritäts­
arbeit und Befreiungsbewegung. Kampagnen, 
direkte Aktionen und Parlamcllturbtit. Paral· 
Iel duu find~n ~ch~ Workshopszu kultur~U~n 
Themen stall. 

V~ran5taltungen und Diskussion~n zum Ver­
hältnis zu den ßdreiungsbewegung~n und zur 
Friedensbewegung erg'~nzcn das Kongrcß· 
Programm. 
Nähe~ Informationen 5ind erhältlich bei: 
BUKO, Ncrnstweg 32·34, 2000 Ilamburg 50, 
TeI.040/393156. 

Nahost-Bundestreffen 

Eine bundesweitt Kampagne mit UnterKhrif· 
tensammlung gegen die zunehmende militiui· 
sche Verwicklung der BRD in die Rcagan'sche 
Nahost· lnterventionspolitik bcschloSlicn die 
Palästina·, Libanon·, Nahon·Komiteu ein· 
mutig auf ihrem letzten Bundcstreffen Olm 
24./25. M;i.n d.J. in Frankfurt. 
Verwiesen wurde in diesem Zusammenhang 
\lor allem auf das "Wartime Host Nation Sup· 
port"·Abkommen (siehe: AlB 4/1984, S. 
39f.), die zunehmende Funktion der BRD als 
"strategische Drehscheibe" rur die Schnelle 
Eingreif truppe sowie die Bereitschaft der Bun· 
dnregierung, logiUische Hilfe rur die inzwi· 
schen zum Abzug aus dem Libanon gezwun· 
gent ~1uhinationale (NATO·)Sueitmacht 
(MN F) zu leistcn und dtn libanesischen Prä.i· 
denten beim Aulb~u einer ,.Grenzschutztrup· 
pe" Zu "beraten". 
Als besonders alarmierend wurde di~ Tat!Ol.che 
geweTtet, daß der Heere.!inspekteur der Hun· 
deswehr, Glanz, bereits 1982 zusammen mit 
dem Generalstabschef der US·Armee das Vor­
wort zu dtm ,,~meinsam entwickelten Kon· 
zept 'AirLand Hallle 2000'" (siehe: AlB· 
Sonderhdt 2/1984, S. 41·44) unterzeichnete. 
Die$C Kriegflihrungsdoktrin definiert explizit 
"als Inlercssensph4~n der NATO" u.a.: 
"Naher und Mittlerer Osten und Persischer 
Golf'. Vor dieSC'm Ilintergrund müsse auch die 
,.Diskussion in den USA über deuuche Solda· 
ten in Nahost" (Bonner General·Anzeiger, 
19.12.1983) geiehen werden. 

Die beschloSM:ne Kampagne soll daher dno 
dienen, die Frieden~bewegung und die Offem· 
lichkeit insgesamt IIber diese gerährlichen Ten· 
denzen zu informieren und :teitig den gemein· 
Amen Widerstand dagegen zu mobUi~ieren. 
Vorgestelh und als umershi12enswert erachtet 
wurden humanitäre Hilflprojekte der Palästi · 
nemischen Änte\,ereinigung, dCT Libanon· 
hilfe, \'on Najdeh und der Ghassan·Kanafanj· 
Stiftung. 
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Kurzinformationen 

Uruguay 

Mit der Frei];usung Liber Seregn;s, des "Gene· 
r.1b des VolkelI" und Prisidenten des Volk$Cin· 
heitsbÜßdniues Frente Amplio (Breite Front), 
konme der uruguayische Volkswidcrstand ci· 
nen neuerlichen Erfolg im antidiktatorischen 
Kampf erringen. Die großen Massendemon· 
strationen du Vorjahres (siehe AlB 4/1984, S. 
59) und der Generalstreik \10m Januar 1984 
zwangen die Militärdiktatur zu Zugeständnis· 
!-en. Dem Wahl\ersprechen Hir No\'ember 1984 
folgle die Freilanung prominenterPenönlich· 
keiten der Frente Amplio, zunächn J. Luis 
Masseras und dann am 19. M;;rz d.J. auch Liber 
Scregnis. 
Im Oktober 1975 war der damals 59jährigc 
General von einem !\Iilitärgerichrzu II Jahren 
Haft "erurteilt worden. Nach !-einer Freilas­
sung von tausenden Bürgern Montevideo' bc­
gei~tert begrußt, zeigu sich Scregnis ungebro· 
chen; "Ich bin älter geworden, aber auch treu· 
er gegcntiber meinen Idealen." Er wolle akti\l 
am Kampf Hir die Wiederherstellung der 
Demokratie in Uruguay teilnehmen. Er forder· 
te außerdem eine Amnestie ror alle - rund 
1.000 - politischen Gefangenen. 

lIunderllausende Demonstranten forderten 
am I. April d.J. in Monte\lideo anläßlich eines 
nationalen Protesttages u.a., daß die Dekrett 
der Diktatur abzuschaffen, alle Linksparteien 
zuzulassen und die verfolgten Oppositionellen 
:tu rehabilitieren seien. 

Kolumbien 

Am I. April dJ. gab der kolumbianiKhe Präsi· 
dent Belisario Betancur bekannt, daß zwischen 
der f-"riedenskommission du Landeii und der 
größten Guerillaorganisation, den Re"olutio· 
nä~n Streitkräften Kolumbiens (FARC), ein 
W~ ffen"ill$l~ndsabkommen ausgehandelt 
,,'Ume. Dic!-es Abkommen, das auf ein Jahr 
befristet ist. soll 30m 28. Mai d.J. in Kr.1ft 
treten. Ihm trat anschließend auch die kleinere 
Volksbefreiungsarmee (EPL) bei. 

Mit der zweiutärkilcn Guerillaorg::mi$3.tion, 
der 1\1·19, die sich im Dezember 1983 mit der 
FARC auf gemeinsame Verhandlungspositi0-
nen geeinigt hatte (siehe; AlB 2/1984, S. 55), 
finden ebenfalls Gespräche mit dem gleichen 
Ziel Ju.tl. Lediglich eine Fraktion der ~1·19 

Chile 

Am 27. März dJ. beteiligten sich hunderttau· 
sende Olilenen am 8. Nationalen Protesttag 
gegen die Pinochet·Diktatur. Zu dem Protest· 
tag hatten das Nationale Kommando der Werk· 
tätigen Chiln (CI\'T), die IXmokratische 
Volksbewegung (MOP) (siche: AlB 4{1984, S. 
50f.), die IXmokratiKhe Allianz (AD) und 
andere oppositionelle Kräfte aufgerufen. 
Dilbei kam e5 zu einer weitgehenden Lahmle· 
gung der wiruchafllichen Aktivitäten. Große 
Protestaküonen und heftige Zusammeßl;töBe 
der Demon5tranten mit einem massi\len Auf· 
gebot \Ion Poli~ei und Militär wurden aus der 
Haupmadt Santiago, aus Conception, Valpa· 
niso, San Antonio und anderen Regionen des 
Landes g<:llIeldel. Beiden brutalen Polizei· und 
MiHtäreinsäuen sind 6 Menschen getötet wor· 
den. 

Zwischenz~itlicb wurde der Präsident der 
MDP, Manuel Almeyda, zu einer dreieinhalb· 
jährigen Gefiingnisstrafe verurteilt, die nach 
$tiner Berufung jedoch auf Hewähruog ausge· 
setzt wurde. Almeyda, der zur Untentützung 
des 8. Nationalen Protesltagcs aufgerufen hat· 
te, war am 15. FebruardJ. onter der Anschul· 
digung regierungsfeindlicher Aktivitäten \ler­
hafttt worden. Am 7. April d.J. wurden außer· 
dem der Generalsekretär der MDP, Jaime In· 
sunza, und Lcopoldo Ortega, ein Mitglied der 
Menschenrechtskommission, des Landes \ler­
wiesen. 

und die Nationale Befreiunglarmee (ELN) Ich· 
nen eine Verhandlungslösung ab. 
Der Waffenstillstand war möglich geworden, 
nachdem die Armeelührung und der Verteidi· 
gungsminister Landuabal Re)'es, die die Frie· 
densgespräche des Präsidenten bekämpft hat· 
ten, im JanullT d.J. aU5gewech!-elt worden wa· 
,,~ 

Das Abkommen sicht vor, daß die Guerilleros 
ihre Waffen behalten dürfen und legale Par· 
teien bilden können. In ihren Operationsgebie· 
t(n im Wtsten und Süden des Landes soll eine 
Agrarreform dun;hgeführt. sowie die medizini· 
sche Vefl.orgung und die Infrastruktur \/erbes­
sert werden. 
Ober weitergehende Forderungen der Guerilla, 
die u.3.. eine Reform des politischen Systems 
betreffen, soll wahrend der WaffennillnandJ­
periode verhandelt werden. 



Türkei 

Am 25. März d.). war die türkische Bevölke­
rung zu Kommunalwahlen aufgerufen. Hierzu 
waren neben den drei berein zu den Parla­
menliwahlen vorn 6.11,1983 (fiche: AlB 
' /1984, s. 1If.) angetretenen Parteien, der 
Mutlerlandspartei (AnaP) des Wahlsiegers Tu,... 
gut Ozal, der Nationalistischen Demokratie­
Partei (MDP) und der Volkspartei (HP) weitere 
Parleitn ;r.ugelassen worden. Es sind dies die 
extrem rechte Partei des Geraden We~s 
(DYP), die religiös-komervativ<: Partei der An­
nehmlichkdt (Rr) und die rechte Sozialdemo· 
kratische Partei (SODEP). Die Gegner des Mili· 
täm:gimes. darunter die Republikanische Par· 
lei Eceviu und die Linksparteien blicben auch 
diesmal von der Wahl ausgcKhJouen. 
Die AnaP erhielt 41 ,5%der Stimmen, während 
sich die SODEP mit 23,!i% als zweitstärkste 
Partei etablierte. 
Im Hinblick auf die Aktuelle Stunde zu den 
Menschenrechten in der Turkei im Bundestag 
am 30. Män dJ. begrüßte der Sprecher der 
CDU{CSU-Bundestagsfraktion die Kommu­
nalwahlen als weiteren Scbritt der Demokrati· 
sierung des Landes. Die CDU{CSU·Fraktion 
sehe dadurch ihre Haltung gegenüber der 
Turkei bellatigt, die nicht in "Schmähungen", 
sondern in "konstruktiver Kritik" bestünde. 
Zudem solle die Turkei die seit dem Putsch 
vom September 1980 gesperrten Sitze im 
Europarat einnehmen dürfen. 
Ende Ma~ dJ. bewilligte der US-Senat 215 
Mio Dollar Militarhilfe fUrdie Türkei unter der 
Ikdingung, daß Ankara zu Zugeständnissen in 
der Zypernfrage gemäß den US-Vorschlägen 
bereit sei. Der türkische Außenminisler HaIe· 
foglu lehnte diese Bedingungen ab. 

Vietnam -China 

Am 6. April dJ. drangen mehrere Regimenter 
der chinesischen Armee in die vietnamesische 
Provinz Langson vor. Unter schweren Ver­
lusten mußten sie sich anschließend zuriick· 
ziehen. 
Das Vordringen der chinesi,chen Truppen war 
der Höhepunkt einer Serie von chinesischen 
Übergriffen im Frühjahr d.J. auf vietnamesi· 
sches Territorium. Bereits am 3. April hatte 
Vietnam gegen Artillerieangriffe auf seine 
NordproYinzen protestiert, die von Olina als 
Akte der "Selbst~erteidigung" gegen vietna· 
mesische Angriffe ausgegeben wurden. 
,.Dies ist ein seit ftinf Jahren wiederholtes 
Manöyer Olinas", - so das Yietnamesische 
Außenministerium - "das dazu dient, die Zu· 
sammenarbeit mit den thailändischen Behör­
den bei der Unterstützung der vÖlkermörderi· 
sehen Pol·Pot·Banden. gegen das Wiedererne­
hen des kampucheanischen Volkes und gegen 
die drei indochinesischen Staaten insgtsamt zu 
verschleiern." 
Da: Ziel Olinas ist es, den Pol-Pot·Truppen 
unter die Arme zu greifen, die durch eine Ge. 
genoffensive der kampucheanischen und viet· 
namesischen Armeen Ende Mä~ d.] . schwer in 
Bedrängnis gerieten. U.a. verloren sie ihren 
wichtigen Stützpunkt Tamnak-Jeak. Die mit 
ihnen vemündeten Streitkräfte Son Sanns 
mußten am 14. April dJ. ihr Hauptquartier in 
Ampil aufgeben. Bei den Kämpfen kam es 
auch zu Angriffen der Truppen Thailands, du 
den konterrevolutionären Banden Unte r­
schlupf gewährt. 

Guinea 

• 

Dem Tod Abmed Sekou Toures am 26. Man: 
d.]. folgte eine gute Woche später der Hruch 
mit seinem politischen Erbe; Unter Führung 
des Armeehauptmanns Lasana Conte putschte 
das Militär am 3. April. 
Es löste die Einheitspartei Demokratische Par· 
tei Guineas (POG) sowie die Mlfsenorganis.a· 
tionen auf, suspendierte die Verfassung ebenso 
wie die Nationalvenammlung und ließ die poli­
tischen Gegner Toures sowie andere Strafge­
fangene aus den eefangnissen frei. 
"Wenn das Werk Ahmed Sekou Toures auch 
auf außenpolitischem Gebiet von Erfolg ge­
krönt worden ist", hieß es in einer Proklama­
tion des inSla!li~rten Militärnts zum Wieder· 
aufbau, "so trifft dies auf du Feld der Innen­
politik nicht zu, auf dem ... die Hoffnungen 
auf eine gerechtere und gleichere Gesellschaft 
sehr schnell ~erf1ogen sind." 
Das IO·Punkte. Programm des Militärrau 
orientiert vor allem auf eine "Sanierung der 
zerrillleten Wirtschaft des Landes", wo sich 
Toure bis zuletzt den ihm angetragenen Dikta· 
ten des Internationalen Währungsfonds wider· 
setzt hatte. Die Akzente legen die neuen 
Machthaber jetzt offensichtlich auf die Förde· 
rung des .,freien Unternehmertums" und auf 
die ausländische Beteiligung an der Erschlie· 
ßung der reichen mineralischen Rohliloffe des 
Landes. Dies jedoch bedeutet vor allem eine 
noch konsequenter hetriebene Fortsetwng 
jener Westöffnung, die unterToure bereits seit 
Ende der 10er J ahre eingeleitet wurde. 
Sekou Touds historisches und bleibendes Ver· 
dienst liegt vor allem darin, daß sich unter 
seiner Führung Guinea als erstes schwan:afri· 
kanisches Land 1958 den neokolonialen Am· 
bitionen der französischen Kolonialmacht er­
folgreich widersetzte. 

Bangladesh 

Die Protestbewegung gegen das in Bangladesh 
bestehende Krieg$Techt und fürdie Rückkehr 
zur Demokratie erreichte am 3. April d.). ci· 
nen neuen Höhepunkt. Rund I MioMenschen 
beteiligten !lich in der Hauptstadt Oacca an 
einer Protestdemonstration. Es war die größte 
seit der erneuten Aufhebung des Verbou von 
politischer Betätigung von Ende März d.]. 
(siehe AlB I (19M, S. 5!i). 
Vorausgegangen war ein landes .... eiter Streik 
am l. März dJ., die Zuriiekziehung ihrer Kan­
didatur bei den Diuriktwah1en dur<:h 499 Poli­
tiker und schließlich die Verschiebung der 

Kurzinformationen 

Wahlen auf Anordnung des Staa.tschefs, Gene· 
rat Hussetn Mohammad Ershad. Die Opposi· 
tionsparteien hatten zum Wahlboykolt aufge­
rufen. da sie weiterhin auf ihrer Forderung 
nach unverzüglicher Durchftihrung von Parla­
mentswahlen bestehen, und zwar vor jeder an· 
deren Wahl. 
Der jetzigen Militärregierung unter General 
H.M. Ershad soll keine Gelegenheit gegeben 
werden, sich durch eine Wahlfarce eine Macht· 
basis für weitere Wahlen, insbes.ondere ftirdie 
am 27. Mai dJ. vorgesehenen Präsidentschafts· 
wahlen, zu schaffen. 
Weitere forderu ngen der beiden Oppositions· 
bundnisse aus 15 bzw. 7 Parteien sind: Die 
sofortige Aufhebung des Kriegsrech(ji, die Wie· 
derherstellung aller Grundrechte, die Beendi· 
gung jeglicher Behinderung "on politischen 
Aktivitäten und die Freilanung aller politi· 
Icher Gefangenen. 

Irak-Iran 

Ab Mitte MdTZ d.]. wurden iranische Soldaten, 
die schwere Verätzungen und innere Verlet· 
zungen aufwiesen, ineuropäische Kliniken ein· 
geflogen. Nach Aussagen der behandelnden 
Änte in Wien waren sie dem chemischen 
Kampfstoff Senfgas ausgesetzt gewesen (zu 
Giftgasen und ihrer Wirkungswdse siehe; AlB­
Sonderhdt 2/ 1984" S. 13ff.). 
Nach iranischer Darstellung handelte es sich 
um Opfer "on Giftgasangriffen der irak ischen 
Seite. 

Vom 13.·19. Mä~ d.). hielt sich eine UNO· 
Untersuchungskommission, bestehend aus vier 
unabhängigen Wissenschaftlern. an der irani· 
schen Seite der Front auf und konnte Spuren 
von Senfgas und dem Nervengift Tabun nach· 
weisen. Westliche Berichte, die chemischen 
Gifte seien "on der Sowjetunion geliefert wor· 
den, haben sieh inzwischen als falsch heraus· 
gestellt. StaUdessen beschuldigen die USA 
bundesrleutsche Firmen, die nötige Technolo· 
gie geliefert zu haben, was seitem der Hundes­
regierung und der betroffenen Finnen demen­
tiert wurde. 
Wenn der Irak Senfgas oder Tabun einsetzt, so 
stammen die Stoffe. da sie relativ einfach her· 
zustellen sind, wahrscheinlich a.us eigener Pro· 
duktion. 

Ad~enänderungen 

bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 
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Spendenaufruf der 
Eine Druckerei 

Clrlos Fonseca 
die Jugend Nllcaraguas 

Unlentutzung beim Bau und der F.in· 
richtung einlC'r l>ru, klC'rel rur die jugend 
Nikuaguas diesel Ziel hat skh die 
.. SoLidantatsbrigade Culos Fon.eca·· 
gestellt. 
Eine Drucken'i rur die jugend. das 
heißt die VOraUlltllungrn schafre:n rur 
diC' lIef.ulgabe von Pubten. Informa­
tionsbroschuR'n. Zeiuchrlheh rUf FR'I' 
zC'it und Blk!ung. dldaktischC'n Malerla' 
lim und dC'T Zeituhnft dC'T Sandinisti· 
schC'n jugmd 19. Juli "Los Mucha· 
,hos" . 

Eine llruckC'rC'1 rur dilC' jugend. d.u lIt 
konkrete HilrC' beim Aufbau des neuen 
Nikaragu ... UntC'ututzung Im Kampf 
pgen die Propag .. nda und diC' Deltabl­
Usierungsversur.:he der l'S-Reglerung 
und dC'f von ihr rlnanzierten Konter· 
fC'VOIUlion. 

Die "S",nJininische jugend 19. juli" 
ging und gehl voran im Kitmpf gegen 
das Analphabetentum, Dem tinsalz 
von m ehr ab 60.000 Jugendlichen ist es 
vor allem zu verdanken. daß in :o\ikara· 
gua die Analphabelenrate \'on !)6'Co im 
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1979 "ur 12% im August 1980 

:~:" I~:::;';::~;<~: jugend 19. Juli"' große Rolle beim Auf· und 
des GesundhelllWescns, In den 

sowie In der 

Die Sandiniste:n K'tl.tn ihre 
ein. ""0 sie das neue Nlkara· 

dringendsten braucht. bel der 
genau50 wie bel deT Ver· 

gegen konterRvolutlonare 
und rlne drohende Inter· 

durch den l'S-lmpcnalilmus. 

Die: . SandmlStC'n buuchrn unst· 
n Vom trs.Cehe:lmdienst 

Bandenmor· 
den untoren. l'berf .. Ue und Sol.' 

fuhl'C"n zu ~hlhonen!ch.tden. DIr­
Enrwkklung der Wirts( haft .0 

d,m,ll'd br-nötigten jugendiichr-n 
d,n Gr-wehr in die Hand neh­

~;~~tlr~,;ihr I.and ;,;u verteidigrn. Mit 
il F.rprnsung und wirtschaft· 

Boykott erschweren die llSA 
die Offen 

drohen SI<' mltlntervrnhon. 
Angesl,hts dieSC'r Situation rufrn wir 
alle Fnunde de! freien NikaraRua .• uf 
• t'bt poliliKhe und finanziell<' "ioh· 

darit .. r mit dem Volk "Sikarag"uu 
• Spendt"1 rur die Druckerei dn .Ju· 

gend 
• l'nlr-ntutzt die .. Solidaril4itsbTlgade 

('.arlo~ ~onlC'''''' 

Herbnt ~hel 
Vorsitzender dc:r DKP 

W('meT StullDoI.Dn 
Vorsitzender der SDAj 

8('mdGabkr 
Vorsitzender dei MSB 

Itemzjurgen Nieth 
!kkretar der .. Solidaritaubrigade 
Carlo, Fnnscca" 

Sprndenkonto: 
.. Sohdaril;.,ubrigade Carlol .·ons('ca", 
Bank {ur Gemeinwirtschaft Düssddorf, 
Kto.·:o\r.: 10 12575700 




